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1. Einleitung: 
 
Die vorliegende Arbeit stellt sich der Aufgabe in kompakter Form die wesentlichen Zäsuren und 
Entwicklungsstränge des Dienstrechts des österreichischen Öffentlichen Dienstes in der Zweiten 
Republik am Beispiel der Gebietskörperschaft Bund zu beleuchten und darzustellen und wird an 
der Human- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät am Institut für Politikwissenschaft der Uni-
versität Wien als Diplomarbeit eingereicht werden. Aus dieser Zweckbestimmung erfließt auch 
das Erfordernis, das gewählte Thema, auch wenn eine gewisse Prävalenz juridischer Inhalte 
nicht zu verkennen sein wird, in einer Art zu behandeln, die das Augenmerk intensiviert auf 
politikwissenschaftliche Fragestellungen lenkt. In Abgrenzung von den Rechtswissenschaften 
liegt der Fokus nicht in einem Bereich der diese zuzuordnenden Teildisziplinen, ein vollständi-
ger Ausschluss von Grenzdisziplinen wie Rechtsgeschichte oder Rechtssoziologie war aber we-
der möglich noch beabsichtigt. 
Das Interesse an der Vertiefung in der gewählten Thematik entspringt dem Tagesgeschäft des 
Verfassers als Jurist in der Rechtsabteilung der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst (GÖD). Im 
Mittelpunkt dieser hauptberuflichen Tätigkeit steht die tagtägliche Auseinandersetzung mit dem 
Dienstrecht des Öffentlichen Dienstes auf Bundes- sowie Landesebene; der maßgebliche Fokus 
dieser Tätigkeit liegt stets auf dem status quo, nur vereinzelt aber auf dem status ante konkreter 
Rechtsnormen. 
Eine Einordnung des angeeigneten Fachwissens in breiterem Kontext unterbleibt, ein Wissen 
über die historische Entwicklung des Dienstrechts, ein Einblick in die sozialen, ökonomischen 
und interessensgeleiteten Rahmenbedingungen, die diese Entwicklung förderten oder verzöger-
ten, unterbleibt. 
In diesem Zusammenhang mag es verwundern, dass die die Tätigkeit der Gewerkschaft Öffent-
licher Dienst nur niederschwellig Eingang in diese Arbeit gefunden hat. Einerseits aber stand die 
Akteursebene nicht im Zentrum der Untersuchung, auf der anderen Seite hätte ein vertiefendes 
Eingehen aufgrund der beruflichen Verflochtenheit des Verfassers immer die Gefahr einer the-
matischen und inhaltlichen Ungleichgewichtung in sich geborgen. 
Die vorliegende Arbeit soll Licht in nachstehende Zusammenhänge bringen: Im Zuge einer dia-
chronen Betrachtung wird der Versuch unternommen, Veränderungen des nationalen Dienst-
rechts des öffentlichen Dienstes zu untersuchen. Vorgespannt werden muss daher eine histori-
sche Darlegung des – heute – so genannten Öffentlichen Dienstes und damit auch des sozio-
historische Entwicklung des Typus des Öffentlich Bediensteten vom auf den Lehensherrn einge-
schworenen Vasallen bis hin zum Berufsbeamten der demokratischen, rechtstaatlichen Republik. 
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Gleichzeitig soll versucht werden die Entwicklung in toto in einen Rahmen zu stellen und dabei 
zu beleuchten, ob sich aus diesen Entwicklungsschritten bzw. Entwicklungssprüngen eine ten-
denzielle Richtung ableiten lässt, welche in einem breiteren theoretischen Kontext verortet wer-
den kann. Am Ende dieser Arbeit wird der Versuch stehen, einen Ausblick auf zukünftige Ent-
wicklungen des Dienstrechts zu bieten. 
Der theoretische Hintergrund bzw. der Forschungsfokus der Arbeit rekurriert auf Konzepte aus 
dem Bereich der Staats- und Verwaltungswissenschaft, Rechts- und Staatsoziologie sowie demo-
kratietheoretischen Aspekte. Insbesondere das Bürokratiemodell Max Webers erfährt aufgrund 
seiner weit reichenden Bedeutung für die Vergangenheit, Gegenwart und voraussichtlich auch 
für die Zukunft eine ausführliche Darstellung. 
 
2. Forschungsfragen: 
 
Die in der Einleitung bereits angerissenen Forschungsfragen sollen an dieser Stelle konkretisiert 
werden: Wo lag der Ursprung der dienstrechtlichen Entwicklung und wie verlief diese Entwick-
lung? Wie veränderte sich die rechtliche Position der Bediensteten im Laufe der Zeit? Gab es 
revolutionäre Umbrüche oder waren die Veränderungen diskreter, evolutionärer Natur? Welche 
maßgeblichen Veränderungen im nationalen Dienstrecht gab es im Verlaufe der II. Republik? 
Sind Tendenzen einer Egalisierung, einer Demokratisierung, einer Verrechtlichung erkennbar? 
 
3. Hypothesen: 
 
Als Eingangshypothese wird die Annahme getroffen, dass die Veränderungen im Bereich des 
Öffentlichen Dienstrechts grundsätzlich evolutionärer Natur waren, d.h., dass die Entwicklung 
weitgehend fließend von Statten ging. 
Als zweite Hypothese wird angenommen, dass diese Veränderungen unter dem Aspekt einer 
zunehmenden Verdichtung des Regelungsgehaltes der dienstrechtlichen Normen von Statten 
gingen. 
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Diese Hypothese wird in nachstehende Subhypothesen aufgeschlüsselt: 
1. Der Komplex dienstrechtlicher Normen hat sich ausgeweitet, es sind neue Regelungsfelder 
hinzugekommen, bestehende Regelungsfelder wurden normativ tiefer durchdrungen. 
2. Entscheidungen innerhalb des Systems wurden zunehmend prozessuale Abläufe vorge-
schaltet und diese Abläufe wurden im Laufe der Zeit auch immer komplexer. 
 
Als dritte Hypothese wird angenommen, dass dienstrechtliche Normen einer Demokratisierungs-
tendenz unterliegen. 
Diese Hypothese wird wiederum in 2 Subhypothesen aufgeschlüsselt: 
1. Die subjektive Rechtsposition des einzelnen Beamten gegenüber seinem Dienstherren hat 
sich durch gesetzliche Verbriefung von Rechten auf der einen und der Einräumung von 
Möglichkeiten diese gesetzlich definierte Position auch durchzusetzen bzw. zu erhalten auf 
der anderen Seite verstärkt. 
2. Es kam zur Herausbildung kollektiver Mitwirkungs- und Gestaltungsmöglichkeiten auf ge-
setzlicher oder „freiwilliger“ Ebene, die in Entscheidungsprozessen maßgebliche Bedeutung 
erlangt haben. 
Zum Vierten wird die Hypothese aufgestellt, dass sich seit dem Beitritt Österreichs zur Europäi-
schen Union mit Wirksamkeit 1.1.1995 die maßgeblichen Zäsuren auf einer Anpassung an das 
europäische Rechts gründen, der Einfluss nationaler Akteure sich dabei auf den Transformati-
onsprozess beschränkte sowie dass bei Ausklammerung dieser Veränderungen keine maßgebli-
chen Veränderungen, die auf rein innerstaatliche Interessenslagen rückführbar sind, stattgefun-
den haben. 
Als fünfte Hypothese wird davon ausgegangen, dass die dienstrechtliche Gesetzgebung bis in 
die 80er Jahre unter der handlungsleitenden Prämisse des sozialstaatlichen Staatskonzeptes stand 
und sich in der Folge unter dem Einfluss neoliberaler Strömungen an dem neuen Leitbild des 
New Public Management als „Konsensprodukt“ orientiert. 
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4. Methodische Ansätze: 
 
Dem methodischen Repertoire der Sozialwissenschaften entnommen werden nahezu ausschließ-
lich qualitative Forschungsmethoden. Dabei prävaliert die Thematik bzw. der Untersuchungsge-
genstand einen Vorrang der hermeneutischen Textanalyse. Dies deswegen da vor dem Hinter-
grund der aufgeworfenen Forschungsfragen und der in diesem Zusammenhang aufgestellten 
Hypothesen ein weiter Bogen gespannt wird. Das Substrat zur Beantwortung dieser Forschungs-
fragen findet sich letztlich zuvorderst in schriftlichen Quellen, insbesondere in Rechtsquellen, 
die inklusive derjenigen Materialien, welche im parlamentarischen oder vorparlamentarischen 
Gesetzwerdungsprozess entstanden sind, entweder als Primärquellen herangezogen werden oder 
bereits in Sekundärliteratur aufgegriffen, analysiert und behandelt werden. Die aufgeworfenen 
Fragestellungen beziehen sich auf die Herausbildung und Veränderungen von Regeln und Nor-
men, die vor dem Hintergrund des politikwissenschaftlichen Forschungsansatzes, systematisch 
beantwortet werden sollen. 
Als weitere Methode wurden aber auch Interviews und auch Hintergrundgespräche geführt. Bei 
zwei Interviews handelt es sich um Experteninterviews, diese helfen, einerseits das aus der 
Textanalyse gewonnene Substrat vor dem Hintergrund des aus den Interviews Gewonnenem zu 
reflektieren und eine Untersuchung auf Gleichklang oder Dissens zulassen, andererseits durch 
die Authentizität und Praxisnähe der interviewten Experten der Arbeit auch etwas Leben ein-
hauchen und deren Lesbarkeit zu erleichtern. Selbstverständlich dienen diese Interviews daher 
auch dem Zweck Ränder zu glätten und Lücken zu schließen, die bei der reflexiven Hinterfra-
gung texthermeneutisch gewonnener Zwischenergebnisse verbleiben. Mit diesen Interviews ist 
daher die Erwartungshaltung verknüpft, einen Blick hinter die publizierten und öffentlich zu-
gänglichen Quellen zu werfen und dabei auch etwas über die Innensicht, die Motive und Erwar-
tungshaltungen der handelnden Akteure zu erlauben. Die interviewten Experten rekrutieren sich 
aus Kreisen langjähriger und intimer Kennern des Öffentlichen Dienstes und selbstverständlich 
dessen Dienstrechts. Zum einen entstammen sie führenden Positionen der Arbeitgeberseite, zum 
anderen sind sie als langjährige Funktionäre der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst in ebenso 
organisatorisch wie fachlich herausragenden Positionen auf der Seite der Arbeitnehmervertre-
tung einzureihen. Die Innensicht aus der Perspektive Betroffener und deren Selbstverständnis 
vor dem Hintergrund der aufgeworfenen Fragestellungen zu beleuchten, wäre selbstredend ein 
interessantes Unterfangen. Um hier ein verwertbares, d.h. einigermaßen repräsentatives Ergebnis 
zu erzielen, wäre aber aufgrund der Fülle der Betroffenen zweifellos ein quantitativer Ansatz zu 
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wählen; es hätte dies den Rahmen dieser Arbeit aber über die Maßen geweitet und wurde daher 
auch nicht aufgegriffen. 
Kritisch zu reflektieren ist in diesem Zusammenhang der Begriff des „Experten“. Es handelt es 
sich sowohl bei den Experten aus dem Dienstgeber- als auch dem Dienstnehmerbereich um 
fachlich bestversierte Kenner der Materie mit weitgehenden Einblicken in das Organisationsge-
füge des Öffentlichen Dienstes, die vorherrschende Verwaltungskultur, etc. Ebenso ist aber da-
von auszugehen, dass diese in Ihrem beruflichen Umfeld auch interessensgeleitet agieren (müs-
sen), ihre Perspektiven aufgrund langjähriger Sozialisation in diesen Interessenssphären durch 
diese geprägt sind und diese Interessen und Prägungen in gewissem Maße auch die in den Inter-
views getroffenen Aussagen färben. 
Als Ergänzung wurde auch ein exemplarisches Interview mit einer außenstehenden Person ge-
führt, die in führender Position im obersten Management eines auch in Österreich niedergelasse-
nen Amerikanischen Büromaschinenhersteller tätig ist. 
Auf quantitative Methoden in größerem Umfange wird verzichtet. Ungeachtet einer persönli-
chen Bevorzugung qualitativer Methoden durch den Verfasser, erscheint diesem die der vorlie-
genden Arbeit zugrunde liegende Thematik in deren Wesenskern mithilfe quantitativer Metho-
den nicht oder nur ungenügend fassbar. An den Stellen, an denen in inhaltlichem Konnex statis-
tische Aussagen eine unterstützende oder eigenständige Bedeutung erlangen, werden aber auch 
punktuell quantitative Methoden zur Anwendung gelangen. 
 
5. Theoretische Ansätze: 
 
Den die vorliegende Arbeit tragenden theoretischen Ansatz bildet ein synkretisch modulierter 
Ansatz, der sich vor dem Hintergrund der Spezifika des Polity orientierten Untersuchungsgegen-
standes aus 3 Subansätzen speist: 
Ein Teilaspekt gründet auf den Postulaten partizipatorischer Demokratietheorie. Demnach ist 
die Demokratisierung nicht auf die gesamtpolitische Willensbildung und die Auswahl der natio-
nalstaatlichen Herrschenden durch den Gesamtdemos beschränkt, sondern ergreift und durch-
wirkt letztlich sämtliche Bereiche der Gesellschaft als Prinzip an sich. Ein Zustand der Nichtpar-
tizipation Betroffener soll durch eine Zunahme partizipatorischer Möglichkeiten, die in der Vor-
nahme tatsächlicher Partizipation münden, abgelöst werden. Diese Partizipation kann in konven-
tioneller und unkonventioneller Beteiligung bestehen, d.h. in Form traditioneller, oft gesetzlich 
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vorgezeichneter Beteiligungsformen wie z.B. Teilnahme an Wahlen, Abstimmungen, Petitionen, 
o.ä. Als unkonventionelle Methoden der partizipatorischen Teilhabe wären beispielsweise De-
monstrationen, Sit-Ins oder auch Streiks zu nennen. Im Sinne eines beteiligungszentrierten, de-
mokratietheoretischen Ansatzes lässt sich die Demokratisierung einer Gesellschaft und folglich 
auch die Demokratisierung eines gesellschaftlichen Subsystems insbesondere an der Einräu-
mung von Möglichkeiten der Willensbekundung, der Beratschlagung, der aktiven Mitgestaltung 
bis hin zur Verhinderung Ungewolltens bestimmen. Dabei liegt der Fokus auf dem Input des 
interaktiven, kommunikativen Prozesses, wobei quantitative und qualitative Merkmale der Mit-
bestimmung und Teilhabe eine wesentliche Rolle spielen. Insbesondere die expansive Theorie 
nach Robert Dahl1 analysiert und fordert die demokratische Durchflutung sämtlicher Lebensbe-
reiche und sozialer Teilsysteme wie es beispielsweise die Arbeitswelt darstellt. Der Öffentliche 
Dienst bildet eine Schnittstelle zwischen einigen gesellschaftlichen Teilsystemen bzw. insbe-
sondere zwischen der Arbeitswelt und Herrschaft. Die im Öffentlichen Dienst Beschäftigten 
bilden zumindest im hoheitlichen Bereich personalisierte Instrumente der Herrschaft und der 
Vermittlung staatlicher Machtpositionen; ihr Wirken ist nicht zuletzt auf die zwangsweise 
Durchsetzung rechtlich übergeordneter und - zumindest in einem Rechtsstaat - gesetzlich vorge-
zeichneter Sollzustände gerichtet. In einem demokratischen Rechtsstaat ist zwar die Geltung 
dieser zu vollziehenden Normen demokratisch legitimiert, dem Unterworfenen stehen spezifi-
sche Möglichkeiten der Verfahrensbeteiligung zu, dennoch verbleibt letztlich im Bereich der 
Vollziehung der autoritative Zwang als charakteristisches Wesenselement bestehen. Die Be-
diensteten selbst, die in organisiertem Zusammenwirken den bürokratischen Verwaltungsstab 
bilden, bilden eine spezifische Teilmenge der Arbeitswelt als (unselbständig) Beschäftigte mit 
besonderen Aufgaben unter besonderen Beschäftigungsbedingungen. Beide Parameter unter-
scheiden sie von Arbeitnehmern im privaten Bereich, die ihre Tätigkeit in marktwirtschaftlichen 
Konkurrenzsituationen entfalten. Für diesen Bereich ist das Rechtsinstitut der vertraglichen 
Übereinkunft paradigmatisch. Idealiter basieren sowohl der Liefervertrag eines produzierenden 
Unternehmens mit dem abnehmenden Unternehmen als auch der Arbeitsvertrag des sich in ei-
nem Teilakt an diesem ökonomischen Prozess in einem dieser Unternehmen beteiligenden Ar-
beitnehmers auf einem Vertrag, d.h. auf einer Vereinbarung die den beteiligten Parteien mehr 
oder weniger angemessenen Nutzen bringt. Diesem Bereich ist daher in gewissem Maße ein 
egalitäres Moment als konstitutive Grundvoraussetzung quasi immanent, wonach (auch) sozio-
ökonomische Beziehungen von freien Individuen, in organisierter Form von Verbänden, nach 
freiem Willen gestaltet werden. Einziges Instrument hierzu bildet eben ein auf Interessenaus-
gleich gerichteter Vertrag. Hier wird aber der Unterschied zu den eingangs beschrieben Öffent-
lich Bediensteten deutlich, deren arbeitsmäßiges Wirken sich nicht als Teilaspekt eines horizon-
                                                          
1
 Schmidt, Manfred G.: Demokratietheorien, 5. Auflage, Verlag für Sozialwissenschaften, Wiesbaden 
2010, S. 238f. 
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talen Prozesses ökonomischen Interessensausgleichs, sondern als Aspekt der vertikalen Trans-
mission hoheitlicher Interessen darstellt. Deutliche soziologische Unterschiede im Tatsächlichen 
bewirken oft eine unterschiedliche Behandlung, die Herausbildung differenter sozialer Normen. 
Im gegenständlichen Bereich entwickelte sich ein spezifisches Dienstrecht für den Öffentlichen 
Dienst, das sich deutlich von dem sog. allgemeinen Arbeitsrecht abhebt.  
Der Theorie der expansiven Demokratie folgend ist daher  davon auszugehen, dass sich auch in 
dieses Segment im Laufe der Zeit partizipatorische Elemente eingeflossen sind und sich sowohl 
in quantitativer als auch qualitativer Hinsicht deutlich verstärkt haben. Die Expansive Demokra-
tietheorie setzt schon begrifflich eine fortschreitende Entwicklung voraus und bietet sich dieser 
Zugang daher für eine diachron-analytische Betrachtung des Untersuchungsgegenstandes Öf-
fentliches Dienstrecht an. 
Einen weiteren Teilaspekt bildet Max Webers Idealtypus des bürokratischen Verwaltungsstabes, 
der unter Pkt. 8 vertieft dargestellt wird. 
Die Public Choice Theorie fließt insoweit ein, als dass diese – durchaus in Widerspruch zu We-
bers normativen Aussagen über die Bürokratie – zwar ebenso von rationalem Handeln ausgeht, 
in ihrer Kernaussage aber den Individuen einen methodologischen Individualismus unterstellt, 
dessen Rationalität insbesondere in einem eigennutzenzentriertem Verhalten seinen Nieder-
schlag findet. Auf Basis dieser Theorie haben William A. Niskanen und Anthony Dows je ein 
Bürokratiemodell entwickelt. Niskanens Bürokratiemodell geht von einem stetigen Spannungs-
feld zwischen Politik und Verwaltung, also zwischen der den politischen Willen funktional re-
präsentierenden Regierung und dem bürokratischen Verwaltungsstab. Diese liegen in einem 
stetigen Wettstreit um die Durchsetzung ihrer Interessen und daher in einem ständigen Kampf 
um Machtpositionen. Den Interessen der Politik gerichtet auf Anweisungs- und Durchgriffsho-
heit sowie Kontrolle steht das Interesse der Bürokratie an möglichst weitgehender Handlungsau-
tonomie und Ressourcenallokation gegenüber. Um das Primat der Politik sicher- bzw. wieder-
herzustellen bedarf es nach diesem Modell Maßnahmen der Kontrolle bzw. Nutzbarmachung 
eigennutzenorientierten Denkens und Handelns der bürokratischen Individuen durch die Einfüh-
rung von mehr Wettbewerb zwischen den Verwaltungseinheiten, leistungsorientierten Besol-
dungssystemen, Leistungs- und Zielvereinbarungen etc. Anthony Downs rückte die internen 
Handlungsprozesse und deren Determinanten in den Fokus seines Bürokratiemodells. Auch hier 
sind die Bürokraten von egoistischen Motiven geleitet, die aber innerhalb der Bürokratie nicht 
stringent verlaufen sondern unterschiedlich verteilt sind. Diese bestimmen einen Lebenszyklus 
eines Amtes. Die Bürokratie wird mit steigender Größe und zunehmender hierarchischer Ver-
schachtelung starr und ineffizient unter gleichzeitigem Versagen der Kontroll- und Koordinati-
onsstrukturen. Diesem Modell folgend besteht daher eine gute Verwaltungsführung in der Dere-
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gulierung der Verwaltungsstrukturen und differenzieller Reorganisation, um Kontroll- und Steu-
erungsdefizite auszugleichen und die egoistischen Handlungsmotive der Individuen beherrsch-
bar zu machen2. Ein wesentliches Element dieses Theorieansatzes bildet das Personalmanage-
ment, das als Überbegriff für Personalführung, Personalleitung und Steuerung des Personals 
dient. Ein Kernpunkt des Personalmanagements besteht in der Verhaltenssteuerung des geführ-
ten Personals durch Gestaltung der Art und Beschaffenheit der persönlichen Interaktion des 
Vorgesetzten mit den Bediensteten sowie durch Maßnahmen der Systemerhaltung im Sinne von 
Personalauswahl und Personalentwicklung3. 
Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass dienstrechtliche Entwicklungen im Zeitraum zwischen 
1945 bis dato, nicht zusammenhangs- und konditionierungslos im sozio-historischen Kontext 
verbleiben, sondern sowohl in wechselseitiger Beeinflussung und Konditionialisierung  mit den 
sozio-politischen Rahmenbedingungen stehen. Dabei ist davon auszugehen, dass die Art und 
Beschaffenheit des öffentlichen Dienstrechts durch jeweils hegemoniale Staatstheorien und 
Verwaltungsreformkonzepte geprägt werden. Dabei ist insbesondere das Spannungsverhältnis 
zwischen der Staatskonzept des Wohlfahrtsstaates und der neoliberalen Staatsauffassung sowie 
das Verwaltungsreformmodell des New Public Managements. 
Als gesellschaftliche Rahmenbedingungen im weitesten Sinne kommen u.a. in Betracht: Ver-
fügbarkeit (finanzieller) Ressourcen, herrschende, d.h. letztlich von einer Regierung getragene 
(volks-)wirtschaftspolitische Grundauffassungen4, die öffentliche Meinung, um nur die wichtigs-
ten in prägnanter Form zu nennen, wobei insbesondere letztere wiederum in einem sich wech-
selseitig beeinflussenden Interpendenzverhältnis stehen. 
Es ist davon auszugehen, dass die dienstrechtliche Gesetzgebung in der Zeit von 1945 bis An-
fang der 90er Jahre unter dem beherrschenden Einfluss einerseits sozial- und wohlfahrtsstaatlich 
geprägter Staatsphilosophie und andererseits unter dem Primat einer keynesianistischen Volks-
wirtschaftsausrichtung stand; ab Beginn der 1990er Jahre allerdings sich einerseits die Ideen 
                                                          
2
 Thom, Norbert/Ritz, Adrian: Public Management, 4. Auflage, Gabler Verlag, Wiesbaden, 2008, S. 15ff. 
3
 Hopp, Helmut/Göbel, Astrid: Management in der öffentlichen Verwaltung, 3. Auflage, Schäffer-
Poeschel Verlag, Stuttgart, 2008, S. 281ff. 
4
 Dies deswegen, da nach österreichspezifischer Verfassungswirklichkeit die als „freie Mandatare“ ge-
wählten Abgeordneten, dennoch mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit einer von der Re-
gierung eingebrachte Regierungsvorlage gemäß ihrer fraktionellen Zugehörigkeit ihre Zustimmung er-
teilen oder diese ablehnen. Ausgenommen Verfassungsgesetze ist daher ein zustimmendes und als 
annehmend beschließendes Votum des Nationalrates daher deswegen anzunehmen, da – ausge-
nommen den Fall einer Minderheitsregierung – die die Regierung stellende Fraktion(en) auch über ei-
ne relative Mehrheit im NR (d.s. 92 Mandate von 183, also 50% + 1 Mandat) verfügt/verfügen. Dabei 
ist aber selbstverständlich nicht außer Acht zu lassen, dass im Vorfeld der Zuleitung einer Regierungs-
vorlage an den Nationalrat, im vorparlamentarischen Raum, beispielsweise im Begutachtungsverfah-
ren, bereits eine weitgehende Interessensabgleichung zumindest mit den der eigenen Fraktion nahe 
stehenden Gruppierungen versucht wird, sodass dadurch auch offener Dissens innerhalb der, der ei-
genen Fraktion zugehöriger Mitglieder des NR, vermieden wird. 
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eines New Public Management, unter Umständen sogar klassisch neoliberale Ideen, auch in der 
dienstrechtlichen Gesetzgebung zunehmend verfestigten. 
 
6. Untersuchungsgegenstand: 
 
Zur Klarstellung sollte an dieser Stelle eine Abgrenzung des Untersuchungsgegenstandes vorge-
nommen werden. Den Untersuchungsgegenstand bilden primär die im Untersuchungszeitraum 
geltenden Regeln, nach denen sich die Art und Natur der Dienst- und Beschäftigungsverhältnis-
se der Bediensteten bestimmten und damit auch die soziale Position der Bediensteten innerhalb 
der Gesellschaft aber auch – gemessen an der inneren Ausdifferenzierung – innerhalb des sozia-
len Segments der Öffentlich Bediensteten selbst definierten. Maßgebliche Orientierungspunkte 
bilden dabei Gesetze oder in Konkretisierung dieser Gesetze ergangene Verordnungen sowie in 
weiterer Folge Erlässe bzw. Verwaltungsrundschreiben, die für bestimmte Verwaltungsbereiche 
Verhaltens- und Verwaltungsanordnungen an die Adresse der Bediensteten richten. Diese Nor-
men, ob nun in Gesetzes- oder Verordnungsrang, ob durch schriftliche Anordnung oder einfach 
mündlichen Auftrag geschaffen, regeln die Dienstsphäre der Bediensteten. 
Diese Normen, die die Dienstsphäre eines Öffentlich Bediensteten prägen, können in zwei Arten 
unterteilt werden: 
1. Fachnormen: 
Fachnormen regeln die dienstliche Tätigkeit des Bediensteten in fachlicher und sachlicher Hin-
sicht. Diese schreiben ihm vor wie er in einer gewissen Situation fachlich vorzugehen hat. Dies 
bedeutet insbesondere im Rahmen der Hoheitsverwaltung eine rechtliche Vorgehensweise. Der 
ein Organmandat ausstellende Polizist handelt geleitet von einer Fachnorm, die beispielsweise 
der VSTO entnommen wurde. Die Umsetzung der in diesem Gesetz enthaltenen Vorgaben ob-
liegt dem Öffentlich Bediensteten. Sie bestimmen den Inhalt seiner Tätigkeit. 
Über diesen Inhalt zu vollziehender Normen gerät der Bedienstete auch mit seiner personalen 
Umwelt, den Staatsbürgern, in Kontakt und vermittelt rechtliche Botschaften. 
2. Dienstnormen: 
Diese Normen regeln sämtliche Belange, die das Dienstverhältnis des Öffentlich Bediensteten 
inhaltlich gestalten und wirken daher intrasystemisch. Diese Normen dringen in ihrer Wirkung 
nicht nach außen, da sie nur das Verhältnis zwischen Dienstgeber und Bediensteten regeln. Das 
Beamten-Dienstrechtsgesetz (BDG 1979) regelt z.B. umfassend die individualdienstrechtlichen 
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Komponenten des pragmatischen Dienstverhältnisses – nahezu – sämtlicher öffentlich-
rechtlicher Bediensteter (Beamte5) der Gebietskörperschaft Bund. Es regelt die Art und Weise 
des Beginns des Dienstverhältnisses (nicht allerdings die Auswahl) in dem es unbedingt not-
wendige Erfordernisse,  notwendigen Inhalt des schriftlichen Dienstvertrages vorschreibt, die 
Einordnung des Bediensteten gemäß der Funktion für die er aufgenommen wurde vor dem Hin-
tergrund der Vorbildung (Pflichtschul-, Lehrabschluss, Matura oder Hochschulabschluss) zu 
einer bestimmten Verwendungsgruppe und somit das Gehalt, Urlaubsansprüche, reguläre 
Dienstzeiten (40 Stunden Woche), Zulagen für bestimmte besondere Verwendungen, Auflö-
sungsvoraussetzungen und –fristen, Gehorsams- und Verschwiegenheitspflichten, etc. 
Betrachtet man nun die obigen Ausführungen über Fach- bzw. Dienstnormen, denen beiden die 
gleiche rechtliche Qualität zuzumessen ist, da es sich in beiden Fällen um gleichrangige, recht-
lich verbindlich Anordnungen des Gesetzgebers handelt, so bildet sich eine Schnittfläche dieser 
beiden konzentrischen Kreise, in der hoheitliches Handeln nicht nur der Allgemeinheit gegen-
über erfolgt, sondern auch systemintern zur Aufrechterhaltung des organisatorischen Systems. 
3. Dienstnormen als Fachnormen: 
Der Inhalt dieser Dienstnormen erfüllt sich nicht von selbst. Personalia müssen bearbeitet, Ge-
halt muss angewiesen, die Erfüllung der Dienstpflichten und Einhaltung der Arbeitszeiten über-
wacht, Überstunden abgerechnet und angewiesen, Kündigungen ausgesprochen werden. 
Innerhalb des bürokratischen Aufbaues müssen daher auch personelle und technische Ressour-
cen zur Abwicklung dieser Vorgaben bereitgestellt, Bedienstete mit diesen speziellen Aufgaben 
betraut und geschult und in entsprechenden Organisationseinheiten, zumeist (Personal-) 
Abteilungen, zusammengefasst werden, deren Organisationszweck die Erfüllung dieser gesetzli-
chen Normen bildet. 
Für diese Gruppe von Bediensteten werden die Dienstnormen wiederum zu Fachnormen, die sie 
im Rahmen ihrer Dienstpflichten zu erfüllen haben, wie der Lebensmittelkontrollor in Vollzie-
hung des Lebensmittelgesetzes einen Beitrag zur Verwirklichung der in diesem Gesetz ausge-
drückten Zielvorstellungen leistet. 
                                                          
5
 Diese Definition des „Beamten“ ist die rechtswissenschaftliche Definition, die die Zuordnung eines 
Bediensteten zur Kategorie der Beamten einzig und allein darin gelegen sieht, dass sich dieser in ei-
nem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis befindet. Ein solche kann einzig und allein durch einen 
Bescheid begründet werden. Ein Bescheid ist ein individuell wirkender Hoheitsakt – ähnlich einem Ge-
richtsurteil – der auf einen Normadressaten, hier einen Menschen als natürliche Person, bezogen, 
rechtsverbindliche Wirkungen erzeugt, so z.B. die Begründung eines Dienstverhältnisses. Im Gegen-
satz dazu stehen Vertragsbedienstete, deren Dienstverhältnis durch einen Vertrag zwischen zwei 
Rechtssubjekten begründet wird. Anhand dieser Definition gelangt man zu einem weit engeren Beam-
tenbegriff als beispielsweise M. Weber, der seine Definition unter dem Aspekt der bürokratischen 
Herrschaft bzw. Organisation nicht einmal auf den öffentlichen Dienst beschränkte. 
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Die Bereitstellung und Bündelung von Ressourcen für dieses Aufgabenspektrum innerhalb der 
gesamten Organisationseinheit ist daher unbedingte Voraussetzung, um die Erfüllung der sonsti-
gen Aufgaben des Öffentlichen Dienstes überhaupt erst zu ermöglichen, d.h. es lässt sich dieser 
Teilbereich bei systemanalytischem Fokus in funktionaler Hinsicht als Teilorganisationseinheit 
mit der Aufgabe der System(selbst)erhaltung im Sinne einer Systemselbstverwaltung charakteri-
sieren. 
7. Soziologisch-historische Entwicklung des Berufsbeamtentums: 
 
Der evolutionäre Prozess, den Gesellschaften ihrer Herausbildung durchlaufen, ist gekennzeich-
net durch eine steigende Komplexität und Kontingenz, die folgerichtig auch die Strukturen und 
das Recht einer Gesellschaft unter stetigem Änderungsdruck (um-)gestalten. Mit zunehmender 
Komplexität verändert sich die Struktur eines Gesellschaftssystems von einer segmentären auf 
eine funktional-spezifizierte Teilsystembildung. Für den Bereich des Rechts bedeutet dies eine 
zunehmende Ausdifferenzierung besonderer rechtsspezifischer Interaktionssysteme (Verfah-
rensarten) und den zunehmenden Übergang relativ gesellschaftsautonomer Entscheidungspotenz 
auf diese. Auf Gesellschaftsebene selbst kommt es das Recht betreffend zu einer Trennung von 
kognitiven und normativen Erwartungen und einer zunehmenden Abstrahierung ursprünglich 
konkreter Vorstellungen bzw. daraus erfließender Rechtssätze. 
Als evolutionäre Paradigmen können folglich folgende Tendenzen ausgemacht werden: Die 
histo-soziologische Entwicklung zeigt eine Entwicklung von segmentär organisierten Gesell-
schaften zu funktional-differenzierten Gesellschaften. In segmentären Gesellschaften erfolgt die 
soziologisch bestimmbare Teilung nach Gesichtspunkten, die sich an Familien-, Stammes-, oder 
Clanzugehörigkeit - nicht nur primär, sondern auch mehr oder weniger abschließend - orientie-
ren. Bei funktional differenzierten Gesellschaften erfolgt die Scheidung nach funktionalen Ge-
sichtspunkten, die Ungleichheit der Gesellschaft ergibt sich aus einer unterschiedlichen Vertei-
lung und Konzentration von Aufgaben und Pflichten im Gesellschaftsgefüge auf spezifische 
(Unter-)Gruppen, die letztlich als Träger einer bestimmten Gattung an Rechten und/oder Pflich-
ten ausgemacht werden können. 
Eine funktionale Gliederung entspricht der Begrifflichkeit einer arbeitsteiligen Gesellschaft. Im 
Zuge dieses Überganges entwickeln sich auch spezifische Verfahrensarten als sich manifestie-
rende Konstrukte sozialer, im Sinne einer problemorientierten Entscheidungsfindung zielgerich-
teter Interaktion. Die als mit sozialer Verbindlichkeit ausgestatteten, ursprünglich einzelfallbe-
zogenen, konkreten Regeln, werden mit zunehmender Komplexität des sozialen Gemeinwesens 
und der damit verbundenen Zunahme als von der Gesellschaft oder zumindest der in dieser Ge-
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sellschaft hierzu autorisierter Institutionen als störend empfundenen Verhaltensweisen, zuneh-
mend allgemeiner gehalten, abstrakter formuliert und vom konkreten Einzelereignis gelöst. Die-
se drei Tendenzen sind ineinander im Sinne einer sich wechselseitig bedingenden, konstituie-
renden und vorantreibenden Kausal- und Konditionalverknüpfung verzahnt und verschränkt6. In 
den archaischen, segmentären Gesellschaften erfolgt die Unterscheidung und Segmentierung 
nach familiären Gesichtspunkten. 
Eine systemsoziologische Annäherung an die Thematik bezieht sich auf den Bereich des Öffent-
liche Dienstes bzw. derjenigen gesellschaftlichen Institutionen, denen in der geschichtlichen 
Entwicklung diejenigen Funktionen zugemessen wurden, die in heutiger Definition unter dem 
Begriff „Öffentlicher Dienst“ zusammengefasst werden. Der Fokus dieser Annäherung wird 
dabei auf die diesen personifizierenden Amtsträger und das diese bindende Regelwerk rechtli-
cher und sozialer Verhaltensnormen gelegt. Ein wesentlicher Strang dieser Entwicklung lässt 
sich unter dem Aspekt der „Arbeitsteiligen Gesellschaft“ im Sinne einer zunehmenden Ausdiffe-
renzierung gesellschaftlicher Aufgabenerfüllung nach funktionalen Gesichtspunkten beobachten. 
Eine Verteilung von Aufgaben innerhalb eines organisatorischen Systems wird regelmäßig so-
wohl horizontal als auch vertikal zu beobachten sein. Eine vertikale Verteilung bedingt das Ent-
stehen einer Hierarchie, das bedeutet eine meist pyramidenförmig angeordnete Verteilung von 
Aufgabenstellungen und Verantwortungsbereiche in Form einer Über- und Unterordnung der 
handelnden Subjekte bzw. Handlungseinheiten. 
In diesem Sinne haben sich bereits frühzeitig hierarchische Organisationsstrukturen innerhalb 
von Gemeinwesen herausgebildet, deren Aufgabe u.a. in der Lösung gemeinschaftsrelevanter 
Problemstellungen bestand. 
Im Zuge der geschichtlichen Entwicklung kam es zu einer zunehmenden mengenmäßigen Ver-
größerung gesellschaftlicher Systemeinheiten und ging dies mit einer zunehmenden Verdichtung 
intra- und extrasystemischer Aufgaben- und Problemstellungen einher, deren Verrichtung bzw. 
Lösung im „Interesse“ des Gesamtsystems gelegen und für diese daher in irgendeiner Form von 
Nutzen waren. 
Für die fokussierte Betrachtung dieser Arbeit ist in diesem Zusammenhang von Relevanz, dass 
sich in einem gesellschaftlichen Gefüge letztlich eine Ebene herausbildete, zu deren ureigensten 
Aufgaben die Besorgung allgemeiner, für das Gemeinwesen als Gesamtsystem relevanter Auf-
gaben gehört, folglich eine Verwaltungsebene und diese bei isolierter Betrachtung wiederum in 
sich eine Entwicklung aufweist, die den Entwicklungen des gesellschaftlichen Gesamtsystems 
                                                          
6
 Luhmann, Niklas: Rechtssoziologie, 4. Aufl., VS Verlag für Sozialwissenschaften, Wiesbaden, 2008, S. 
139ff. 
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unter den Paradigmen einer inneren hierarchischen Differenzierung, einer prozessualen Gestal-
tung und dementsprechenden Objektivierung von Entscheidungsabläufen sowie einer zuneh-
menden „Verrechtlichung“ intrasegmentärer Regeln aufweist. 
 
8. Das Bürokratiemodell von Max Weber: 
 
1. Herrschaftsmodelle7: 
Max Weber unterscheidet 3 reine Typen von Herrschaftsmodellen anhand ihrer Legitimitätsgel-
tung: 
1. Legale Herrschaft: die Herrschaft rationalen Charakters basiert auf dem Glauben an die 
Legalität gesatzter Ordnungen und des (An-)Weisungsrechts derjenigen, die durch diese ge-
satzten Ordnungen zur Ausübung der Herrschaft berufen wurden. 
2. Traditionale Herrschaft: die Herrschaft traditionalen Charakters gründet sich auf dem All-
tagsglauben an die Heiligkeit von alters her geltender Traditionen und die Legitimität der 
durch diese Traditionen zur Ausübung der Herrschaft Berufenen. 
3. Charismatische Herrschaft: diese Herrschaftsform zieht ihre Legitimität aus der außeror-
dentlichen Überhöhung einer Person im Sinne einer besonderen Heldenhaftigkeit, Heiligkeit 
oder Vorbildlichkeit und dem daraus abgeleiteten Gehorsam gegenüber der von dieser Per-
son geschaffenen Ordnung. 
 
Bei der Darstellung dieser 3 Herrschaftsformen handelt es sich um eine idealtypische Darstel-
lung und werden diese Formen in der Realität in dieser Reinkultur so nicht anzutreffen sein. 
Jede in der Wirklichkeit empirisch zu untersuchende Herrschaft wird Elemente dieser Formen 
aufweisen; das jeweilige Verhältnis dieser Anteile zueinander wird den Ausschlag geben. Diese 
Herrschaftsformen beschränken sich nicht auf die Herrschaft in einem Staat, sondern finden sich 
in wiederum in vielfältigen sozialen Gruppen. Die Geltung und Reichweite ist daher eine sozio-
logisch universelle. 
 
Die europäische Geschichte der Neuzeit, insbesondere unter den ideengeschichtlichen Implika-
tionen der Aufklärung, war geprägt von einer Hinwendung zum Herrschaftsmodell der legalen 
und rationalen Herrschaft. Der (All-)Macht der Fürsten stand die Idee der Gleichheit aller Men-
schen vor dem Gesetz und der gleichberechtigten Teilhabe am gesellschaftlichen und staatlichen 
Geschehen diametral gegenüber. Das „Gottesgnadentum“ als Inbegriff einer traditionalen Herr-
schaftsform musste aber sukzessive dem demokratisch-republikanischen Gedanken auch in der 
Verfasstheit der Gesellschaften weichen bzw. war die Gewährung einer dem Monarchen abge-
                                                          
7
 Weber, Max: Wirtschaft und Gesellschaft, Voltmedia GmbH, Paderborn, S. 218. 
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rungenen Verfassung für ein Gemeinwesen bereits die erste Errungenschaft derjenigen, die diese 
Gedanken vorantrieben. 
 
2. Prämissen der legalen Herrschaft8: 
Nach Ansicht Webers beruht die legale Herrschaft auf folgenden Prämissen: 
1. Beliebiges Recht kann durch Vereinbarung oder Zwang für eine bestimmte Gruppe in Gel-
tung gesetzt werden, wobei sich das Recht an rationalen (zweck- oder wertrationalen) Ge-
sichtspunkten orientiert. 
2. Dieses Recht besteht aus abstrakten, absichtlich in Geltung gesetzten Regeln und bestimmt 
sohin den Rahmen in dem sowohl Rechtspflege als auch Verwaltung ihre Aufgaben zu er-
füllen haben. 
3. Der Vorgesetzte ist „legaler Herr“, der, egal ob Staatspräsident oder subalterner (öffentlicher 
oder nichtöffentlicher) Beamter mit wenigen Untergeben, sich bei seinen Anweisungen an 
eben diesen Regeln orientiert, die folglich das höhere Ziel vorgeben, das es – mittels seiner 
Anweisungen – zu erreichen gilt. 
4. Der Gehorchende befolgt nicht die Befehle der Person seines Vorgesetzten, sondern befolgt 
(als Genosse im Sinne eines grds. Gleichwertigen, nicht aber in der funktionalen Gliederung 
Gleichberechtigten) die die allgemeinen Regeln konkretisierenden Anweisungen seines 
Vorgesetzten, der im allgemeinen Schema der hierarchischen Gliederung anhand seiner ihm 
zugewiesenen Zuständigkeit die Befugnis hat, ihm einen Anteil an der Besorgung dieser 
Angelegenheiten zuzuweisen. 
5. Die „Befehlsgewalt“ eines Vorgesetzten und die Gehorsamspflicht eines Bediensteten sind 
daher durch die sachliche Zuständigkeit und die abstrakten Regeln denen auch der Vorge-
setzte zu gehorchen verpflichtet ist, begrenzt. 
 
3. Paradigmen rationaler Herrschaft9: 
Als Grundkategorien rationaler Herrschaft gelten daher nach dieser Einteilung: 
1. Ein kontinuierlicher, regelgebundener Betrieb von Amts- bzw. Verwaltungsgeschäften. 
2. Einrichtung von Behörden, die die Amtsgeschäfte innerhalb ihrer Kompetenz (im Sinne von 
klar zugewiesenen Zuständigkeit) führen und denen ein sachlich klar abgegrenzter Katalog 
an Leistungspflichten, korrespondierender Befehlsgewalten und insbesondere in Art und 
Umfang ihrer Anwendung nach klar definierte Zwangsmittel ebenso durch generelle Nor-
men zugeordneten werden. 
3. Etablierung einer Amtshierarchie im Sinne einer funktionalen Verknüpfung von Entschei-
dungs-, Kontroll- und Aufsichtskompetenzen, die in klar festgelegter Art und Weise eine 
                                                          
8
 Weber, Max: Wirtschaft und Gesellschaft, Voltmedia GmbH, Paderborn, S. 218. 
9
 Weber, Max: Wirtschaft und Gesellschaft, Voltmedia GmbH, Paderborn, S. 219. 
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Überprüfung und gegebenenfalls Ersetzung von Entscheidungen subalterner Entscheidungs-
träger ermöglichen. 
4. Erfordernis der Fachschulung der Bediensteten: um den Anforderungen gerecht zu werden, 
muss idealiter der einzelne Bedienstete in dem ihm zugewiesenen Aufgabenkreis sehr gut 
geschult und unterrichtet werden, zumal sein Leistungserfolg nicht von seinem Belieben ab-
hängen soll, sondern in der maximal möglichen Annäherung an die Vorgaben, die durch die 
generellen Regeln bestimmt werden, besteht soll. 
5. Trennung des Verwaltungsstabes von den Verwaltungs- und Beschaffungsmitteln: Die 
Sphäre des Amtsinhabers oder Organwalters schneidet sich mit der betrieblichen Sphäre nur 
in dem Bereich der geschuldeten Arbeitsleistung und Pflichterfüllung, für die ein – hoffent-
lich - gerechter Lohn (Ausgleich) geleistet wird10. Der Bedienstete bringt allein seine Ar-
beitsleistung in die Pflichterfüllung ein und ist in der ihm vorgeschrieben Amts- bzw. 
Dienstzeit bedacht, die ihm obliegenden amtsmäßigen Verpflichtungen zu erfüllen. Eigenin-
teressen des Bediensteten bzw. des Amtsinhabers bleiben ausgespart11. 
6. Keine Appropriation der Amtsstelle an den Inhaber. Die einzige Bindung des Amtsinhabers 
an die von ihm bekleidete (Macht-) Position besteht wiederum in der Berufung durch gene-
rell geltende, rationale Auswahlnormen. 
7. Das Prinzip der Aktenmäßigkeit des Verfahrens postuliert, dass die Amtsgeschäfte nieder-
schriftlich und nachvollziehbar festgehalten werden, was nur erforderlich und nutzbringend 
ist, wenn die Abwicklung der Amtsgeschäfte nach generellen Normen erfolgen soll. Vor 
dem Hintergrund der allgemeinen Normen als Bewertungs-, Entscheidungs- und Kontroll-
maßstab können die Aktivitäten des Amtsinhabers bei Bedarf anhand der von ihm angefer-
tigten Akteninhalte überprüft und gegebenenfalls berichtigt oder auch nur fortgesetzt wer-
den. 
 
Um all diese Voraussetzungen einer legalen Herrschaft zu erfüllen bedarf es aber einer hochgra-
digen Organisationsstufe der Verwaltungsebene. Max Weber bezeichnet diese Verwaltungsebe-
ne als „bürokratischen Verwaltungsstab“. 
  
                                                          
10
 Das Betriebsvermögen ist vom Eigenvermögen strikt getrennt. 
11
 An dieser Stelle darf daran erinnert werden, dass M. Weber seine Aussagen ohne Scheidung in staatli-
che Institutionen und privatwirtschaftliche Institutionen getroffen hat und verstanden wissen wollte. 
Umso bemerkenswerter fallen aber Entwicklungen an Randbereichen ins Auge, die am privatwirt-
schaftlichen Sektor ihren Ausgang nahmen, gleichfalls aber - ohne explizite dienstrechtliche Absiche-
rung bzw. Nennung – auch im öffentlichen Bereich in zunehmendem Maße bemerkbar werden, näm-
lich Werkvertragsnehmer und Freie Dienstnehmer. Diese haben sehr wohl wiederum in gewissem 
Ausmaße private Mittel zur Besorgung der ihnen obbundenen Aufgabe einzubringen. 
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4. Der bürokratische Verwaltungsstab12: 
Dieser Verwaltungsstab ist monokratisch organisiert und aufgebaut. Die kleinste Wirkungsein-
heit in diesem monokratischen Verwaltungsaufbau bildet der Einzelbeamte, die auf unterster 
Ebene der hierarchischen Bürokratiepyramide am zahlreisten anzutreffen sind. An der Spitze 
steht ein einzelner Organwalter. Kollegialbehörden, d.s. Behörden, die ihre Entscheidungen im 
Kollektiv treffen, treten in den Hintergrund. Wesentliche Charakteristika des Einzelbeamten 
bestehen darin, dass dieser 
1. persönlich frei nur seinen Amtspflichten gehorcht, 
2. in eine feste Amtshierarchie eingebunden ist, 
3. mit festen Amtskompetenzen ausgestattet ist, 
4. kraft Kontrakts13 nach freier Auslese aufgrund seiner Fachqualifikation angestellt wird, 
5. in feststehendem Gehalt in Geld für seine Tätigkeit entlohnt wird, 
6. sein Amt als Hauptberuf ausübt, 
7. bei Eintritt eine berufliche Laufbahnperspektive vor sich sieht, die vom Dienstalter und 
Leistung abhängt, 
8. von den Verwaltungsmitteln strikt getrennt arbeitet und 
9. einer strengen einheitlichen Amtsdisziplin und Kontrolle unterliegt. 
 
Essentielle Paradigmen dieses bürokratischen Verwaltungsstabes zeigen sich an einer Trennung 
zwischen dem privaten und dem beruflichen Bereich, welcher sich nicht nur in der örtlichen 
Situiertheit (Wohnraum ist nicht der Arbeitsplatz), sondern auch in der strikten inneren Abgren-
zung zwischen Arbeitszeit und Freizeit, zwischen im Dienst obliegenden Verhaltenspflichten 
und in der Freizeit legitim in Anspruch zu nehmenden Freiheiten besteht. 
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 Weber, Max: Wirtschaft und Gesellschaft, Voltmedia GmbH, Paderborn, S. 222f. 
13
 Hierunter fallen aber auch Beamte in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis, welches auf An-
trag des Bewerbers mittels Bescheid begründet wird, wenn die anderen Voraussetzungen (Auslese, 
Qualifikation) erfüllt sind. Der Begriff Kontrakt darf hier nicht zu eng im Sinne eines privatrechtlichen 
Vertrages verstanden werden. 
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Ein weiteres Charakteristikum ist das Prinzip der Ernennung im Sinne einer Einsetzung der 
Amtsträger von oben nach streng reglementierter Auswahl anhand rationaler Kriterien14. 
 
Die über lange Schulungs- und Erfahrungszeit empirisch erworbene Fachqualifikation im Sinne 
von Fachwissen ist ebenso kennzeichnend für den Einzelbeamten des bürokratischen Verwal-
tungsstabes. Die immer komplexer werdenden Gesellschaftsstrukturen, die fortschreitende na-
turwissenschaftliche Entwicklung in Technik, Medizin, etc. bedingen in den jeweiligen Fachbe-
reichen ein spezifisches Expertenwissen, das nur über einen längeren Zeitraum erworben werden 
und folglich dem Experten aufgrund seiner Kenntnisse und Fähigkeiten eine gewisse Sicherheit 
vor willkürlicher Amtsenthebung einzuräumen geeignet sein kann.  
Für die Spitze des Verwaltungsstabes gelten manche dieser Charakteristika aber nicht zwingend, 
die idealtypische Darstellung kann auf diese nicht lückenlos angewendet werden. Für politische 
Funktionen im engeren Sinne wie Minister, Staatspräsidenten, Regierungschefs oder Unterneh-
mensinhaber tritt das Erfordernis des Fachwissens in den Hintergrund. 
 
Nach Ansicht Webers ist „die rein bürokratische, also: die bürokratisch-monokratische akten-
mäßige Verwaltung (…) nach allen Erfahrungen die an Präzision, Stetigkeit, Disziplin, Straff-
heit und Verlässlichkeit, also Berechenbarkeit für den Herrn wie für den Interessenten, Intensität 
und Extensität der Leistung, formal universeller Anwendbarkeit auf alle Aufgaben, rein tech-
nisch zum Höchstmaß der Leistung vervollkommenbare, in all diesen Bedeutungen: formal rati-
onalste, Form der Herrschaftsausübung15.“ 
Vor dem Hintergrund der Massenverwaltung besteht nach Weber nur die Wahl zwischen „Büro-
kratisierung“ und „Dilettantisierung“ der Verwaltung. Maßstab für diese Scheidung bildet letzt-
lich das akkumulierte Fachwissen. „Die bürokratische Herrschaft bedeutet: Herrschaft kraft 
Wissens16.“ 
Neben dem technischen Fachwissen des Beamten, welches elementare Voraussetzung für die 
ordnungsgemäße Besorgung seiner Amtsgeschäfte darstellt, wirbt der Beamte im Rahmen seiner 
Tätigkeit aber auch ein spezifisches Dienstwissen, das nicht Eingangsvoraussetzung für seine 
                                                          
14
 Im Gegensatz zum Wahlbeamtentum, da aufgrund des deutlich höheren Legitimitätsanspruchs eines 
Gewählten dessen Ein- bzw. Unterordnung in die strikte Amtshierarchie schwerer fällt und dieser eher 
geneigt bzw. bei einer drohenden Wiederwahl fast gezwungen ist, in Orientierung an die Ziele und In-
teressen der ihn Wählenden ein „Eigenleben“ zu entwickeln. 
15
 Weber, Max: Wirtschaft und Gesellschaft, Voltmedia GmbH, Paderborn, S. 224. 
16
 Weber, Max: Wirtschaft und Gesellschaft, Voltmedia GmbH, Paderborn, S. 225f. 
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Tätigkeit sondern eine Begleiterscheinung der Ausübung seiner Tätigkeit darstellt. Im Laufe der 
Zeit erhält er Kenntnis über die finanzielle Lage oder Organisationsstrukturen von Kunden oder 
Mitbewerbern, der staatliche Beamte erhält Einblick in höchstprivate Lebensumstände von Bür-
gern oder in interne Geschehnisse und Abläufe.  
 
5. Soziale Wirkungen bürokratischer Herrschaft17: 
In sozialer Hinsicht bedeutet die bürokratische Herrschaft: 
1. eine Nivellierung der ökonomischen und sozialen Unterschiede beim Zugang zu den einzel-
nen Verwaltungsfunktionen, 
2. eine Plutokratisierung im Interesse einer möglichst langen Facheinschulung, 
3. eine Herrschaft formalistischer, strikt regelgebundener Pflichterfüllung. 
 
6. Funktionsmechanische Analyse bürokratischer Herrschaft18: 
Die Funktionsweise des Beamtentums kann nach Max Weber anhand nachstehender Prinzipien 
charakterisiert werden: Je nachdem, ob es sich dabei um eine hoheitliche oder eine private Or-
ganisationsform handelt, spricht man von einer Behörde oder einem Betrieb: 
1. Prinzip fixer Kompetenzen: die behördlichen Aufgaben sind durch feste Regeln, Gesetze 
oder Verwaltungsanordnungen bestimmt. 
a) Die amtlichen Pflichten, d.h. diejenigen Tätigkeiten, die zur Erfüllung der amtlichen Tätig-
keit erforderlichen sind, sind fest verteilt. 
b) Die Befehls- und Anordnungsbefugnisse sind nach klaren, festen Regeln festgelegt und 
verteilt.  
c) Die Bereitstellung von Ressourcen und fachlich qualifizierten Bediensteten erfolgt nach 
geplanten Vorgaben, festen Regeln und Prozessen. 
2. Prinzip der Amtshierarchie und Prinzip des Instanzenzuges: im Makrobereich besteht eine 
feste Einreihung sämtlicher Behörden in ein System der Ober- und Unterordnung, wobei 
sich dieses System nach oben hin verjüngt und im Idealfall monokratisch konfiguriert ist. 
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 Weber, Max: Wirtschaft und Gesellschaft, Voltmedia GmbH, Paderborn, S. 226. 
18
 Weber, Max: Wirtschaft und Gesellschaft, Voltmedia GmbH, Paderborn, S. 1046f. 
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Insbesondere in Verbindung mit dem Prinzip der festen Kompetenzverteilung bedeutet dies 
aber auch, dass eine Behörde, die in der Hierarchie über einer anderen Behörde steht, nicht 
einfach deren Kompetenzen an sich ziehen kann19. 
3. Prinzip der Aktenmäßigkeit bzw. Schriftlichkeit: Die Amtsführung erfolgt in Schriftform. 
Über die amtlichen Tätigkeiten bzw. Erledigungen werden zumindest schriftliche Doku-
mentationen erstellt. Anträge, Korrespondenzen, Urkunden, Gutachten, Erledigungen wer-
den schriftlich gesammelt und archiviert. 
4. Prinzip der Fachschulung: Die komplexe Materie bedingt eine tiefgehende Einarbeitung und 
Schulung über einen längeren Zeitraum. 
5. Prinzip der Hauptamtlichkeit: Die amtliche Tätigkeit ist der Hauptberuf des Bediensteten 
und wird nicht nebenbei erledigt, sodass auch konkurrierende „finanzielle Interessen“ zu-
rückgedrängt werden. 
6. Prinzip der Regelgebundenheit: Die amtliche Tätigkeit des Beamten erfolgt nach klaren, 
nicht willkürlich abänderbaren Regeln und Vorgaben. 
 
7. Soziologische Stellung des Beamten20: 
Die soziale Stellung des Beamten ist durch folgende Kennzeichen geprägt: 
1. Das Amt ist Beruf: die behördliche Tätigkeit nimmt die volle Arbeitskraft in Anspruch. 
2. Persönliche Stellung des Beamten: 
a) Gehobene Stellung: die soziale Geltung des Beamten ist eine hervorgehobene. 
b) Ernennungsprinzip: der Beamte wird durch einen konstitutiven Akt von in der Hierarchie  
Übergeordneten mit seiner Amtsposition betraut. 
                                                          
19
 Der Verfassungsgerichtshof judiziert, dass eine Verletzung des „verfassungsgesetzlich gewährleisteten 
Rechtes auf den gesetzlichen Richter“ (Art 83 Abs. 2 B-VG: „Niemand darf seinem gesetzlichen Richter 
entzogen werden.“ vorliegt, wenn über eine Angelegenheit eine unzuständige Behörde entschieden 
hat. Welch große Bedeutung der VfGH diesem Grundrecht zumisst, zeigt sich schon daran, dass wenn 
z.B. in 1. Instanz eine (bloß) örtlich unzuständige, aber sehr wohl sachlich zuständige Behörde, in 2. In-
stanz aber die sachlich und örtlich zuständige Behörde entschieden hat, die Grundrechtsverletzung in 
1. Instanz nicht saniert wird und der VfGH den Bescheid der 2. Instanz – inhaltlich ungeprüft – behebt 
und zur Sanierung des Mangels in 1. Instanz zurückverweist (VfGH B 1108/07 vom 9.6.2008, VfSlg 
18.434). Der Verfassungsgerichtshof weitet folglich eine nach der Bundes-Verfassung rein für die Ge-
richtsbarkeit angeordnete Rechtsregel auch auf die Hoheitsverwaltung aus. 
20
 Weber, Max: Wirtschaft und Gesellschaft, Voltmedia GmbH, Paderborn, S. 1048ff. 
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c) Lebenslänglichkeit der Stellung: das Dienstverhältnis ist auf die Lebensdauer des Bediens-
teten angelegt21. 
d) Geldentlohnung und Pension: für seine amtliche Tätigkeit hat der Beamte Anspruch auf 
eine im Vorhinein feststehende Entlohnung in Geld, nicht in Naturalien. 
e) Laufbahnprinzip: am Beginn seiner Tätigkeit hat der Beamte eine in ihren Grundzügen 
überblickbare Aussicht auf sein weiteres berufliches Fortkommen incl. Beförderungsoptio-
nen und Aufstiegschancen.  
 
8. Sozio-Ökonomische Grundlagen bürokratischer Herrschaft22: 
Sozio-ökonomische Voraussetzungen für diese moderne Version der Amtsstellung bilden: 
1. Geldwirtschaft 
2. Quantitative Expansion der Verwaltungsaufgaben 
3. Qualitative Intensivierung der Verwaltungsaufgaben 
4. Technische Überlegenheit der bürokratischen Organisationsform gegenüber jeder anderen 
5. Konzentration der sachlichen Betriebsmittel in der Hand des Herren 
 
Das dem politischen Begriff „Demokratie“ entfließenden Postulat der Rechtsgleichheit umfasst 
noch zwei Subpostulate23: 
1. Verhinderung der Bildung eines geschlossenen Beamtenstandes, insbesondere vor dem Hin-
tergrund des Interesses an der allgemeinen Zugänglichkeit der Ämter. 
2. Minimierung der Herrschaftsgewalt durch lediglich kurzfristige Besetzung der Ämter oder 
Betrauung mit den Funktionen durch demokratische Wahl unter Hintansetzung des Qualifi-
kationserfordernisses. 
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 Zu beachten ist hierbei, dass diese Entwicklungsschritte in eine Zeit vielen, in der keine (gesetzliche) 
Pensions- oder Invaliditätsversicherung bestand und daher eine Altersversorgung grds. aus eigenen 
Mitteln bestritten werden musste. 
22
 Weber, Max: Wirtschaft und Gesellschaft, Voltmedia GmbH, Paderborn, S. 1054ff. 
23
 Weber, Max: Wirtschaft und Gesellschaft, Voltmedia GmbH, Paderborn, S. 1075f. 
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9. Entwicklungstendenzen der Bürokratie24: 
Eine einmal durchgeführte Bürokratisierung erweist sich als beständigste Organisations- und 
Herrschaftsform, sie bildet das beste Macht- und Herrschaftsinstrument für denjenigen, der an 
ihrer Spitze steht und den Verwaltungsstab kommandiert. Der Berufsbeamte ist in seiner materi-
ellen und ideellen Existenz vollkommen auf sein Amt ausgerichtet und kann sich daher auch nur 
schwer(fällig) aus diesem Komplex lösen.  
Sowohl die Beamtendisziplin als auch die Akten bilden in den bürokratischen Organisationen das 
Rückgrat des Ordnungsgefüges. Die Machtstellung ist überaus groß, egal welcher spezifische 
Herrschaftstypus sich des Bürokratieapparates bedient: König, Diktator, Minister- oder Staats-
präsident, etc. 
Die der Bürokratie innewohnende Tendenz zur Sekretierung, der Wahrung des so genannten 
Amtsgeheimnisses erfließt der besonderen Sach- und Fachkenntnis, die sich innerhalb der Büro-
kratie aufgrund tagtäglicher Arbeit und der kontinuierlichen Wissensspeicherung ansammelt. 
Den dadurch vor den Herrschenden gewonnenen Wissensvorsprung, der letztlich nichts anderes 
als einen Machtvorteil gegenüber demjenigen darstellt, der an der Herrschaftsspitze steht, in der 
demokratischen Staatsform beispielsweise Minister, Staatspräsidenten oder Regierungschefs, 
verteidigt die Bürokratie auch vehement gegenüber diesen. Der Sachkenntnis der Bürokratie 
überlegen ist nur die spezielle Sachkenntnis der Wirtschaft. 
Die Bedeutung des Fachwissens für die Ausübung und Erhaltung der Herrschaft steigerte sich 
im historischen Ablauf in direkter Proportion  zur zunehmenden Verdichtung der Komplexität 
der Gesellschaftsstrukturen und des wissenschaftlichen bzw. technischen Fortschritts. Durch 
diesen Bedeutungsgewinn kam es auch zu einer Abkehr von im jeweiligen Anlassfall bzw. bei 
Bedarf einberufenen Ad-Hoc-Beratungsversammlungen und führte stattdessen zur Herausbil-
dung von – ständig eingerichteten – Kollegialorganen, so genannten Räten, welchen beratende 
oder gar beschließende Funktionen zugeordnet wurden. 
Tragender Leitgedanke dabei war eine Zusammenführung des auf Einzelne nicht gleich verteil-
ten Fachwissens und dessen Verschmelzung zu einer kollektiven Einheit. Nach ihrer Blüte in der 
Zeit des Absolutismus treten Kollegialbehörden mit zunehmender Technisierung bzw. fort-
schreitender technischer Entwicklung der Verwaltung aber wieder in den Hintergrund25. 
                                                          
24
 Weber, Max: Wirtschaft und Gesellschaft, Voltmedia GmbH, Paderborn, S. 1077ff. 
25
 Weber, Max: Wirtschaft und Gesellschaft, Voltmedia GmbH, Paderborn, S. 1082. 
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In Abwendung von der bisherigen Ausrichtung auf Herrscherpersonen bzw. -geschlechter ent-
wickelt sich zunehmend der sich herausbildende amorphe Staat als Träger der Herrschaftsrech-
te, beginnend mit den Gemeinden auf unterster Ebene, deren Organe als erste gewählt wurden. 
Die zunehmende Demokratisierung der Gesellschaft und damit auch der bürokratischen Verwal-
tungsebene bewirkte auch eine Favorisierung des Bildungsprinzips betreffend den Zugang zu 
Verwaltungsämtern durch den Wegfall des „Standesprinzips“, das den Kreis der Kandidaten 
ohnehin klein hielt und den tatsächlichen Zugang mehr zu einer Macht- als einer Kompetenzfra-
ge machte, und die Hinwendung zu einem rationalen und deutlich egalitärerem Auswahlmecha-
nismus. Einerseits werden Ausbildungskosten vermindert, wenn ein gewisser Ausbildungsstan-
dard bereits bei Aufnahme erwartet werden kann, andererseits erweitert es den Kreis der Kandi-
daten und damit erleichtert es die Auswahl des fachlich Qualifiziertesten. 
 
Zunehmend zeigt sich auch ein Streben, insbesondere von der Bürokratie selbst ausgehend, nach 
Verrechtlichung der Amtsstellung, ein Recht oder einen Anspruch darauf eine einmal erhaltene 
Amtsposition zu behalten oder nur unter gewissen Voraussetzungen, zum Beispiel als Folge 
eines Disziplinarverfahrens, wieder verlieren zu können. Damit wird die Institution des Berufs-
beamtentums zunehmend selbst einer (berufs-)ständischen Entwicklung unterworfen26. 
Entgegengesetzte Tendenzen bewirkten aber, dass die Träger zunehmender Demokratisierungs-
prozesse einerseits ein striktes, an Prinzipien wie Bildung und Qualifikation orientiertes, auf 
Ernennung basierendes Auswahl- und Besetzungsverfahren durch einen an den Prinzipien der 
Volkswahl orientiertes Auswahlmodus ersetzen, andererseits eine „einfache“ Abwahl des Amts-
trägers an die Stelle eines formalisierten und rechtsstaatlichen Disziplinar- bzw. Dienstrechtsver-
fahrens treten lassen wollten27.  
Die Machtstellung, die ein Monarch gegenüber einem Beamten einnimmt, ist aber eine viel grö-
ßere als diejenige die ihm gegenüber einem Lehensherrn zukommt. 
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 Weber, Max: Wirtschaft und Gesellschaft, Voltmedia GmbH, Paderborn, S. 1090. 
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 Weber, Max: Wirtschaft und Gesellschaft, Voltmedia GmbH, Paderborn, S. 1090f. 
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9. Vom Sozialstaat zu New Public Management: 
 
In Westeuropa war das 20 Jahrhundert, insbesondere in der Zeit nach dem Ende des 2. Weltkrie-
ges geprägt von 2 diametralen Staatsaufassungen bzw. Staatstheorien, der Sozialstaatstheorie auf 
der einen und dem Konzept der neoliberalistischen Staatsauffassung auf der anderen Seite. 
 
1. Der Sozialstaat: 
Einen Sozialstaat im engeren Sinne bildet ein Staat, der bemüht ist seine Bürger durch staatliche 
Maßnahmen, insbesondere durch gesetzliche Vorschriften, gegen Einkommensrisiken abzusi-
chern, die aus Erkrankung, Invalidität, Altersgebrechlichkeit und Arbeitslosigkeit resultieren 
und dessen allgemeines Streben darauf gerichtet ist, ein System der sozialen Sicherheit zu ge-
währleisten. Ein Sozialstaat im weiteren Sinne lenkt darüber hinaus sein Streben auf die Schaf-
fung gesellschaftlicher Gerechtigkeit anstatt sich „nur“ mit der Gewährleistung sozialer Sicher-
heit zu begnügen. Unter diesem Aspekt gehen die Aufgaben und Eingriffe des Staates natürlich 
weiter und beziehen einen Lastenausgleich für Familien, Schaffung angemessener und familien-
freundlicher Arbeitsbedingungen, gesellschaftliche und insbesondere auch berufliche Integration 
von Menschen mit besonderen Bedürfnissen, Gleichstellung von Mann und Frau in sämtlichen 
Lebensbereichen, etc. mit ein. Gesellschaftliche Integration und weitest gehende Entfaltung 
individueller Freiheit bilden weitere Zielbestimmungen. Finanzierungsinstrumente des Sozial-
staates bilden Steuern und soziale Abgaben28. 
 
Die Idee des Sozialstaates charakterisiert folglich eine Staatsauffassung, die dem Staat Aufgaben 
zuweist, die weit über diejenigen Funktionen hinausreichen, welche dem Staat nach der dieser 
Auffassung „vorangehenden“ Staatsidee, der des liberalen (Nachtwächter-)Staates, zukommen 
sollten. Der bürgerlich-liberale Staat war vordringlich geprägt von der Idee der – gerade erst 
revolutionär erkämpften – bürgerlichen Freiheit des Individuums, die nicht zuletzt in der Beto-
nung von dessen Wirtschaftsfreiheit ihren Ausdruck fand.  
Die Aufgaben des Staates wurden „lediglich“ in der Gewährleistung dieser Rahmenbedingungen 
durch Aufrechterhaltung der inneren und äußeren Sicherheit, Ruhe und Ordnung erblickt. 
 
Die Idee des Sozialstaates basiert hingegen auf der Idee einer solidarischen Gesellschaft, die 
auch in den Aufgaben des sie repräsentierenden Staates ihren Niederschlag finden soll. Zu die-
sem Zweck, nämlich zur Erschaffung bzw. Gewährleistung einer in ihrer sozioökonomischen 
Struktur einigermaßen homogenen Gesellschaft, muss der Staat allerdings über seine klassischen 
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Spiecker, Manfred: Sozialstaat in Staatslexikon, Bd. 5, Herder Verlag, 7. Auflage, 1989, S. 72ff. 
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Funktionen hinaus, korrigierend und steuernd in wirtschaftliche und gesellschaftliche Abläufe 
eingreifen, um einen – vor dem Grundgedanken einer solidarischen Gesellschaft als erstrebens-
wert erachteten - sozialen Ausgleich zu schaffen und Schwächere zu schützen29. 
 
Vor dem Hintergrund dieser Paradigmen leistet der Sozialstaat eine Vielzahl an sozial- und fa-
milienpolitischen Transferleistungen, gewährt selektiv steuerrechtliche Begünstigungen und 
sichert durch seine Sozial(-versicherungs-)gesetzgebung die existenzielle Absicherung und 
durch enge gesetzliche Regelung der Arbeitswelt durch Individual- und Kollektivarbeitsrecht 
sowie Arbeitnehmerschutzvorschriften die rechtliche Absicherung, demokratische Mitbestim-
mung und den Schutz der körperlichen Unversehrtheit der Bevölkerung. Aber auch Konsumen-
tenschutzgesetze, die den einfachen Bürger als Konsumenten vor einer Übervorteilung durch 
„professionelle“ Unternehmer schützen sollen und ihm dabei weitreichende, einseitige Rechte in 
Geschäftsbeziehungen gesetzlich einräumen. 
 
1.1. Der Wohlfahrtsstaat in Österreich: 
Der Gedanke des Sozialstaates entwickelt sich im 19. Jahrhundert. Die im Gefolge der Industri-
ellen Revolution einsetzende Technisierung, Maschinisierung und Rationalisierung bewirkte 
einen substantiellen Umbruch der sozio-ökonomischen Verhältnisse. Es entwickelte sich vor 
allem in den Städten das so genannte „Industrieproletariat“. Kennzeichnend war eine Massen-
armut der unselbständig Beschäftigten, insbesondere der Fabrikarbeiter. 
 
Das Leben dieser immer größer werdenden gesellschaftlichen Gruppe war gekennzeichnet von 
existenzbedrohendem Erwerbseinkommen bei gänzlichem Fehlen spezifischer rechtlicher Rah-
menbedingungen, die den geänderten sozialen Umständen des ökonomischen Erwerbslebens in 
den Fabriken Rechnung getragen hätten. Der Arbeitsvertrag war ein klassischer bürgerlich-
rechtlicher Vertrag, der auf dem Gedanken der Gleichheit der Vertragspartner basiert und dem 
ungleichen Machtverhältnissen der Vertragspartner in arbeitsrechtlichen Belangen nicht ansatz-
weise Rechnung tragen konnte. Pensions-, Kranken- und Sozialfürsorge gab es nicht bzw. wur-
den diese Leistungen auf niedrigstem Niveau oft von privaten oder kirchlichen, kaum von staat-
lichen Stellen, nur unzureichend bereitgestellt. Diese noch aus der Zeit des Feudalismus stam-
menden und auf die in dieser Epoche herrschenden gesellschaftlichen Rahmenbedingungen zu-
geschnittenen „Systeme der sozialen Sicherheit“ gerieten schnell an die Grenzen ihrer Leis-
tungsfähigkeit und versagten bald vollkommen.  
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Dies führte letztlich in kurzer Zeit zu einer Massenverelendung eines großen Teils der Bevölke-
rung in den Städten und gesellschaftspolitisch zur Ausprägung der „Sozialen Frage“. Das neu 
entstandene Industrieproletariat stellte aufgrund seiner demografischen Masse in Verbindung 
mit seiner existenzbedrohenden Armut nicht zuletzt ein immenses Gefahrenpotential für den 
sozialen Frieden dar.  
 
Gegen Ende des 19. Jahrhunderts begannen daher die konservativen Regierungen in Österreich 
als Antwort auf diese „Soziale Frage“ durch die Schaffung von gesetzlichen Rahmenbedingun-
gen zum Schutze der Arbeiter dieser Bedrohung entgegen zu wirken.  
 
In diesem Sinne wurden auf gesetzlicher Ebene Arbeitsschutzbestimmungen sowie Sozialversi-
cherungssysteme etabliert, die Versicherungsleistungen für die Fälle von Krankheit sowie Ar-
beitsunfällen bestimmten. Gerade die gesetzliche Unfallversicherung, die sich ausschließlich auf 
beruflich bedingte Unfälle bezog und auch heute noch bezieht, sollte dem von den in den Fabri-
ken zunehmend eingesetzten Maschinen ausgehenden großen Gefährdungspotential Rechnung 
tragen. Bis dahin waren Arbeiter bei einem Arbeitsunfall gezwungen den Betriebsinhaber vor 
einem Gericht zu klagen, wenn sie der Ansicht waren, dass diesen an dem Arbeitsunfall ein Ver-
schulden traf, so z.B. durch mangelnde Maschinenwartung, etc. Der Nachweis eines Verschul-
dens war auch unbedingte Voraussetzung für einen Prozesserfolg und nicht zuletzt durch das 
Kostenrisiko eines solchen Prozesses liefen Arbeitgeber kaum Gefahr von Arbeitnehmern tat-
sächlich geklagt zu werden. Durch die Einführung der gesetzlichen Unfallversicherung wurde 
eine Lösung getroffen, wonach der Arbeitnehmer Leistungen aus der Versicherung ohne Nach-
weis eines Verschuldens des Arbeitgebers je nach Grad der gesundheitlichen Beeinträchtigung 
erhalten konnte. Finanziert wurde und wird diese Versicherungsleistung ausschließlich aus Mit-
teln der Arbeitgeber, in Äquivalenz dazu wurde die direkte Klagbarkeit des Betriebsinhabers – 
vorsätzliche Schädigung ausgenommen – ausgeschlossen.  
 
Insgesamt folgte ein Ausbau des Sozialversicherungssystems durch Einführung einer gesetzli-
chen Vorsorge für den Fall der Erwerbsunfähigkeit aufgrund des Lebensalters und der Arbeits-
losigkeit. Die gesetzliche Pensionsversicherung für Angestellte trat 1907, die Arbeitslosenversi-
cherung 1920 in Kraft. 
 
Ein weiterer Ausbau der sozialstaatlichen Gesetzgebung im Kernbereich des Politikfeldes der 
Arbeitswelt erfolgte in der I. Republik durch das Verbot der Kinderarbeit30, die Einführung des 8 
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Stundentages31, Verbot der Nachtarbeit für Frauen und Jugendliche32, etc. Die Schaffung gesetz-
licher Rahmenbedingungen für die Wahl von Betriebsräten33 auf Betriebsebene und die gesetzli-
che Errichtung von Kammern für Arbeiter und Angestellte (Arbeiterkammern)34 betonten das 
Postulat der inner- und überbetrieblichen Mitbestimmung und zeugten vom gesetzgeberischen 
Willen der Demokratisierung aller Lebensbereiche. 
 
1.1. Exkurs: Die Entwicklung in Deutschland: 
Da die gesellschaftlichen Problemlagen sehr ähnlich waren, kommt es in engen zeitlichen Kon-
nex zu ähnlicher sozialpolitischer Gesetzgebung in Deutschland: Kranken-(1883), Unfall-
(1884), Invaliditäts- und Altersversicherung (1889), verstärkter Arbeiterschutz (1891), Anerken-
nung der Koalitionsfreiheit und damit der Gewerkschaften (1916), Einführung des 8-Stunden-
Tages (1918), Betriebsrätegesetz (1920), Arbeitslosenversicherungsgesetz (1920), etc35. 
 
In Österreich begann in der 2. Republik ab den 1950er Jahren ein weiterer Ausbau des Sozial-
staates. 1955 wurde das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz (ASVG) erlassen, das für sämtli-
che unselbständige Erwerbstätige der Privatwirtschaft die relevanten sozialversicherungsrechtli-
chen Materien wie Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung regelt. 1959 wurde die Wo-
chenarbeitszeit von 48 auf 45 Stunden reduziert, bis zum Jahre 1979 wurde die 40 Stundenwo-
che eingeführt. Der Anspruch auf Erholungsurlaub wurde in den 1970er Jahren von 2 auf 5 Wo-
chen ausgedehnt. Einen Meilenstein im Bereich des kollektiven Arbeitsrechts stellte die Einfüh-
rung des Arbeitsverfassungsgesetzes im Jahre 1973 dar, welches insbesondere die Modalitäten 
des Abschlusses, der Kündigung und der Geltung von Kollektivverträgen und Betriebsvereinba-
rungen sowie Kompetenzen des Betriebsrates ausführlich gesetzlich regelt36.  
 
Begleitet wurden diese in spezifisch arbeitsrechtlichen bzw. sozialversicherungsrechtlichen Ge-
bieten gesetzten sozialpolitischen Maßnahmen durch zahlreiche sozialstaatliche Maßnahmen in 
anderen Bereichen: Einführung einer Heirats- und einer Geburtenbeihilfe als Einmalzahlung, 
Familienbeihilfe (später Kindergeld), steuerrechtliche Begünstigungen familien- bzw. sozialpoli-
tischer Natur (Alleinverdienerabsetzbetrag, Absetzbetrag für außergewöhnliche Belastungen), 
Hilflosenzuschuss (nunmehr Pflegegeld). 
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Es kam daher zu einem stetigen Anwachsen sozialstaatlicher Leistungen, die – insbesondere bei 
Eintrübung der globalen sowie nationalen Wirtschaftslage ab Beginn der 80er Jahre – an die 
Grenzen fiskaler Leistungsfähigkeit stießen37.  
 
Der Öffentliche Dienst entwickelte sich im Rahmen dieser gesamtgesellschaftlichen Entwick-
lung expansiv. Zum einen erforderten die zusätzlich übernommenen Aufgaben die Aufnahme 
zusätzlicher Arbeitskräfte, die mit der Besorgung dieser neu übernommenen Aufgaben herange-
zogen werden konnten zum anderen galt der Öffentliche Dienst  
 
2. Das neoliberale Staatsmodell: 
Die Staatsauffassung des Neoliberalismus basiert auf Ideen die in den 20er und 30er Jahren des 
letzten Jahrhunderts konzeptualisiert wurden. Zentrale Merkmale der Idee des Neoliberalismus 
bilden die persönliche Freiheit des Individuums, Erwerbsstreben als wirtschaftliche Antriebs-
kraft, Wettbewerb und Konkurrenzierung, Einheitlichkeit und Stabilität der staatlichen Ordnung. 
Die Staatsaufgaben sollen sich nach dieser Auffassung auf die elementaren Kernaufgaben in 
Form der Gewährleistung und Garantie klassisch bürgerlicher Rechte und Freiheiten wie die 
Garantie der (Wirtschafts-)Freiheit und des Eigentumsrechts, gesetzliche Garantie lediglich so-
zialer Mindeststandards und der Bereitstellung öffentlicher Güter beschränken38. Staatliche In-
terventionen sollen auf ein absolutes Mindestmaß reduziert bleiben. Primäre Aufgabe des Staa-
tes bildet die Sicherung des Ordnungsrahmens und die Zurverfügungstellung einer funktionie-
renden staatlichen Verwaltung39. 
 
3. New Public Management: 
Beim NPM handelt es sich um eine in den 1990er Jahren einsetzende Strömung der Verwal-
tungslehre. Die Formen der traditionellen, von Max Weber analysierten und beschriebenen Bü-
rokratie erschienen schon seit längerem vor dem Hintergrund einer Pluralisierung, Individuali-
sierung und Flexibilisierung des allgemeinen Gesellschaftskomplexes, insbesondere der Wirt-
schaft, als zu starr, obrigkeitszentriert und ineffizient, um den Anforderungen der Zeit gewach-
sen zu sein. Insbesondere die zunehmende Ressourcenknappheit der öffentlichen Haushalte 
brachte ein Problem der Finanzierung staatlicher Leistungen und der Bürokratie. 
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Die europäischen Staaten gerieten in eine 
 
1. Interpendenzkrise: die zunehmenden Verflechtungen der Nationalstaaten in den Bereichen 
Technik, Wirtschaft und Gesellschaft erschwert bzw. verhindert autonome nationale Ent-
scheidungen. 
 
2. Legitimitätskrise: insbesondere die Globalisierung der nationalen Volkswirtschaften zeigten 
zunehmend eine Ohnmacht der nationalen Politik in der Kontrolle negativer Tendenzen, so-
dass das Vertrauen der Bürger in die Lösungskompetenz ihrer Herrschaftsform deutlich ge-
sunken ist, 
 
3. Leistungskrise: insbesondere durch Steuerungsdefizite vor dem Hintergrund der Ressour-
cenknappheit drohten staatliche Leistungen unfinanzierbar zu werden und damit letztlich 
eingeschränkt, gekürzt oder abgeschafft zu werden. 
 
Diese Krise traf diejenigen Staaten, die als Wohlfahrtsstaat konzipiert waren besonders deutlich. 
Als Antwort begann in den 1990er Jahren die Idee des NPM in einzelne Verwaltungen über-
nommen zu werden. Grundsätzlich handelt es sich bei NPM um aus der Betriebswirtschaft ent-
nommene Konzepte, die mit gelinder Anpassung an die Besonderheiten der öffentlichen Ver-
waltung eine Verbesserung der Steuerungssysteme durch eine neue Ziel- und Wirkungsorientie-
rung vor dem Hintergrund expliziter Ressourcenverantwortung bringen sollte. Maßgeblicher 
Unterschied zwischen der Öffentlichen Verwaltung und dem privaten Sektor besteht in dem 
Nichtvorhandensein einer Marktsituation und damit der Nichtteilnahme der Bereiche des öffent-
lichen Sektors an dem kompletiven Konkurrenzverhalten der Marktteilnehmer. Aus betriebs-
wirtschaftlicher Sicht, die klassisch von mehr oder weniger liberalistischen Vorstellungen der 
marktwirtschaftlichen Wirtschaftsordnung geprägt ist, handelt es sich bei der Forderung nach 
Wettbewerb um den zentralen Angelpunkt des Funktionierens effektiven und effizienten Han-
delns im Wirtschaftskreislauf. Der öffentliche Sektor war aber in seiner Entwicklung von Mo-
nopolstellungen geprägt. Dabei handelt es sich einerseits um Monopolstellungen in klassischen 
hoheitlichen Tätigkeiten, aber auch dort wo der Staat selbst Betriebe führte, geschah dies oft in 
Form von gesetzlich eingeräumten Monopolstellungen (Post, Bahn, Austria-Tabak, Glücksspiel, 
etc.). Der zentrale Ansatzpunkt des NPM lag also darin nach Möglichkeit weitgehend Markt- 
bzw. Wettbewerbssituationen in die öffentliche Verwaltung zu integrieren. Hierzu dienten zwei 
Stoßrichtungen: Einerseits sollten Verwaltungsbereiche durch sog. Ausgliederungen aus dem 
Kernbereich der Verwaltung herausgelöst, rechtlich verselbstständigt und nach betriebswirt-
schaftlichen Gesichtspunkten im Rahmen der marktwirtschaftlichen Konkurrenzsituation geführt 
werden. Dabei sollten sie auch weitgehend denselben gesetzlichen Rahmenbedingungen unter-
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liegen wie private Unternehmungen; so beispielsweise auch hinsichtlich der Bilanzierungsricht-
linien, was letztlich auch einen möglichen Konkurs bei beträchtlicher Unterdeckung der Vermö-
genswerte zur Folge haben könnte. Als Zweites sollte die Verwaltung auch in ihrem Kernbe-
reich durch betriebswirtschaftliche Steuerungsinstrumente modernisiert werden. Dies insbeson-
dere durch eine Erziehung zur Ressourcenverantwortlichkeit, die Schaffung von Wettbewerb 
und Konkurrenzsituationen innerhalb der Verwaltung selbst und neue Formen der Mitarbeiter-
führung. Die Idealvorstellung lag in einem Modell des schlanken Staates40. 
Beim NPM handelt es sich um ein Set verschiedener Reformbausteine, die von den einzelnen 
Institutionen vor dem Hintergrund unterschiedlicher Ausgangslagen zur Erreichung diverser 
Reformziele eingesetzt werden können. 
 
Zentrale Überlegungen widmen sich der Analyse des Staatsversagens (Public Choice) unter der 
Annahme rational und (eigen-)nutzenmaximierenden Verhaltens der Individuen (Niskansens 
Bürokratiemodell), der Beleuchtung der Beziehungen zwischen politischen Entscheidungsträ-
gern und bürokratischen Ämtern (Downs Bürokratiemodell). Weitere Fokussierungen beziehen 
sich auf die Institutionen, in deren Rahmen sich der ökonomische Austausch vollzieht und der 
Erklärung der Strukturen, der Verhaltenswirkungen, der Effizienz und des Wandels dieser öko-
nomischer Institutionen (Neue Institutionenökonomie). Dabei werden die Auswirkungen von 
Handlungs- und Verfügungsrechten bzw. von Handlungs- und Gestaltungsspielräumen von In-
dividuen auf deren Verhalten (Property Rights-Theorie), die Auswirkungen von Zielkonflikten 
zwischen Auftraggebern und Auftragnehmern bzw. Agenten (Principal Agent Theorie) und die 
Frage, welche Arten von Transaktionen in welchen institutionellen Arrangements am kosten-
günstigsten abgewickelt werden können (Transaktionskostentheorie). Als dritter Stoßrichtung 
finden sich Analysen und Überlegungen zur Motivations-, Effizienz- und Effektivitätssteigerung 
(Managerialismus) unter systematischer Betrachtung des Managements nach teilfunktionalen, 
ineinandergreifenden und wechselwirkenden Aufgabenstellungen und Verwaltungsaufgaben wie 
Vorausschau und Planung, Organisation, Leitung bzw. Anweisung, Koordination bzw. Kontrolle 
(Administrationstheorie). 
 
Probleme des Verwaltungshandels bzw. letztlich das Staatsversagen ergeben sich einerseits aus 
dem eigennutzenorientiertem Verhalten der Bürokraten, dem das Bürokratiemodell Niskanens 
die Forderung nach mehr Wettbewerb zwischen Bediensteten, Ämtern und Behörden entgegen-
zusetzen versucht. Die Produzenten- und Gewährleistungsrolle sollten getrennt, Wettbewerb und 
                                                          
40
 Thom, Norbert/Ritz, Adrian: Public Management, 4.Auflage, Gabler Verlag, 2008, S. 10ff. 
 ~ 38 ~ 
marktwirtschaftliche Steuerungsinstrumente eingeführt werden. Resultate dieses egozentrischen 
Blickwinkels zeigten sich im Personalmanagement: Leistungs- und Zielvereinbarungen, Mitar-
beiterbeurteilung, kooperative Führungsstile, leistungsorientierte Besoldungssysteme, etc. Die 
Motivations- und Flexibilitätsprobleme, die sich aus der strikten Regelgebundenheit ergeben, 
sollen nach der Property Right-Theorie durch die Schaffung von Entscheidungs- und Hand-
lungsspielräumen der Akteure und deren Motivation zu eigenverantwortlichem Handeln gelöst 
werden. Auswirkungen dieses Ansatzes finden sich in der Zusammenlegung von Fach- und Res-
sourcenverantwortung, Globalbudgetierung verbunden mit Entscheidungsfreiheit hinsichtlich 
der Ressourcenverwendung und Anreizen für sparsame Ressourcenverwendung und Kontrakt-
management, das vornehmlich mit Zielvorgaben operiert. Reibungsverlusten in hierarchischen 
und verschränkten Verwaltungssystemen zwischen Auftraggeber und Agenten setzt die Principal 
Agent-Theorie die Schaffung von Anreiz-, Kontroll- und Informationsmechanismen gegenüber. 
Konkret eingeflossen sind Bemühungen im Bereich der Verwaltungskultur durch Leitbildent-
wicklungen, Mitarbeitermotivation und -qualifikation, ein zielorientiertes Anreizsystem und 
klare Informationssysteme wie Kontraktmanagement, Controlling und Berichtwesen. 
Empirisch sind die Reformstaaten in 3 Gruppen zusammenzufassen: 
1. In der Angelsächsische Gruppe bestehend aus Australien, Neuseeland, Großbritannien und 
den USA wurde der öffentliche Sektor den radikalsten Reformen unterworfen und kam es zu 
einem drastischem Rückbau traditioneller Verwaltungsstrukturen durch Privatisierungen 
von Staatbetrieben, Einrichtung von Agenturen, sowie weitreichender Einführung von ver-
pflichtenden Ausschreibungsverfahren im Bereich der öffentlichen Verwaltung. 
 
2. Die Nordische Gruppe bestehend aus Norwegen, Schweden, Finnland und den Niederlanden 
setzten insbesondere auf eine Binnenreform der Verwaltung durch Einführung neuer Ma-
nagementinstrumente, Personal- und Organisationsentwicklungskonzepte. 
 
3. Die Mitteleuropäische Gruppe bestehend aus Deutschland, Österreich und der Schweiz 
zeigte bislang die diskretesten Reformansätze und bilden die hier bislang durchgeführten 
Reformen kein kohärentes Gesamtkonzept. Reformen betrafen das Haushaltsrechnungswe-
sen, das Personalmanagement sowie eine Hinwendung zu vermehrter Kunden- bzw. Wir-
kungsorientierung. 
Der Hintergrund der Schlusslichtposition der Mitteleuropäischen Gruppe liegt in der traditionel-
len Stabilität der Verwaltungen, deren nahezu idealtypische Ausrichtung an Webers Bürokra-
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tiemodell und der expliziten Ausprägung des Rechtsstaatlichkeitsgrundsatzes41 in den Verwal-
tungssystemen und Rechtsordnungen dieser Staaten. 
 
10. Historische Entwicklung des Berufsbeamtentums: 
 
Als Beginn der Analyse und Betrachtung des österreichischen „Öffentlichen Dienstes“ in dieser 
Arbeit wird die geschichtliche Epoche des Mittelalters herangezogen und der Bogen bis in die 
Gegenwart gespannt, um die wesentlichen Entwicklungsstränge und entwicklungsimmanenten 
Paradigmen erfassen und einem diachronen Vergleich zugänglich zu machen. 
 
1. Das Mittelalter: 
Am Beginn dieser Epoche fanden sich am Gebiet des heutigen Österreichs Grafschaften und 
Bistümer unter verschiedenen Herrschaften. Bis zum Beginn der Neuzeit hatte sich ein politisch, 
wirtschaftlich und kulturell homogener Gesamtstaat entwickelt. Die Verfassungs- und Verwal-
tungsgeschichte dieser Zeit war geprägt von zwei Polen, dem Landesfürsten und den von den 
Landesständen repräsentierten Territorien. Die von diesen wahrgenommenen Interessen und 
Aufgaben waren keine Staatsaufgaben im heutigen Verständnis wie Staatsmacht, soziale Ge-
rechtigkeit, Volkswohlfahrt, sondern waren orientiert am Machterhalt des Landesfürsten, Festi-
gung der Vassalitätsverhältnisse, Sicherung der Thronfolge und territoriale Erweiterung42. 
Das seit Beginn des Frühmittelalters aufkommende und das mitteleuropäische Gesellschaftssys-
tem bis zum Anbeginn der Neuzeit prägende Lehenwesen wird gemeinhin als eine Synthese aus 
der germanisch-personalen Vassalität und dem römisch-realen Beneficium (Lehn) charakteri-
siert. Im Besonderen bezeichnet es das synallagmatische Rechtsverhältnis und das weiter ge-
spannte politisch-ökonomische Verhältnis zwischen Lehnsherren und Vassalen. Tragendes 
Grundprinzip des Zusammenhalts bildete die Treue. Das Verwaltungssystem war von dem eines 
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modernen Staates weit entfernt: Es gab keinen Beamtenapparat; von einer bürokratischen Herr-
schaft bzw. von einem bürokratischen Verwaltungsstab konnte keine Rede sein. Insbesondere 
gab es keine Trennung zwischen persönlichen und „staatlichen“ bzw. gemeingesellschaftlichen 
Angelegenheiten in der „Amtsführung“ des Herrschers43. 
Von besonderer Bedeutung blieb für die Basisverwaltung bis ins 19. Jahrhundert das juristische 
und sozio-ökonomische Institut der Grundherrschaft. Mangels (territorial-)staatlicher Autorität 
oblag den Grundherren die Aufgabe der Erbringung gemeinschaftlicher Leistungen und Ge-
währleistung öffentlicher Ordnung und Sicherheit durch Wegebau, Abgabeneinhebung, Wehr-
dienst, etc. Die erforderlichen Arbeitskräfte rekrutierten sich entweder aus Unfreien, die zur 
Arbeitsleistung verpflichtet waren oder Freien, die, zumeist für höhere Dienste, gegen Entgelt 
oder Belohnung Dienste (z.B. Kriegsdienst) zumeist für eine gewisse Zeit verrichteten. Eine 
solche Belohnung konnte in einem widerruflich zugeteilten Gut oder einem Recht, wie z.B. 
Mautrecht, bestehen. Diese Zuteilung bedingte aber auch eine Treuepflicht des mit dem Benefi-
cium Belehnten44. 
In der Zeit der Karolinger gab es bereits erste Ansätze einer institutionalisierten Verwaltung 
durch die Einführung von Königsboten, denen Aufgaben der Kontrolle zugewiesen waren. Mi-
nisteriale zählten zwar zum Adelsstand, waren aber zur Kriegsdienstleistung verpflichtet. Die 
Einrichtung von 4 Hofämtern (Seneschall, Marschall, Mundschenk) bildete einen ersten Ansatz 
der Kompetenzverteilung einer Verwaltung unterhalb des Fürsten. 
Erste Ansätze eines Beamtenapparates zeigten sich in einem Reformversuch Friedrich des II. in 
Sizilien. Die Bestellung der Beamten war alleiniges Recht des Monarchen. Die Rekrutierung 
erfolgte aus den Reihen der Ministerialen oder Klerikern. Eine Unterscheidung zwischen einem 
privaten oder öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis nach heutigen Verständnis gab es nicht; die 
Natur der Rechtsbeziehungen zwischen Herrscher und dem Verwaltungsstab ist am besten als 
Teilpachtverhältnis zu beschreiben. Dabei wurde entweder ein gewisser Anteil am Eingenom-
men einbehalten oder ein vorab vereinbarter Fixbetrag abgeführt oder einbehalten und der über-
schießende Teil entweder abgeführt oder einbehalten. Die Verrechnung mit dem Monarchen 
erfolgte unmittelbar und direkt, eine hierarchische Abstufung durch Einziehung von Zwischen-
ebenen war nicht vorhanden. Ab dem 15. Jahrhundert wurden Landschreiber, die zumeist aus 
dem Kreis der Kleriker rekrutiert wurden, für Schreibarbeiten tageweise herangezogen und diese 
für ihre Arbeitsleistung auch entlohnt! Dies markierte den Beginn regelmäßiger Lohnzahlungen 
im Öffentlichen Dienst. Zu dieser Zeit kommt es auch zur Einrichtung „vorbürokratischer“ Be-
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hörden als Zentralstellen (Landschreiberamt, Hubmeisteramt). Vorgänger späterer Kollegialbe-
hörden bildeten landesfürstliche Räte, deren Mitgliedern beratende Funktion zugekommen ist 
und die in weiterer Folge in die Landtage übergeführt wurden. Auch diese Mitglieder erhielten 
bereits eine regelmäßige Besoldung. Am Ende des 15 Jahrhunderts zeigt sich ein loses Nebenei-
nander verschiedener Herrschaftsgebiete. Die Zeit war bestimmt von einem Machtkampf zwi-
schen dem Landesfürsten und den Landesständen, dem Aufkommen der Geldwirtschaft und 
einem damit verbundenen Bedeutungsverlust von Naturalabgaben, einem Verfall der adeligen 
Heerfolge und einem Aufkommen von Söldnerheeren. Der dadurch gesteigerte Geldbedarf des 
Fürsten war im Sinne einer mittelalterlichen Gewaltenteilung an die Zustimmung der Landtag 
zur Einführung neuer Abgaben gebunden45. 
 
2. Beginn der Neuzeit – Die Maximilianische „Verwaltungsreform“: 
An der Wende vom Mittelalter zur Neuzeit ist für Österreich die Regentschaft Maximilians I 
markant, der zur Stärkung der landesfürstlichen Machtposition einen von den Landesständen 
unabhängigen Behördenapparat einsetzte, insbesondere das aus 12 Mitgliedern bestehende Re-
giment bildete den Vorläufer einer Regierung. Erzherzog Ferdinand veranlasste 1527 die Ein-
richtung der Allgemeinen Hofkammer als oberste Finanzbehörde, des Geheimen Rats zuständig 
für Familienangelegenheiten des Fürstenhauses und Außenpolitik sowie 1528 die Errichtung der 
Allgemeinen Hofkanzlei als oberstes Verwaltungsorgan unter der Leitung des Hofrates46. 1556 
wurde der Hofkriegsrat als oberste Militärbehörde vom nunmehrigen römischen König Ferdi-
nand I. eingerichtet47. Die Hofkanzlei wurde 1620 unter Ferdinand II. in eine Reichskanzlei und 
eine österreichische Hofkanzlei aufgespaltet und damit eine territorial-funktionale Trennung 
vollzogen. Der Institution des Geheimen Rats war  zwar noch keine Behördenqualität zuzumes-
sen, sie war aber mit beratender Funktion ausgestattet. Die Mitgliederzahl war klein gehalten 
und bestand der Geheime Rat aus dem Oberhofmeister, Obersthofmarschall, dem Vizekanzler 
sowie 2-3 Vertrauensleuten. Eine (rechts-)verbindliche Wirkung erlangten die Beschlüsse dieser 
Kammer erst nach kaiserlicher Billigung, die gegebenenfalls durch Sanktion erteilt wurde. Im 
16. und 17. Jahrhundert entwickelte sich der Geheime Rat zur „Seele der Regierung“. Unter 
Leopold I. wurde dessen Einfluss wiederum zurückgedrängt; Leopold zog vermehrt Kompeten-
zen an sich und verstand sich als Erster Diener des Staates. Auf Verwaltungsebene kam es erst-
mals in Ansätzen zur Herausbildung einheitlicher Verwaltungsgrundsätze. Aus der burgundi-
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schen Finanzverwaltung wurde das System der „doppelten Buchhaltung“ übernommen48. Bei 
der Personalauswahl wurde zunehmend an die Bediensteten auch der Anspruch einer höheren, ja 
universitären Bildung gesetzt und begann, anfangs nur in den oberen Rängen, der vermehrte 
Rückgriff auf Personen, die ein juristisches Studium abgeschlossen hatten. Soziologisch betrach-
tet, entwickelte sich in Bezug auf die Ämterzugänglichkeit eine langdauernde Rivalität zwischen 
Adel und Gelehrten. Die Vorteile des Adelsstandes lagen in ihrer traditional sozial hervorgeho-
benen Stellung und der oft über Generationen überlieferten, intimen Kenntnis höfischer Sitten, 
die Gelehrten hingegen verfügten über das immer unverzichtbarer werdende Fachwissen49. 
 
3. Der Absolutismus: 
Das Zeitalter des Absolutismus bezeichnet eine Epoche der Neuzeit beginnend um 1650, deren 
Gesellschaftssystem von einer absoluten Souveränität und umfassenden (Vor-)Machtstellung 
des Landesfürsten bzw. Monarchen gegenüber den Ständen gekennzeichnet war und mit Beginn 
des 19. Jahrhunderts vom aufgeklärten Absolutismus abgelöst wurde. Es kommt zu einer massi-
ven Ausweitung letztlich den Landesfürsten zuzurechnender staatlicher Kompetenzen in sämtli-
chen gesellschaftlich relevanten Bereichen: Wirtschaft, Militärwesen, Religion, etc50. Die Zeit 
des Absolutismus in Österreich war geprägt von den Regentschaft Erzherzogin Maria Theresias 
1740 - 1780 und der anschließenden Herrschaft ihres Sohnes Kaiser Joseph II 1780 – 1790. 
Letzterer ist in seiner grundsätzlichen Staatsaufassung allerdings bereits dem aufgeklärten Abso-
lutismus zuzuordnen. 
 
In Europa begann in dieser Zeit der Aufstieg Preußens zu einer neuen Großmacht. Zur damali-
gen Zeit war es Preußen, das sich eher am Rande der etablierten Großmächte Europas entwickel-
te und insbesondere im Bereich der staatlichen Verwaltung neue Wege beschritt, die in ihrer 
Effizienz den Verwaltungen der anderen Staaten, insbesondere derjenigen Österreichs überlegen 
waren. Ein wesentlicher Vorteil des Preußischen Systems war die faktische Nichteinbindung der 
Stände und daher ein unmittelbares Durchgriffsrecht des Monarchen. 
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Friedrich Wilhelm Graf Haugwitz, der große Reformer der Monarchie und spätere erste österrei-
chische Staatskanzler, erarbeitete in Anlehnung an das preußische System umfassende Reform-
vorschläge: 
1. Auflösung der böhmischen und österreichischen Hofkanzlei und der Hofkammer, 
2. Errichtung eines Directorium in publicis et cameralibus als Zentralbehörde für politische 
Verwaltung und Finanzverwaltung, 
3. Errichtung einer nur vom Landesfürsten abhängigen Obersten Justizstelle, 
4. Beibehaltung des Hofkriegsrats und der 1742 als Geheime Haus-, Hof- und Staatskanzlei 
zur Erledigung der auswärtigen Angelegenheiten gegründeten Staatskanzlei51, 
5. Einrichtung von Repräsentationes als Landesämter und diesen unterstellte Kreisämter als 
rein landesfürstliche Behörden. 
Den tragenden Grundgedanken dieser Reformvorschläge bildet das Wissen um das Erfordernis 
der weitgehenden Ausschaltung der ständischen Beteiligung an der Verwaltung und der dadurch 
bedingten Reibungsverluste. 1748 wurden die Reformvorschläge gegen erbittertsten Widerstand 
anderer Minister von der Kaiserin gebilligt und deren Umsetzung beschlossen52. Verfügt wurde 
die Reform, die eine wesentliche Zentralisierung der Verwaltung und der Gerichtsbarkeit bein-
haltet mit Handschreiben Maria Theresias vom 17. Jänner 1749. Im Mai 1749 wird die Grün-
dung des Haus-, Hof- und Staatsarchivs mit der Aufgabe der zentralen Sammlung und Archivie-
rung sämtlicher das Herrscherhaus betreffender Dokumente ebenfalls per Handschreiben ver-
fügt. Im Jahre 1761 erfolgt die Errichtung des Staatsrates als beratendes Gremium und die Um-
wandlung des Directoriums in publicis et cameralibus in die Vereinigte böhmisch-
österreichische Hofkanzlei53. 
Diese Behördenorganisation bestehend aus der Vereinigten böhmisch-österreichischen Hofkanz-
lei, der Obersten Justizstelle, dem Hofkriegsrat, der (wiedererrichteten) Hofkammer und der 
Hofrechenkammer als Kontrollinstanz sollte bis zum Ende der Monarchie überdauern. 
Die Kreisämter, in etwa vergleichbar mit den heutigen Bezirkshauptmannschaften, bildeten eine 
Zwischeninstanz und Mittlerbehörde zwischen dem übergeordneten Landesämtern (Gubernien) 
und den Verwaltungsinstitutionen der Gemeinden als kleinste staatliche Organisationseinheit. 
Durch die Vielzahl der neu geschaffenen Behörden kam es auch zu einem sprunghaften Anstieg 
der Zahl der Staatsbeamten. 
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Eine gesetzliche Regelung des Dienstverhältnisses der Beamten gab es noch nicht. Damit gab es 
weder gesetzlich statuierte Dienstpflichten, noch gesetzlich determinierte Gehalts- oder gar Pen-
sionsansprüche. Die Entlohnung war Verhandlungssache, die Gewährung einer Pension Gna-
densache des Dienstgebers. Die Gehälter der Beamten waren bescheiden und der tatsächlichen 
Anstellung des Beamten ging regelmäßig eine mehrjährige unentgeltliche Verwaltungspraxis 
voraus, während der der Beamte selbst für seinen Unterhalt aufkommen musste. Geldgeschenke 
an die Beamten für ihre amtliche Tätigkeit geleistet wurden, wurden nicht zuletzt aufgrund der 
niedrigen Grundgehälter toleriert. Schreiber wurden vom tatsächlichen Amtsinhaber oftmals in 
Hausgenossenschaft aufgenommen und erledigten ihre Arbeit quasi als Subarbeitnehmer des 
Amtsinhabers ohne eine rechtliche Nahebeziehung zum Amt. Ihr Rechtsverhältnis bestand aus-
schließlich zum Amtsinhaber54. 
In die Zeit Maria Theresias fiel auch die Einführung des Postulats der Schriftlichkeit des Verfah-
rens. Dies bedeutete einen Meilenstein in der Verwaltungsentwicklung. Bis dahin wurden Amts-
geschäfte insbesondere auf subalterner Ebene im Allgemeinen mündlich abgehandelt. Durch die 
Einführung der Schriftlichkeit sämtlicher relevanter Verwaltungshandlungen wurde einerseits 
das konkrete Amtsgeschäft vom momentanen Sachbearbeiter unabhängig und konnte rasch von 
einem anderen Beamten nach Studium des bisher angefallenen Aktes fortgesetzt werden. Zum 
anderen wurde die Kontrolle der unteren Instanzen durch Oberbehörden vereinfacht bzw. erst 
ermöglicht, da es der Kontrollinstanz fortan nach Übermittlung des Aktes möglich war, die 
Rechtmäßigkeit des Vorgehens zu überprüfen55. Damit stieg aber auch der Bedarf an schreib-
kundigen Beamten schon auf unterster Ebene stark an. 
 
4. Der aufgeklärte Absolutismus – Das Zeitalter des Josephinismus: 
Bereits 1765 von Maria Theresia als Mitregent eingesetzt, prägte deren Sohn, Kaiser Joseph II, 
das Zeitalter des Josephinismus, insbesondere in der Zeit seiner Alleinregierung 1780 – 1790. Er 
sah sich selbst als ersten Beamten des Staates. Er zog wiederum viele Kompetenzen ans sich, 
arbeitete sich in viele Sachgebiete ein und traf zahlreiche Entscheidungen selbst. Die Bedeutung 
von Kanzler und Ministern trat in den Hintergrund. Diese selbstaufopfernde Arbeitseinstellung 
erwartete er auch von seinem Beamtenstab. Um diesen auf seine Vorstellung vom Berufsethos 
des modernen Verwaltungsbeamten einzuschwören, erließ er zahlreiche Rundschreiben, so ge-
nannte Hirtenbriefe, in denen er zahlreiche Verwaltungsvorschriften erließ und von seinen Be-
amten unbedingte Hingabe an das Amt einforderte. Der Beamtenapparat sollte als starkes Rück-
grat des Staates ein Gegengewicht zum immer noch starken Adel bilden. 
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Die Aufklärung beeinflusste auch die staatswissenschaftlichen Ideen. Der Beamte als mündiger 
(Staats-)Bürger sollte in einem persönlichen Rechtsverhältnis zum Staate stehen und an dessen 
Aufgabenerfüllung Anteil nehmen. Die von ihm bekleidete Amtsstellung durfte daher nicht 
käuflich, erblich oder gar vererbbar sein und musste folglich der Amtsträger vor der willkürli-
chen Fürstenmacht geschützt werden. Zentraler Punkt dieser Idee war auch die Unkündbarkeit 
des Dienstverhältnisses, die damals aber noch nicht verwirklicht war. Joseph II, der ein sehr 
engagiertes Idealbild eines Beamten vor Augen hatte, machte von der Kündigung seiner Ansicht 
nach unfähiger oder unwilliger Beamter ausgiebig Gebrauch56. 
Die soziale Lage der Beamten war schlecht. Einerseits hatte sich ihre finanzielle Lage ver-
schlechtert, da ihre Nebenbezüge immer mehr eingeschränkt wurden, andererseits machte sich 
auch immer mehr Druck und Kontrolle von oben bemerkbar, sodass die Angst vor Beschwerden 
über ihre Amtsführung, denen sich oft der Kaiser persönlich annahm, die Beamten zu zahlrei-
chen unentgeltlichen Überstunden anspornte. Zu allem Überdruss wurde Denunziantentum vom 
Kaiser persönlich durch Auslobung von Prämien gefördert. Auf der anderen Seite wurde erst-
mals eine Art Pensionsvorsorge für Beamte eingeführt: Für den Fall der Dienstunfähigkeit hatte 
man nach 10 Dienstjahren Anspruch auf 1/3 und nach einer Dienstzeit zwischen 25 und 40 Jah-
ren auf die Hälfte des Gehalts. Nach 40 Dienstjahren hatte man Anspruch auf das volle Gehalt57. 
Erstmals wurden auch standardisierte Personalakten, so genannte Conduitlisten, für jeden Be-
diensteten eingeführt, wobei diesem allerdings kein Einsichtsrecht zustand. In diesen Listen, 
einer Vorform des heutigen Personalakts sollte vom Vorgesetzten die Persönlichkeit, die Fach-
kunde und das Engagement den Beamten beschrieben werden, um für Beförderungen und Be-
lohnungen die Verdienstvollsten auswählen zu können. Da den Beamten aber nicht einmal ein 
Einsichtsrecht in diese Listen, geschweige denn ein Beschwerderecht zukam, war der Willkür 
der Vorgesetzten Tür und Tor geöffnet. Diese Listen wurden unter Kaiser Leopold II, 1790 – 
1792, abgeschafft, um 1800 aber wiederum eingeführt, wobei allerdings der Verdacht besteht, 
dass sie nunmehr von den Bediensteten selbst ausgefüllt wurden, zu sehr fürchteten sich die 
Vorgesetzten vor Beschwerden58.  
Auch unter Kaiser Franz II. (I.), 1804 -1835, setzte sich der Trend des Kaisers als Kontrol-
linstanz auch der einfachen Verwaltungsgeschäfte fort und konnte im Falle einer Beschwerde 
fast jeder Akt vor dem Kaiser landen. Durch den Verlust zahlreicher Kronländer im Zuge der 
Napoleonischen Kriege galt es eine große Anzahl rückgekehrter österreichische Beamte zu ver-
sorgen. Die zerrütteten Staatsfinanzen verbunden mit einer drastischen Geldentwertung ver-
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schlechterten überdies die soziale Lage der Beamten. 8 bis 9 Jahre unbezahlter Praktikantenjahre 
die einer Fixanstellung vorausgingen waren die Regel. In sozialen Härtefällen konnte ein Ad-
jutum gewährt werden59. Um 1810 war die soziale Lage derart trist, dass von einer flächene-
ckenden Verarmung des Beamtenstandes gesprochen werden konnte und sogar Bettelei keinen 
Ausnahmefall darstellte! Als Antwort wurden nicht die Gehälter erhöht, sondern Teuerungszu-
lagen eingeführt und das Nebenbeschäftigungsverbot gelockert. Zur Stärkung der Moral wurden 
Ehrenmedaillen, Auszeichnungen und Beamtenuniformen eingeführt60. 
 
5. Die konstitutionelle Ära: 
Nach der Märzrevolution des Jahres 1848 wurde zuvorderst darauf Bedacht genommen, die 
innere Ordnung wieder herzustellen, die althergebrachte, über Jahrhunderte tradierte soziale 
Ordnung des Feudalstaates ging nach Aufhebung der Grundherrschaft zu Ende. Justiz und Ver-
waltung mussten neu organisiert werden und kam es zur Errichtung der Bezirkshauptmannschaf-
ten und zu einer Neugestaltung der Gerichtsverfassung. Für die Beamten brachte diese Zeit eine 
Verbesserung der Existenzbedingungen sowie eine Erhöhung des sozialen Ansehens. Nach Er-
lassung des Februarpatents 1862 wurde das erste konstitutionelle Ministerium ausschließlich aus 
Beamten zusammengesetzt. Am Beginn der konstitutionellen Ära bis weit nach 1867 waren 
Beamte nicht nur in den Regierungen, sondern auch im Reichsrat zahlreich vertreten. Auch die 
Amtszeit Taafes, 1879 – 1893, war über lange Zeit geprägt von einer reinen Beamtenregierung. 
1860 wurde die Kaiserliche Verordnung über die Disciplinar-Behandlung der k. k. Beamten und 
Diener61 erlassen. Ausgenommen vom Anwendungsbereich blieben aber Bedienstete der Mili-
tärverwaltung, der Gerichtsbehörden, Lehrer und Angehörige der Finanzwache sowie Wachbe-
dienstete der Straf- und Besserungsanstalten. Jede Pflichtverletzung sollte mit einer Rüge oder 
einer Disziplinarstrafe geahndet werden. Als Disziplinarstrafen wurden der Verweis, die Geld-
strafe, die Entziehung der graduellen Vorrückung, die strafweise Versetzung im Dienst sowie 
die Dienstentlassung vorgesehen. Zur Entscheidung über Disziplinarstrafen wurden aus 5 Mit-
gliedern bestehende Kommissionen u.a. bei jeder politischen Landesbehörde eingerichtet. Von 
Bedeutung ist dabei, dass die Kommissionsmitglieder samt und sonders „dienstgeberseitig“ vom 
jeweiligen Ministerium bestellt wurden. Die „Verfahrensvorschriften“ waren sehr allgemein 
gehalten und waren weit entfernt dem Beschuldigten eine angemessene, rechtsstaatliche Vertei-
digung zu garantieren. Festgelegt wurde lediglich, dass dem Beamten Gelegenheit zur Rechtfer-
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tigung zu geben ist. Als Rechtsmittel gegen eine Disziplinarstrafe wurde dem Delinquenten die 
Erhebung eines Rekurses ohne aufschiebende Wirkung an die vorgesetzte Behörde binnen 14 
Tagen eingeräumt. 
Dennoch muss aber festgehalten werden, dass einerseits die Festschreibung zumindest im Ver-
ordnungsrang eine höhere Legitimitätsstufe und Rechtssicherheit erreicht, andererseits auch 
durch die Vorzeichnung von Verfahrensvorschriften einschließlich eines Instanzenzuges eine 
tiefere rechtliche Durchdringung eines wesentlichen Aspektes des Dienstverhältnis erreicht wur-
de. 
In diese Zeit fiel auch die Gründung des Ersten Allgemeinen Beamtenvereins im Jahre 1863. 
Dessen Organisationsstruktur war überaus föderalistisch angelegt, und wurden die Mitglieder 
entweder nach geografischen Anknüpfungspunkten oder nach Branchen bzw. Verwaltungszwei-
gen zusammengefasst. So genannte Konsortien bildeten die unterste, kleinste Mitgliedergemein-
schaft. Die Aufgaben bestanden in allgemeiner politisch-sozialer Kommunikation, der Aus-
übung sozialer Kontrolle, Training von gruppenspezifischem sozialem Verhalten, Entgegen-
nahme von Spareinlagen und Vergabe von Krediten. Zentral war die Verbindung von genossen-
schaftlichem Denken in Verbindung mit dem Prinzip von Kollektivversicherungen (z.B. Le-
bensversicherungen). 
Im Zuge der ständig steigenden Zahl staatlich erfüllter Aufgaben, stieg auch die Anzahl der Be-
amten rasant an: Im Jahre 1870 gerade noch 80.000, waren es 1880 bereits 100.000 und 1910 
400.000 im Staatsdienst beschäftigte Beamte62. Das sich in der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts 
sich entwickelnde Massenbeamtentum betraf vor allem die Bereiche Eisenbahn, Post, Telegra-
phie, Telefon und Postsparkasse63. 
 
6. Beginn des 20. Jahrhunderts – Die Dienstpragmatik: 
 
6.1. Allgemeines: 
Das Jahr 1914 brachte für die österreichische Beamtenschaft eine wesentliche Errungenschaft: 
Am 27. 1. 1914 wurde das Gesetz betreffend das Dienstverhältnis der Staatsbeamten und der 
Staatsdienerschaft, die Dienstpragmatik 1914,  verlautbart. Es handelte sich dabei um die erste 
umfassende gesetzliche Regelung der Dienstverhältnisse der österreichischen Staatsbeamten und 
der der Staatsdiener. Geregelt wurden Aufnahme und Ausscheiden aus dem öffentlich-
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rechtlichen Dienstverhältnis, die diesem Dienstverhältnis entspringenden wechselseitigen ele-
mentaren Rechte (z.B. Urlaub) und Pflichten, Sanktionierung von Dienstpflichtverletzungen 
eingeschlossen der Vorgehensweise (Disziplinarverfahren) sowie das Verfahren des Übertritts in 
den Ruhestand (Pensionierung). Die während der Zeit des Dienststandes bzw. des Ruhestandes 
gebührenden Bezüge waren nicht enthalten und blieben sondergesetzlichen Regelungen vorbe-
halten64. 
Die besondere Bedeutung dieses Gesetzes zeigt sich darin, dass es in seiner Stammfassung zwar 
noch in einer Zeit erlassen wurde zu der der Fortbestand der Monarchie noch einigermaßen ge-
sichert schien und daher klar auf eine autoritäre Herrschaft zugeschnitten war, in der Folge aber 
problemlos in den Rechtsbestand der I., später sogar der II. Republik übergeführt werden konnte 
und erst durch die Erlassung des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1977 bzw. 1979 als Gesetz end-
gültig aus dem Rechtsbestand verdrängt wurde. Dabei ist aber zu betonen, dass auch das BDG 
bis heute tragende Gedanken der Dienstpragmatik verinnerlicht hat und zeigt sich dies deutlich 
an teilweise wortident übernommenen Paragrafen. Dieser Umstand ist aber in keiner Weise ver-
wunderlich. Durch den Zusammenbruch der Monarchie und die Verselbständigung des Habs-
burgerreiches hatten sich zwar die geografisch und politisch territorialen, soziologischen, öko-
nomischen Rahmenbedingungen und Realfaktoren drastisch geändert. Es blieb aber die Not-
wendigkeit der Verwaltung, also der bürokratischen Herrschaft über ein immer noch komplexes 
Staatsgebilde des sich neu konstituierenden, demokratischen Staates Österreich. 
Die Langlebigkeit der Dienstpragmatik kann von mehreren Seiten beleuchtet werden. Einerseits 
war sie ein Produkt der Spätzeit der schon konstitutionellen Monarchie, in der sich bereits das 
allgemeine, gleiche Wahlrecht zumindest für die männlichen Reichs- bzw. Staatsbürger und 
somit auch für die Staatsbeamten durchgesetzt hatte. Die Erlassung einer einheitlichen Dienst-
pragmatik, die sämtliche aus dem Dienstverhältnis erfließenden Rechte und Pflichten der Be-
diensteten gesetzlich verbrieft und damit garantiert, war eine bereits bis in das 19. Jahrhundert 
zurückreichende Forderung der Beamten nach gesetzlicher Absicherung gegen obrigkeitliche 
Willkür. In der 2. Hälfte der 1880er Jahre unterschrieben bereits 6652 Beamte auf Initiative des 
„Vereins der k.k. Staatsbeamten zur Wahrung der Standesinteressen65“ eine Petition, die auf die 
einer Erlassung einer einheitlichen Dienstpragmatik gerichtet war. Die Umsetzung dieser Forde-
rung konnte daher auch von den politischen Kräften aus Eigeninteresse aufgegriffen und voran-
getrieben werden. Seitens der Obrigkeit (Kaiser, Minister, oberste Beamte) wurde diese Forde-
rung misstrauisch bis ablehnend beurteilt. Die tatsächliche Umsetzung dieser Forderung bildete 
einen Meilenstein in der Entwicklung der zunehmenden Verrechtlichung der Arbeitswelt der 
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Staatsbeamten durch eine umfassende Regelung der Rechte und Pflichten der Staatsbeamten, die 
unabdingbar auch mit einer Vereinheitlichung der bislang für die einzelnen Verwaltungszweige 
unter der Leitung verschiedener Ressorts überaus divergierenden Rechtsnormen und Vorschrif-
ten einherging. Die Staatsbeamten standen ab diesem Zeitpunkt sub lege und konnten bei 
Rechtsverletzungen seitens des Dienstgebers Staat plötzlich auch Gerichte anrufen. 3 Jahre spä-
ter folgte im Rahmen der Lehrerdienstpragmatik die gesetzliche Regelung der Dienstverhältnis-
se der Lehrer an staatlichen mittleren und niederen Unterrichtsanstalten66. 
 
6.2 Gliederung: 
Gegliedert wurde das Gesetz in zwei Hauptstücke: das 1. Hauptstück regelte das Dienstverhält-
nis der Beamten während das 2. Hauptstück sich den Dienern widmet. Schon an dieser Eintei-
lung spiegelt sich die seit Jahrhunderten entwickelte sozio-hierarchische Standesordnung wie-
der, die den mit der unmittelbaren Führung von Staatsaufgaben betrauten Beamten eine deutlich 
privilegierte Stellung zugemessen hat als denjenigen, die dies durch Hilfsdienste erst ermöglich-
ten. 
 
6.3 Die Beamtenschaft: 
Anstellung: 
Grundvoraussetzung bildeten der Besitz der österreichischen Staatsbürgerschaft67, ein „ehren-
haftes Vorleben“, die (geistige und körperliche) Eignung für die Erfüllung der Dienstpflichten 
sowie die volle Handlungsfähigkeit (Volljährigkeit) des Aufnahmewerbers. Besondere Vor-
schriften für einzelne Verwendungen wurden in separaten Vorschriften erlassen. Generell sollte 
der Eintritt ab dem 18. Lebensjahr und nicht nach dem 40. Lebensjahr zulässig sein, Ausnahmen 
konnte die Zentralstelle (Ministerium) bewilligen. In gewissen Bereichen wurde ein so genann-
ter „Vorbereitungsdienst“ einer tatsächlichen Anstellung vorgeschaltet. 
Über die Anstellung wurde ein Dekret68 ausgestellt in welchem alle essentiellen Rechtspositio-
nen des Dienstverhältnisses angeführt werden mussten. Dazu zählten insbesondere der Amtstitel 
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 Gesetz vom 28.Juli 1917 betreffend das Dienstverhältnis der Lehrerschaft an staatlichen mittleren und 
niederen Unterrichtsanstalten (Lehrerdienstpragmatik), RGBl. 319/1917. 
67
 Darunter war die Staatsbürgerschaft Cisleithaniens zu verstehen. 
68
 Bei einem Dekret handelt es sich aus rechtlicher Sicht um einen Bescheid. Wesentliches Merkmal eines 
Bescheides – neben einer allfälligen Anfechtbarkeit im administrativen Instanzenzug – die Rechtskraft-
fähigkeit, d.h. letztlich die rechtlich determinierte Eigenschaft den Bestand und Umfang eines Rech-
tes, eines Rechtsverhältnisses oder einer Verbindlichkeit letztlich unabänderlich festzustellen. Hier 
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und die Bezüge, der Anstellungs- bzw. der Dienstantrittstag sowie ob die Anstellung zunächst 
provisorisch oder bereits definitiv (auf Dauer) erfolgte. 
Dokumentationen: 
Über jeden Beamten war ein Standesausweis zu führen, der alle für das Dienstverhältnis maß-
geblichen Personaldaten zu enthalten hatte. In diesem Standesausweis waren daher neben dem 
Tag der Anstellung, der Art der Verwendung auch Disziplinarstrafen, etc. enthalten. 
Leistungsbeurteilung: 
Gleichfalls wurden über Beamte, die der Zeitvorrückung unterlagen, so genannte Qualifikations-
tabellen geführt, die über die Qualität der Verwendung des Beamten Auskunft geben sollten. 
Der jeweilige unmittelbar vorgesetzte Amts- oder Abteilungsvorstand eines Beamten war beru-
fen alljährlich eine Qualifikationsbeschreibung zu verfassen, die den Stand der fachlichen Aus-
bildung, die persönlichen Fähigkeiten, den Arbeitseinsatz, die kommunikativen Fähigkeiten im 
Parteienverkehr, das Verhalten und der Verwendungserfolg zu beurteilen und diese Beurteilung 
auch zu begründen! 
Zur Überprüfung dieser Qualifikationsbeschreibung wurden Qualifikationskommissionen beste-
hend aus 5 Mitgliedern bei den Zentralstellen und bei unmittelbar nachgeordneten Dienstbehör-
den eingerichtet, die bei ungenügender Qualifikationsbeschreibung auch weitere Erhebungen 
pflegen bzw. ergänzende Begründungen leisten konnten. 
Der Beamte war von dem Ergebnis der Gesamtbeurteilung in Kenntnis zu setzen, konnte Akten-
einsicht nehmen und bei ungenügender Beurteilung eine Beschwerde an die Qualifikations-
kommission der Zentralstelle erheben. 
Die Leistungsbeurteilung des Beamten wurde daher nicht nur in hohem Maße durch gesetzliche 
Vorgaben hinsichtlich der inhaltlichen Determinanten formalisiert, sondern es wurde darüber 
hinaus ein legitime Beschwerdemöglichkeit an eine Kommission gesetzlich eingeräumt, die die 
Beurteilung des unmittelbar Vorgesetzten, der sich wohl immer wieder in einem psycho-
sozialen Spannungsfeld mit dem Beurteilten gegenüber sah, einer schon durch die Distanz zum 
unmittelbaren Dienstgeschehen einer objektiven Überprüfung unterziehen konnte. 
  
                                                                                                                                                                           
wird deutlich, dass sich das Rechtsverhältnis der Staatsbeamten als ein Dienstverhältnis zum Staate 
Österreich und nicht als ein solches zum Kaiser aufgefasst und gestaltet wurde, da ein Rechtsinstru-
ment gewählt wurde, das klar dem öffentlichen Recht zuzuordnen ist und dieses weit strengeren ge-
setzlichen Vorgaben hinsichtlich inhaltlicher und verfahrensrechtlicher Vorgaben zu erfüllen hat als 
Rechtsinstitute des Vertragsrechts.  
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Diensteid: 
Aus rechtsstaatlicher Sicht bemerkenswert ist § 21 1. Satz der Dienstpragmatik, demnach der 
Beamte verpflichtet ist, „dem Kaiser treu und gehorsam zu sein und die Staatsgrundgesetze so-
wie die anderen Gesetze unverbrüchlich zu beobachten.“ Die Formulierung zeigt deutlich, dass 
hier der Kaiser nur mehr als Staatsoberhaupt im Sinne eines Repräsentanten des Staates rechtlich 
gezeichnet wird und die Treuepflicht des Beamten neben diesem Repräsentanten den – mit zu-
nehmender Beteiligung der beiden parlamentarischen Häuser verabschiedeten – Gesetzen gilt. 
Hier zeigt sich bereits die zukünftige Rolle des österreichischen Beamten, diejenige des exekuti-
ven Mittlers zwischen der Legislative und der Bevölkerung. 
Dienstlicher Gehorsam: 
Der dienstliche Gehorsam gegenüber Vorgesetzten wird explicit gesetzlich verankert (§ 22 
leg.cit.) und somit die hierarchische Struktur der Bürokratie auch gesetzlich verankert. 
Amtsverschwiegenheit: 
Postuliert wird auch die ausdrückliche Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit, wonach der 
Beamte „über alle ihm in Ausübung des Dienstes oder mit Beziehung auf seine amtliche Stel-
lung bekannt gewordenen Angelegenheiten, die im Interesse des Staates oder der Parteien oder 
sonst aus dienstlichen Rücksichten Geheimhaltung erfordern oder ihm ausdrücklich als vertrau-
lich bezeichnet worden sind“ Stillschweigen zu bewahren hat. Es handelt sich hierbei um eine 
sehr weitreichende Geheimhaltungsverpflichtung wie sie der von Max Weber definierten Segre-
tierungstendenz entspricht. Streng genommen bezieht sich diese scharfe Formulierung auf sämt-
liche Gegenstände und Angelegenheiten, die nur irgendwie einen dienstlichen und somit amtli-
chen Konnex aufweisen. Insbesondere der Umstand, dass nach einer sehr großzügigen Aufzäh-
lung schutzwürdiger Interessen offenbar aus Angst dennoch einen Tatbestand vergessen zu ha-
ben, der in der Verwaltungspraxis einen unerwünschten Informationsfluss nach außen legitimie-
ren könnte, wurde noch quasi eine Ad-hoc-Ermächtigung des Vorgesetzten angeschlossen jed-
wede Angelegenheit als geheim zu bezeichnen und den Beamten damit der Amtsverschwiegen-
heit zu unterwerfen. Schon damals war eine Verletzung der Amtsverschwiegenheit nicht nur 
disziplinarrechtlich, sondern auch strafrechtlich zu ahnden, was die dieser Verpflichtung seitens 
der Obrigkeit zugemessene besondere und herausragende Bedeutung unterstreicht. 
Verhaltensregeln: 
Auch für das außerdienstliche Verhalten des Beamten (§ 24 leg.cit.) wurde ein gesetzlicher Be-
urteilungsmaßstab eingeführt: Der Beamte wurde verpflichtet im Dienst und außer Dienst sowie 
auch im Ruhestand das Standesansehen zu wahren. Dabei handelt es sich nur um einen unbe-
stimmten Rechtsbegriff, sondern auch um eine weitreichende Ermächtigungsnorm für die zur 
Disziplinarverfolgung Berufenen letztlich aufgrund eigenen sittlich-moralischen Empfindens 
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ohne nähere gesetzlich-inhaltliche Determinierung und Vorgaben über dienstliches wie privates 
Verhalten des Beamten zu richten. 
Kommunikationsschienen: 
Der Dienstweg wurde als formalisierte Kommunikationsregel für den das Dienstverhältnis des 
Beamten betreffenden Verkehr festgelegt (§ 27 leg.cit.). Sämtliche Anliegen, Anträge und Be-
schwerden mussten beim unmittelbaren Vorgesetzten eingebracht und von diesem weitergeleitet 
werden. Der Beamte hatte die festgelegten Amtsstunden einzuhalten ohne dass ein Höchsttages-
arbeitszeit oder Mindestruhezeiten gesetzlich festgelegt worden wären (§ 28 leg.cit.). 
Hauptamtlichkeit: 
Die Amtstätigkeit sollte die Hauptbeschäftigung und den Brotberuf des Beamten darstellen. 
Sohin wurden strenge Regeln für die Aufnahme einer Nebenbeschäftigung aufgestellt: Jede er-
werbsmäßige Nebenbeschäftigung musste der Dienstbehörde gemeldet werden. Es durfte keine 
Nebenbeschäftigung aufgenommen werden, die dem Anstand und der Würde des Amtes wider-
streitet. Auch hier findet sich eine unbestimmte und weitgreifende moralische Wertungsbefug-
nis, die eine bis ins Privatleben des Bediensteten hineinreichende Verhaltenssteuerung ermög-
lichte. Auch die angesichts der ersten Finanzcrashes gegen Ende der Gründerzeit bereits auf 
Erfahrung basierende Skepsis gegenüber wirtschaftlichen, zunehmend kapitalbasierten Unter-
nehmungen zeigt sich daran, dass Beamten die Verwaltungstätigkeit in Aktien- oder anderen auf 
Gewinn gerichteten Gesellschaften untersagt war. Sinn und Zweck dieser restriktiven Bestim-
mungen lag darin den Beamten nach Möglichkeit ausschließlich an sein Hauptamt zu binden 
und ihn von weiteren erwerbswirtschaftlichen Verflechtungen mit seiner Umwelt abzuhalten. 
Geschenkannahme: 
Auch die Annahme von Geschenken, deren Schenkungszweck zumindest aus dem Umfeld der 
amtlichen Tätigkeit resultiert, wurde dem Beamten verboten. Anders als in der Vergangenheit, 
als die Geschenkannahme auch für die Vornahme amtlicher Tätigkeiten nicht nur geduldet, son-
dern im Sinne der Substitution eigener Gehaltszahlung durch (Geld-)Geschenke Dritter sogar 
erlaubt war, wurde die Ablehnung von Geschenken als eine der vornehmsten Beamtenpflichten 
statuiert. Auch heute spielt diese Bestimmung nicht nur im Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 
eine Rolle, sondern ist auch fixer Bestandteil des Strafrechtskatalogs des Strafgesetzbuches69. 
Dienstrechtliche Stellung: 
Es wurden die Rangklassen I bis XI eingeführt bzw. übernommen. Die Rangklassen bildeten 
einen Maßstab der Hervorgehobenheit des Dienstpostens. Dementsprechend bildete die Rang-
klasse I die höchste und die Rangklasse XI die geringste Rangklasse. Unmittelbar auf die Rang-
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 vgl. §§ 304ff StGB. 
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klasse bezogen war das Ausmaß des gebührenden Urlaubs. Zentraler Angelpunkt der Einord-
nung des Beamten in das komplexe sozio-organisatorische Hierarchiegefüge bildet die Rang-
klassenmäßige Stellung des Beamten. Diese ergab sich aus der definitiven Anstellung und der 
aus der letzten Beförderung resultierenden rangklassenmäßigen Stellung. Der Vielfalt an unter-
schiedlichsten Verwendungsarten in der Staatsverwaltung wurde durch die Einführung von so 
genannten Dienstzweigen organisatorisch Herr zu werden. Ein Dienstzweig bestand aus sämtli-
chen Dienstposten (Arbeitsplätzen) verschiedener Ressorts zu deren Erlangung im Wesentlichen 
die gleichen Voraussetzungen erforderlich waren. Jeder Beamte wurde daher über den Anknüp-
fungspunkt seines Dienstpostens einem Dienstzweig zugeordnet. 
Jedem Beamten war ein bestimmter Dienstrang zugeordnet. Dieser bemaß sich nach der in ei-
nem bestimmten Dienstzweig in der bestimmten Rangklasse zurückgelegten Dienstzeit. Bei 
„Gleichstand“ zwischen zwei oder mehreren Beamten nach dieser Differenzierungsmethode war 
subsidiär letztlich auf das Lebensalter abzustellen. 
Diese komplexen Differenzierungsdaten wurden von den „zur Führung des Personalstandes 
berufenen Behörden“ in zwei Listen, einmal in einer Dienstzweigliste und einmal in einer Rang-
klassenliste erfasst. Auch hier gab es für den Beamten eine Rechtsschutzmöglichkeit in Form 
einer Beschwerde an den Chef der Zentralstelle, um fehlerhafte Eintragungen der Behörde auf-
zugreifen und deren Richtigstellung zu veranlassen70. 
Die ursprünglich in Zeiten wirtschaftlicher Not zur Hebung des Selbstbewusstseins der Beam-
tenschaft eingeführten Amtstitel wurden beibehalten und wurde nicht nur das Recht des Beam-
ten festgelegt diesen Amtstitel zu führen, sondern auch das Recht mit diesem Titel benannt, d.h. 
angesprochen zu werden. 
Urlaub: 
Erstmalig wurde ein Mindesturlaubsanspruch gesetzlich festgelegt. Interessanterweise richtete 
sich das Ausmaß des gebührenden Urlaubs nicht nach zeitabhängigen Parametern wie Dienst- 
oder Lebensalter, sondern unmittelbar nach der Rangklasse in der sich der Beamte befand. Für 
die untergeordnete Rangklasse XI wurden 2, für die Rangklassen X und IX 3, die Rangklassen 
VIII und VII 4 und für die Rangklassen VI bis I 5 Wochen Mindesturlaub in denen der Beamte 
auch seinen Anspruch auf seine Bezüge behielt, festgelegt. Darüber hinaus gehender Urlaub – 
ebenfalls unter Beibehaltung der Bezüge – konnte von der Dienstbehörde bis zu einer Höchst-
dauer von 3 Monaten bewilligt werden. Ein Urlaub der mehr als ein Jahr (!) dauern sollte, durfte 
nur unter der Bedingung des Entfalles der Bezüge gewährt werden. Dies bedeutet, dass es der 
grundsätzlich möglich war bis zu einem Jahr unter vollen Bezügen beurlaubt zu werden. 
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 § 39 Dienstpragmatik. 
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Besoldungssystem: 
Das Besoldungssystem war ein komplexes. Der Beamte hatte Anspruch auf die seiner Rangklas-
se entsprechenden gesetzlich bestimmten Bezüge71. Diese bestanden aus dem Gehalt und einer 
allfälligen Aktivitäts- oder Funktionszulage und wurden am Ersten des Monats im Voraus aus-
bezahlt. 
Jeder der 11 Rangklassen war ein Gehaltsspektrum zugeordnet, wobei sich selbstverständlich 
das Gehaltsspektrum der jeweils höheren Rangklasse von der geringeren Rangklasse durch hö-
here Gehaltsansätze in diesem Spektrum unterschied. Innerhalb dieses Spektrums einer Rang-
klasse waren wiederum verschiedene, aufsteigende Gehaltsansätze bestimmt, die allein durch 
Zeitablauf und dienstlich tadelloses Verhalten erreicht wurden (Gehaltsstufen). In diesen Fällen 
handelt es sich um ein System der Vorrückung. Diese Zeitdauer die zwischen zwei Gehaltsstu-
fen verstreichen musste betrug in den niederen Rangklassen (XI, X, IX) 3, in den übrigen Rang-
klassen 4 Jahre. 
Darüber hinaus gab es aber für die unteren Rangklassen VIII bis XI noch das System der Zeit-
vorrückung: die Zeitvorrückung bedeutete die Vorrückung in die erste Gehaltsstufe der nächst-
höheren Rangklasse, obwohl der betreffende Beamte dieser Rangklasse dienstrechtlich gar nicht 
zugehörig war, da seine dienstliche Verwendung einer untergeordneten Rangklasse entsprach. 
Anders als die normale Vorrückung innerhalb der angestammten Rangklasse war die Zeitvorrü-
ckung von der erfolgreichen Ablegung einer Fachprüfung, die nach den internen Vorschriften 
als „Zugangsvoraussetzung“ für diese höhere Rangklasse vorgesehen war, abhängig. Für die 
Zeitvorrückung wurden die Beamten der 9 Rangklassen in 5 Gruppen, die Gruppen A, B, C, D 
und E unterteilt. 
Auch diese Unterteilung orientierte sich am Vorbildungsprinzip: Die Gruppe A umfasste sämtli-
che Beamte für deren Verwendung der Abschluss einer Mittel- und einer Hochschulausbildung 
Voraussetzung war. Für die Zugehörigkeit zur Gruppe B war eine Verwendung erforderlich, die 
den Abschluss einer Mittelschule, eines Hochschulkurses und die erfolgreiche Ablegung einer 
Staatsprüfung an der Hochschule erforderte. Die Gruppe C rekrutierte sich aus Beamten, die 
Verwendungen innehatten, deren Voraussetzung in der Absolvierung der Mittelschule bestand. 
Für die Gruppe D „genügte“ die Absolvierung der 4 unteren Klassen einer mittleren Lehranstalt. 
Dem war der Abschluss eines mit der Bürgerschule verbundenen einjährigen Lehrkurses ver-
bunden mit der Ablegung einer spezifischen Fachprüfung gleich zu halten. Allein für die Gruppe 
E genügte eine sonstige über die Volksschulbildung hinausgehende Ausbildung. 
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Wenn der Beamte eine bestimmte Höchstdauer in den Bezügen seiner Rangklasse zugebracht 
hat, kommt er für eine Zeitvorrückung in Betracht. Diese Höchstdauer orientiert sich einerseits 
an der Rangklasse, andererseits an der Gruppenzugehörigkeit: 
Höchstdauer in Jahren  Gruppe A Gruppe B Gruppe C Gruppe D Gruppe E 
Rangklasse XI - 3 J 6 J 6 J 6 J 
Rangklasse X 5 J 5 J 6 J 7 J 9 J 
Rangklasse IX 6 J 7 J 7 J 9 J - 
Rangklasse VIII 6 J 10 J - - - 
 
Für Angehörige der Gruppe A, die den höchstmöglichen Bildungsabschluss vorweisen konnten, 
waren daher auch tendenziell höherwertige Verwendungen vorgesehen. Daher waren in der ge-
ringsten Rangklasse (XI) keine Verwendungen der Gruppe A, in der Rangklasse IX schon keine 
Verwendung der Gruppe E und ab der Rangklasse VIII aufsteigend waren die Verwendungen 
ausschließlich der Gruppe A vorbehalten. Die Rangklasse VII war aber auch für die Gruppe A 
die höchste, die durch reine Zeitvorrückung zu erreichen war. 
Soweit die gesetzlich abgesicherte Karriere der Staatsbeamten nach Webers Laufbahnprinzip. 
Ergänzend gab es aber auch das Institut der freien Beförderung. Die Verleihung eines Dienst-
postens, der einer höheren Rangklasse zugeordnet war, bewirkte die Beförderung in diese Rang-
klasse. Hierbei sollten die besondere Eignung und Befähigung für diesen Posten berücksichtigt 
werden. 
Über jede Vorrückung oder Beförderung wurde wiederum ein Dekret ausgestellt, um dem Be-
amten eine größtmögliche Sicherheit durch einen rechtsverbindlichen Rechtstitel einzuräumen. 
Versorgung im Alter: 
Pensionsrechtlich waren die Beamten bereits abgesichert und wurden in der Dienstpragmatik nur 
geringfügige Modifizierungen der bestehenden Regelungen vorgenommen. 
Veränderungen im Dienstverhältnis: 
Im IV. Abschnitt wurden Änderungen der Verwendung des Beamten gesetzlich geregelt: Die 
wohl häufigste Art der Veränderung, die oft auch gegen den Willen eines Bediensteten vorge-
nommen wird, bildet die Zuweisung eines neuen Arbeitsplatzes, die Versetzung. Diese war unter 
zwei Beschränkungen zulässig: zum einen musste die Versetzung innerhalb des Dienstzweiges, 
dem der Beamte angehörte und zum anderen innerhalb des Ressorts (Ministeriums) erfolgen. 
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Die Beschränkung auf den Dienstzweig, dem der Beamte angehört, ist bereits vordergründig 
sachlich begründet, da ein Dienstzweig der Zusammenschluss sämtlicher Dienstposten ist, für 
die im Wesentlichen die gleiche Ausbildung Voraussetzung ist. Es ist daher nicht sinnvoll einem 
Beamten eine Verwendung auf Dauer zuzuweisen, für die er nicht die erforderliche Vorbildung 
aufweist, für die er über-, unter- oder fehlqualifiziert ist. Dies schließt aber eine erforderliche 
Einschulung auf dem Arbeitsplatz nicht aus. Die Beschränkung auf das Ressort, das Ministeri-
um, erklärt sich erst aufgrund soziologischer Betrachtung. Jedes Ressort entwickelte ein spezifi-
sches sozio-kulturelles Umfeld (Betriebsklima). Darüber hinaus bzw. vor diesem Hintergrund 
entwickelte sich eine ressortspezifische Identitätsbildung der Bedienstete. Insofern enthielt auch 
die Beschränkung auf das Ressort dem der Beamte angehört eine Schutzfunktion, die den durch 
dieses Ressort geprägten Beamten an einem erzwungenen Übertritt in ein oft gänzlich fremdes 
sozio-kulturelles Umfeld und den dort zu erwartenden „Anpassungsstörungen“ bewahren sollte. 
Dies zeigt, dass die auch heute noch oft beklagte ressortübergreifende Mobilitätsaversion der 
Beamten zu einem großen Teil nicht der Bequemlichkeit geschuldet ist, sondern Hintergründe 
soziologischer Natur dafür ausschlaggebend sind. Daraus folgt aber auch, dass die Mobilität 
dann zunehmen würde, wenn die gelänge die sozio-kulturellen Unterschiede zu minimieren oder 
nahezu gänzlich auszugleichen. Diese Harmonisierung wiederum erscheint aber angesichts an-
hand der historischen Gewachsenheit, der damit verbundenen Verkrustung und nicht zuletzt 
aufgrund der österreichischen Verfassungslage, der zufolge die Zentralstellen (Ressorts) unter 
der monokratischen Leitung der Obersten Organe der Verwaltung geführt werden und diese 
keinerlei Weisungen unterliegen, als schwierig zu erreichendes Ziel. 
Organisationsänderungen: 
Eine interessante Regelung enthielt die Dienstpragmatik für den Fall, dass für einen Beamten 
aufgrund einer Organisationsänderung kein Dienstposten mehr zur Verfügung stand. In diesem 
Fall konnte der Beamte unter Weiterbezug seines Gehaltes unter Entfall allfälliger Zulagen 
(Wartegebühr) zwangsweise beurlaubt, jederzeit aber wieder in den Dienststand berufen wer-
den72. 
Quieszierung – zeitlicher Ruhestand: 
Unter diesem Begriff ist eine zeitweilige, befristete Versetzung in den Ruhestand (Pensionie-
rung) zu verstehen. Dies konnte unter folgenden Voraussetzungen erfolgen: der Beamte war 
dienstunfähig, seine Genesung und damit verbundene Wiederherstellung seiner Dienstunfähig-
keit aber voraussehbar; des Weiteren, wenn der Beamte sich länger als ein Jahr im Krankenstand 
befunden hat oder länger als 3 Jahre aufgrund einer Organisationsänderung gegen Wartegebühr 
beurlaubt wurde. 
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Pensionierung – dauernder Ruhestand: 
In den dauernden Ruhestand war der Beamte zu versetzen, wenn er so krank war, dass die Wie-
dererlangung seiner Dienstfähigkeit nicht mehr zu erwarten war. Ferner wenn er das 60. Lebens-
jahr überschritten hatte und bereits 3 Jahre außer Dienst gestellt, gegen Wartegebühr beurlaubt 
oder quiesziert war. Die gleiche Folge hatte es, wenn der Beamte über 3 Jahre die Qualifikati-
onsbeurteilung „nicht entsprechend“ erhalten hatte. 
Verfahren – prozessuale Gestaltung: 
Großes Augenmerk legte bereits die Dienstpragmatik auf die genaue Regelung der Verfahren in 
gewissen speziellen Fällen die für das Dienstverhältnis der Beamten von besonderer Bedeutung 
sind, hier das Ruhestandsversetzungs- bzw. Pensionierungsverfahren. Wenn der Beamte selbst 
seine Ruhestandsversetzung aus Krankheitsgründen anstrebte, so hatte er sich zuvorderst einer 
medizinischen Untersuchung durch den Amtsarzt zu unterziehen, auf Basis dessen die Behörde 
über den Antrag des Beamten zu entscheiden hatte. Vor einer abweisenden Entscheidung der 
Dienstbehörde hatte diese dem Beamten ihre Gründe schriftlich mitzuteilen, sodass es diesem 
möglich war binnen einer Frist von 14 Tagen Stellung zu nehmen, um so die Behörde durch 
Aufzeigen von Widersprüchen oder Unrichtigkeiten doch von der Berechtigung seines Antrages 
zu überzeugen. Mit der Skizzierung eines dergestalten Verfahrensablaufes wurde dem funda-
mentalen rechtsstaatlichen Postulat des so genannten Parteiengehörs, eine spezielle Ausformung 
des altrömischen Rechtsgrundsatzes audiatur et altera pars für das Öffentliche Recht durch ge-
setzliche Anordnung Rechnung getragen. Gegen eine Ablehnung des Antrages durch die 
Dienstbehörde konnte Beschwerde an den Leiter der Zentralstelle erhoben werden, d.h. dass 
auch ein Instanzenzug gesetzlich determiniert wurde, die dem Beamten das Recht auf Kontrolle 
und Überprüfung der Entscheidung der untergeordneten Instanz durch die obersten Administra-
tivinstanz eingeräumt hat. Gleiches galt wenn die Dienstbehörde die Versetzung in den dauern-
den Ruhestand von Amts wegen, d.h. von sich aus ins Auge gefasst hatte. Sie hatte dem Beam-
ten die Gründe mitzuteilen und diesem Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben; dem Beamten 
stand wiederum die Möglichkeit einer Beschwerde an den Leiter der Zentralstelle offen. 
Disziplinargewalt: 
Wesentliches Element des Beamtendienstverhältnisses war (und ist) dessen lebenslange Dauer. 
Dies lässt sich zurückführen auf die ursprüngliche Idee des (lebenslangen) Treueverhältnisses 
zum Lehensherren und wurde durch das Erfordernis der Verwaltungsstabilität bei immer größer 
werdender Komplexität der Verwaltungsstrukturen und –prozessualen Abläufe, die damit ver-
bundene Vorbildungs- und Ausbildungsnotwendigkeit und der damit verbundenen erschwerten 
Austauschbarkeit der Beamten gefördert. Im Idealfall konnte sich der Dienstgeber auf bestens 
ausgebildete, routinierte und für die gesicherte Anstellung inklusive Altersversorgung dankbare 
Beamtenschaft verlassen, die Beamten nahmen aufgrund ihrer sicheren und auch im Alter exis-
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tenzsichernden Anstellung im sozialen Gesellschaftsgefüge der unselbständig Erwerbstätigen 
eine qualifizierte Sonderstellung ein.  
Wenn nun aber ein Dienstverhältnis nach einer Idee konzipiert ist, nach der das Dienstverhältnis 
von vornherein nicht nur auf unbestimmte Dauer sondern auf Lebenszeit eingegangen wird und 
die Auflösung des Dienstverhältnisses nur in ganz speziellen Ausnahmefällen zugelassen wer-
den soll, so bedarf es zweierlei: Einerseits natürlich eine exakte Definition der Gründe, die ent-
gegen der Grundidee dennoch eine Auflösung des Dienstverhältnisses bewirken sollen, anderer-
seits Handlungsoptionen des Dienstgebers, die eine Erfüllung der Dienstpflichten durch mindere 
Sanktionsdrohungen für den Fall des Abweichens vom rechten Wege sicherzustellen geeignet 
sind. 
Da es in diesen Fällen immer um ein dienstrechtliches Übel geht, dass dem Beamten zugefügt 
wird, war es eine besondere Errungenschaft das Verfahren zur Ausübung dieser disziplinären 
Gewalt sowie die am Ende drohenden Rechtsfolgen (Disziplinarstrafen) gesetzlich zu verankern. 
Nicht gelungen – und wohl nicht durchführbar - ist es allerdings einen Tatbestandskatalog zu 
definieren, der die einzelnen Dienstpflichtverletzungen exakt und abschließend definieren wür-
de. Unter Strafe gestellt wurde das Dienstvergehen an sich: „Beamte, welche ihre Standes- und 
Amtspflichten verletzen, werden unbeschadet ihrer strafgesetzlichen Verantwortlichkeit mit 
Ordnungs- oder Disziplinarstrafen belegt, je nachdem sich die Pflichtverletzung nur als Ord-
nungswidrigkeit oder mit Rücksicht auf die Schädigung oder die Gefährdung staatlicher Interes-
sen, auf die Art und Schwere der Verletzung, auf die Wiederholung oder auf sonstige erschwe-
rende Umstände als ein Dienstvergehen darstellt73.“ 
Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, dass nicht nur die Verletzung der Amtspflicht, 
d.h. eine Verletzung der unmittelbaren Dienstpflichten die sich aus der amtlichen Tätigkeit er-
geben, unter Strafandrohung gestellt wurden, sondern auch ein Verhalten, dass das Standesanse-
hen, d.h. das Ansehen, dass die Staatsbeamten in dem sie umgebenden Teil der Gesellschaft, der 
Öffentlichkeit, genießen, beeinträchtigt. 
Die Rechtsfolgen, die einem Beamten im Falle eines verurteilenden Erkenntnisses drohten, wur-
den in Ordnungsstrafen und Disziplinarstrafen unterteilt, wobei letztere die strengeren und gra-
vierenderen Maßnahmen darstellten und bei gravierenderen Dienstverfehlungen eintreten soll-
ten. 
Die Ordnungsstrafen drohten für „lässliche Sünden“ und bestanden aus einem „Verwarnung“ 
oder einer „Geldbuße“, wobei die Geldbuße im Einzelfall 100 Kronen und im Jahresverlauf bei 
mehrmaliger Verhängung ein Monatsgehalt des Beamten nicht übersteigen durften. Wiederum 
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war dem Beamten vor Verhängung der Ordnungsstrafe Gelegenheit zu geben, sich zu den An-
schuldigungen zu äußern und so eine Rechtsfertigung in den Entscheidungs- und Beurteilungs-
prozess mit einfließen zu lassen. Gegen eine Ordnungsstrafe, die von einem Vorstand der 
Dienstbehörde oder einem übergeordneten Vorstand verhängt wurde, konnte eine Beschwerde 
an den Vorstand der nächsthöheren Behörde geführt werden. 
Als Disziplinarstrafen wurden der „Verweis“, die „Ausschließung von der Vorrückung in höhere 
Bezüge“, die „Minderung des Gehalts“, die „Versetzung in den Ruhestand mit gemindertem 
Ruhegenuss“ und schließlich die „Entlassung“ vorgesehen74. Der Ausschluss von der Vorrü-
ckung und die Minderung der Bezüge konnte für längstens 3 Jahre bestimmt werden und durfte 
die Minderung der Bezüge mit satten 25% des Gehaltes festgesetzt werden. Die strafweise Ver-
setzung in den Ruhestand konnte entweder auf einen bestimmten Zeitraum oder auf Dauer erfol-
gen; die verbundene strafweise Minderung des Ruhebezuges war wiederum mit 25% limitiert. 
Für die Verhängung von Disziplinarstrafen war ausschließlich die Disziplinarkommission zu-
ständig und berufen und durfte diese Disziplinarstrafen aufgrund expliziter gesetzlicher Anord-
nung nur „auf Grund eines vorschriftsmäßig durchgeführten Disziplinarverfahrens“75 verhängen. 
Bei der Auswahl der Strafe bzw. der Strafbemessung waren in jedem Einzelfall die Schwere des 
Dienstvergehens, die daraus entstandenen Nachteile, der Grad des Verschuldens sowie das ge-
samte bisherige Verhalten des Beamten zu berücksichtigen76. Damit wurden erstmals gesetzliche 
Rahmenbedingungen auch für die Strafzumessung getroffen, um eine überschießende Bestra-
fung zu vermeiden. Die Verfahrensvorschriften wurden überaus detailliert gesetzlich festgelegt 
und weitgehend an die bereits bestehenden Vorschriften eines strafgerichtlichen Prozesses ange-
lehnt bzw. diesem nachgebildet: Auf eine Disziplinaranzeige, zu deren Erstattung der Amtsvor-
stand berufen war, an die Disziplinarkommission, fasste diese einen Beschluss, ob aufgrund 
eines noch aufklärungsbedürftigen Sachverhaltes eine förmliche Disziplinaruntersuchung einzu-
leiten, die Angelegenheit bereits verhandlungsreif oder mangels Verfehlung nicht weiter zu ver-
folgen sei. Handelte es sich nach Ansicht der Kommission erwiesenermaßen um eine Verfeh-
lung geringeren Gewichts, so konnte sie entweder selbst eine Ordnungsstrafe verhängen oder 
dies an den zuständigen Amtsvorstand abtreten. 
Lautete der Beschluss auf Einleitung der Disziplinaruntersuchung wurde vom Vorsitzenden der 
Disziplinarkommission ein Untersuchungskommissär bestimmt, der die weiteren Erhebungen 
z.B. durch Zeugeneinvernahmen zu pflegen hatte und dabei Zeugen sogar über das Bezirksge-
richt beeiden lassen konnte. Sowohl Disziplinaranwalt als auch der beschuldigte Beamte waren 
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berechtigt in der Disziplinaruntersuchung formal gleichberechtigt ihre rechtlichen Interessen 
bzw. Pflichten zu vertreten. Gegen Ende der Disziplinarvoruntersuchung traf die Disziplinar-
kommission die Entscheidung, ob das Verfahren einzustellen ist oder die Angelegenheit zur 
mündlichen Verhandlung zu verweisen war. 
Die gesetzlich festgelegte institutionelle Akteursebene stellt sich wie folgt dar: Die Disziplinar-
kommission wurde bei jeder der Zentralstelle unmittelbar nachgeordneten Behörde eingerichtet 
und war zur Verhandlungsführung in Angelegenheiten sämtlicher dieser oder einer dieser unter-
geordneten Behörde zur Dienstleistung zugewiesene Beamten, mit Ausnahme der Rangklasse VI 
aufwärts, berufen. Die Zuständigkeit der an der Zentralstelle eingerichteten Disziplinarober-
kommission lag einerseits in der Entscheidungskompetenz als Berufungsinstanz gegen Ent-
scheidungen der Disziplinarkommissionen, andererseits in der erstinstanzlichen und keinem 
weiteren Rechtszug unterliegenden Entscheidungskompetenz in Disziplinarangelegenheiten 
sämtlicher Beamten des Personalstandes der Zentralstelle sowie sämtlicher Beamter des gesam-
ten Ressorts ab der Rangklasse VI aufwärts. 
Die Disziplinarkommissionen bzw. die Disziplinaroberkommissionen verhandelten und ent-
schieden in Senaten, die aus 1 Vorsitzenden und 4 weiteren Senatsmitgliedern bestanden, wobei 
von diesen „Beisitzern“ mindestens 2 rechtskundig sein mussten. Interessant ist, dass für den 
Vorsitzenden selbst Rechtskunde kein gesetzlich vorgeschriebenes Funktionserfordernis dar-
stellte. Die Auswahl erfolgte unmittelbar durch den Behördenvorstand, d.h. ausschließlich durch 
einen Dienstgebervertreter! Betrachtet man den Dienstbetrieb als Bereich zweier abzugleichen-
der Interessenssphären, nämlich derjenigen des Dienstgebers und derjenigen der Dienstnehmer, 
so lag durch die Art der Bestellung der Kommissionsmitglieder die „Gate-Keeper-Funktion“ 
ausschließlich auf der Dienstgeberseite. 
Zur Vertretung der durch die Dienstpflichtverletzung beeinträchtigten dienstlichen Interessen 
wurde die Funktion des Disziplinaranwalts ähnlich der des Staatsanwaltes gesetzlich konzipiert; 
der beschuldigte Beamte hingegen kann sich in dem Verfahren durch einen Verteidiger rechtlich 
vertreten lassen. Die Verfahrensrechte beider sind in etwa gleichwertig ausgestattet. Beide Ak-
teure haben das Rechts auf Akteneinsicht, auf Beiziehung zur mündlichen Verhandlung, können 
im Verfahren Anträge stellen und gegen die Erkenntnisse der Disziplinarkommission Berufung 
erheben. 
Die besondere Bedeutung des Disziplinarverfahrens im Vergleich mit anderen dienstlichen Ver-
fahren wie beispielsweise das Qualifikationsverfahren oder das Ruhestandsversetzungsverfahren 
zeigt sich auch darin, dass eine mündliche Verhandlung - außer im Falle der Verhängung einer 
Ordnungsstrafe bei Vorliegen einer bloßen Ordnungswidrigkeit - zwingend vorgeschrieben wur-
de und damit eine deutliche Abkehr vom rein aktenmäßigen Verfahren hin zu einem den moder-
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nen Rechtsgrundsätzen des Strafverfahrens, hier insbesondere dem Grundsatz der Unmittelbar-
keit77 des Verfahrens, verhafteten Verfahrensordnung. Die mündliche Verhandlung war zwar 
nicht öffentlich, aber konnten auf Verlangen des Beschuldigten noch bis zu 3 Beamte der Ver-
handlung beigezogen werden. 
Gegen Ende der Verhandlung musste der Beamte entweder freigesprochen oder verurteilt wer-
den und musste das Erkenntnis – wiederum eine Parallele zum Strafprozess – unverzüglich 
mündlich verkündet werden. Als Rechtsmittel war für die jeweils unterlegene Verfahrenspartei 
das an die Disziplinaroberkommission gerichtete Rechtsmittel der Berufung vorgesehen. Dies 
galt allerdings nicht für die Verhängung einer Ordnungsstrafe, da für diese „Bagatellstrafen“ ein 
Rechtsmittel nicht vorgesehen war78. Auch die Disziplinaroberkommission hatte in der Regel 
eine mündliche Verhandlung abzuführen, wenn sie nicht die Angelegenheit auf Grund von Ver-
fahrensmängeln an die 1. Instanz zurückverweisen musste. 
Disziplinarstrafen wurden im Gegensatz zu Ordnungsstrafen in den Standesausweis eingetragen 
und frühestens nach 3 Jahren gelöscht. 
Der Beamte konnte durch Beschluss der Disziplinarkommission vom Dienst suspendiert werden, 
wenn es der Art und Schwere des Dienstvergehens angemessen war. Über eine Beschwerde 
gegen die Entscheidung der DK entschied die DOK. Überdies lag es in der Befugnis jedes 
Dienstvorgesetzten die vorläufige Suspendierung zu veranlassen, wenn sich der Beamte einer 
Gehorsamsverweigerung schuldig gemacht hat oder wegen der Art der zur Last gelegten 
Dienstverfehlung das Ansehen des Amtes oder wesentliche dienstliche Interessen gefährdet 
worden wären. Über die Zulässigkeit einer vorläufigen Suspendierung entschied die Disziplinar-
kommission, ein Rechtsmittel war nicht vorgesehen. Gleichzeitig konnte das Gehalt des Beam-
ten auf 2/3 gekürzt werden. 
Auch Beamte des Ruhestandes standen – in logischer Konsequenz der Idee des lebenslangen 
Dienstverhältnisses – weiterhin unter der Disziplinargewalt. In Betracht kamen Verletzungen 
von aus dem aktiven Dienstverhältnis stammenden Verpflichtungen, die auch nach der Ruhe-
standsversetzung nichts von ihrer Schutzwürdigkeit eingebüßt hatten, so beispielsweise des 
Amtsgeheimnisses. Interessanter ist aber, dass auch die gesetzliche Normierung allgemeinen 
sozialen Verhaltens für die Beamten über das aktive Dienstverhältnis hinaus lebenslang aufrecht 
erhalten wurde; so traf den pensionierten Beamten auch weiterhin die Verpflichtung zur Wah-
rung des Standesansehens. Der Strafkatalog reichte von einem „Verweis“ bis zum „Verlust aller 
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aus dem Dienstverhältnis fließenden Rechte und aller Ansprüche auf Ruhe- und Versorgungsge-
nüsse für den Beamten und seine Angehörigen79.“ 
 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Institution und die Ausformung des Diszip-
linarverfahren auf mehreren Konditionalfaktoren fußt: Einerseits ist es das Postulat des lebens-
langen Dienstverhältnisses, welches neben dem freiwilligen Austritt des Beamten und des ex 
lege wirkenden Amtsverlustes bei einer strafgerichtlichen Verurteilung nur die Disziplinarstrafe 
der Entlassung kennt, um das Dienstverhältnis zu beenden. 
Unter dem mit dem demokratietheoretischen Ansatz verknüpften Rechtsstaatlichen Prinzip ist 
festzuhalten, dass sich das Disziplinarverfahren nicht zufällig an den strafprozessualen Verfah-
rensvorschriften orientiert, sondern wurde eine im umgebenden Gemeinwesen bereits manifes-
tierte Verfahrensordnung, die den von den Ideen der Aufklärung inspirierten Vorstellungen ei-
nes rechtsstaatlichen Verfahrens entsprach, in den innerorganisatorischen Steuerungsmechanis-
mus zu übernehmen. „Begünstigt“ wurde die Ideenfindung als auch die Umsetzung durch das 
Fach- und Expertenwissen der Beamtenschaft um diese rechtsstaatlichen Errungenschaften, die 
sich in der Gesellschaft bereits bewährt hatten, sowie auch die institutionelle Nähe der Beamten-
schaft zu Gesetzgebung. Erschwert wurde die Umsetzung aber wiederum dadurch, dass ebendie-
ses Wissen auch auf Seiten der Entscheidungsträger gegeben war und eine Stärkung rechtsstaat-
licher Grundsätze im Dienstverhältnis auch eine Minderung autoritärer Durchgriffsmöglichkei-
ten der exekutiven Spitzen der Exekutive zur Folge haben würde80. Dennoch handelt es sich um 
eine, wenn auch durch die Schaffung der Institution des Disziplinaranwaltes aufgeweichte, In-
quisitionsgerichtsbarkeit, da sowohl die Anklage- als auch die Kognitionsbefugnis der Diszipli-
narkommission zugeschrieben wurde. Dies bringt den Vorteil der Prozessökonomie in der Art, 
dass eine Verurteilung des Beamten wahrscheinlicher ist, wenn die gleiche Kommission, die 
sich infolge einer für sie hinreichenden Verdachtslage zur Einleitung des Disziplinarverfahrens 
entschlossen hat, dann auch über die tatsächliche Berechtigung der Vorwürfe zu entscheiden hat. 
Hinzu kommt, dass die Kommissionsmitglieder in ihrer Arbeit zwar weisungsfrei gestellt waren, 
ihre Zusammensetzung aber ausschließlich durch den Dienstgebervertreter bestimmt wurde, die 
Bestelldauer lediglich nur 3 Jahre betrug nach deren Ablauf sie Gefahr liefen wieder in den re-
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gulären Dienstbetrieb eingegliedert zu werden, sodass in Zweifelsfällen ein dienstgeberorientier-
tes Wohlverhalten anzunehmen sein wird.  
Auch ist die Einrichtung eines Disziplinarverfahrens ein Zeichen der bewussten und vom Ge-
setzgeber gewollten Segmentierung als Folge einer kollektiven Selbstabgrenzung und damit 
verbundener Selbstorganisation des abgegrenzten, inneren Sozialkomplexes. Im Sinne dieses 
Gedankens ist die Einrichtung eines Disziplinarverfahrens die Institutionalisierung eines gere-
gelten prozessualen Ablaufs, dessen Wirkungsmechanismus auf Aufrechterhaltung der Funkti-
onsfähigkeit durch Androhung von Übeln bei nicht regelkonformen Verhalten, die bis hin zur 
Ausscheidung aus dem Sozialsystem reichen, gerichtet ist. Im Vordergrund steht daher die 
Selbsterhaltung des sozialen Systems in seiner Funktionsfähigkeit, aber auch in der Erhaltung 
seiner Abgrenzungskriterien auch in sozio-kultureller Hinsicht. 
Vor dem Hintergrund einer diachronen Betrachtung, insbesondere unter dem Aspekt von We-
bers Bürokratiemodell zeigt sich eine deutliche Verdichtung der Komplexität sozialer, prozessu-
aler Abläufe, die wiederum den der Bürokratie bekannten Paradigmen entsprach: Schriftlichkeit 
und Aktenmäßigkeit des Verfahrens, die durch das dem rechtsstaatlichen Prinzip der Unmittel-
barkeit folgenden Regelfall der Abführung einer mündlichen Verhandlung nur nicht aufgeweicht 
wurde, da auch über den Verlauf dieser Verhandlung ein Wortprotokoll zu verfassen und dieses 
den Akten beizuschließen war. Auch war es ein Instrument die Motivation der Beamten zu re-
gelkonformen Verhalten zu stärken und bot die Möglichkeit dies durch ein abgestuftes System 
sozialer und ökonomischer Übelszufügung zu sukkurieren. Eine voreilige Exkretion des devian-
ten Beamten vernichtet auch ein großes Maß an Fachwissen, das gerade eine der Stärken des 
bürokratischen Herrschaftsmodells darstellt und sowohl eine funktionale als auch eine ökonomi-
sche Implikation aufweist. So ist das System auch direkt darauf gerichtet dieses Wissen nach 
Möglichkeit zu erhalten und dennoch systemwidriges Verhalten abzustellen. 
 
6.4. Die Dienerschaft:  
Das zweite große Hauptstück der Dienstpragmatik widmet sich der Dienerschaft. Dabei handelt 
es sich um den zweiten großen sozialen Komplex, der zur Aufrechterhaltung der bürokratischen 
Tätigkeit erforderlich war. Der Funktion der Angehörigen der Dienerschaft im Verwaltungsge-
füge war eine andere als die der Beamtenschaft, sie waren nicht in die Führung von Amtsge-
schäften oder deren Vorbereitung involviert. Der gesetzmäßig determinierte Aufgabenkreis ei-
nes Dieners bezog sich darauf, dass er „zur Bedienung des Amtes, bei dem er im Dienst steht, 
sowie zur Bedienung der bei diesem Amt verwendeten Beamten verpflichtet ist81.“ Der soziale 
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und rechtliche Status der Dienerschaft war ein deutlich herabgesetzter verglichen mit denen der 
Beamten. Zum einen waren die Art und wesentliche Aspekte des Dienstverhältnisses der Diener 
demjenigen der Beamten nachgebildet oder wurden diese einfach übernommen und wurde damit 
für eine einheitliche Grundstruktur der Dienstverhältnisse gesorgt. Regelungen wie die der Vor-
bedingungen und der Art der Anstellung, der allgemeinen Verpflichtungen wie dienstlicher Ge-
horsam, Kaiser- und Gesetzestreue, Anwesenheitspflicht während der Dienststunden, Geheim-
haltungsverpflichtung, etc. waren teilweise inhaltsgleich oder zumindest strukturell ähnlich. 
Dies galt auch für die Modalitäten der Bezugsvorrückung, die Versetzung, die Pensionierung. 
Der Mindesturlaubsanspruch des Dieners lag mit 8 Tagen bei einer Dienstzeit von weniger und 
14 Tagen bei einer Dienstzeit von mehr als 15 Jahren unter demjenigen der Beamten der XI und 
damit niedersten Rangklasse der Beamten. 
Soweit bildet die Dienerschaft den Sockel einer zweigeteilten, hierarchischen Pyramide deren 
oberen Teil die Beamtenschaft, innerlich wiederum differenziert nach Rangklassen und Dienst-
rang, den unteren Teil die ähnlich differenzierte Dienerschaft bildet. Von der Pyramidenspitze 
absteigend werden auch die aufgrund des Dienstverhältnisses gewährten Zuwendungen (z.B. 
Gehalt und Zulagen) und Vergünstigungen (Urlaubsanspruch) geringer. Wesentliche Rahmen-
bedingungen des Dienstverhältnisses wurden aber ebenso gesetzlich abgesichert und zu großen 
Teilen inhaltsgleich geregelt wie es für die Dienstverhältnisse der Beamten der Fall war. 
Für die Ahndung von Pflichtverletzungen wurde ebenso auf das für die Bedienstetengruppe der 
Beamten konzipierte Disziplinarverfahren zurückgegriffen; dies aber mit interessanten Abwei-
chungen: Bei einem Verdacht auf dienstliche Verfehlungen, die eine Disziplinarstrafe des Ver-
weises, des Ausschlusses von der Vorrückung oder der Gehaltsminderung erwarten ließen, lag 
die Vorarbeit in der Hand des Vorstandes der Dienstbehörde, der den Sachverhalt zu erheben 
und den Beschuldigten protokolliert zu vernehmen hatte. Erst bei den Strafdrohungen einer Ge-
haltsminderung, einer strafweisen Versetzung in den Ruhestand oder der Entlassung war eine 
Disziplinaruntersuchung nach den für Beamte geltenden Bestimmungen vorgesehen. Essentiell 
ist diese Unterscheidung deswegen, da einem Beschuldigten erst ab Einleitung der Disziplina-
runtersuchung umfassende prozessuale Rechte zugestanden wurden, wie z.B. die Stellung von 
Anträgen auf Einvernahme von Zeugen, umfassende Akteneinsicht, etc. Noch bedeutender ist 
aber der Umstand, dass die Vornahme einer mündlichen Verhandlung in erster Instanz vor der 
Disziplinarkommission für Beschuldigte der Dienerschaft nur dann vorgesehen war, wenn die 
Kommission aufgrund der Aktenlage die Verhängung der Disziplinarstrafen der Ruhestandsver-
setzung oder der Entlassung in Frage kam. Zwar bestand die Möglichkeit eine Berufung an die 
Disziplinaroberkommission zu richten, das Verfahren in II. Instanz bildete aber ein reines Ak-
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tenverfahren. Die Abhaltung einer mündlichen Verhandlung vor der Disziplinaroberkommission 
war gesetzlich explizit ausgeschlossen82. 
An diesem Beispiel zeigt sich aber ein eklatantes Missverhältnis in der prozessualen Stellung der 
Dienerschaft im Gegensatz zu derjenigen der Beamten, die unter rechtsstaatlichen und demokra-
tietheoretischen Aspekten eine grobe Benachteiligung der Dienerschaft darstellen. Es kann zwar 
als Fortschritt bezeichnet werden, dass die Dienerschaft weitgehend dem prozessualen System 
der Beamten unterworfen wurde, dennoch zeigt sich gerade darin, dass einem Diener in erster 
Instanz eine mündliche Verhandlung nur in den 2 einschneidensten Fällen, nämlich der Pensio-
nierung und der Entlassung, noch deutlicher aber darin, dass der Dienerschaft in 2. Instanz eine 
mündliche Verhandlung gänzlich verwehrt wurde, dass eine zentrale Forderung des demokrati-
schen Rechtsstaates, der im Zeitpunkt der Erlassung der Dienstpragmatik aber auch noch etab-
liert war, noch nicht erfüllt war. 
Diese Unterscheidung kann nur auf folgende Gründe zurückgeführt werden: 1. Die Dienerschaft 
leistete untergeordnete Hilfsdienste (Erhaltung der Infrastruktur, Bedienung der Beamten inklu-
sive Aktentransport und Aktenablage), die keine lange Einarbeitungszeit erforderten und ein 
Diener daher leicht zu ersetzen war. 2. In der sozialen Wertschätzung wurde den Dienern ein 
Rang ähnlich derjenigen an den Fürstenhöfen beschäftigten Diener zugemessen, sodass diese 
innerhalb des sozialen Segments des Öffentlichen Dienstes einen so niedrigen Rang einnehmen 
mussten, dass diesen gegenüber der Rechtsgrundsatz der Unmittelbarkeit des Verfahrens nur in 
deutlich eingeschränkter Weise zugestanden wurde. 3. Die Dienerschaft war grundsätzlich für 
handwerkliche Hilfsdienste vorgesehen, die wohl ebenso außerhalb des Öffentlichen Dienstes 
am Arbeitsmarkt nachgefragt wurden. 
Aus organisatorischer Sicht ist zu sagen, dass die Organisationshoheit betreffend die Diener-
schaft – wiederum im Vergleich mit derjenigen für Beamte – deutlich dezentraler und subsidiä-
rer gestaltet war. Die Arbeitsaufgaben wurden Vorstand der Dienststelle bestimmt an der der 
Diener seinen Dienst versah, allenfalls vom Vorstand der übergeordneten Dienstbehörde83. 
Selbstverständlich wurden auch den Beamten die konkret zu erfüllenden Aufgaben von einem 
Vorgesetzten zugewiesen. Kein Zweifel bestand und deshalb war eine Bestimmung wie sie für 
die Dienerschaft getroffen wurde auch für Beamte nicht erforderlich, dass die Art der Beschäfti-
gung ausschließlich in der Besorgung von hoheitlichen Tätigkeiten, d.h. in der Vollziehung der 
Gesetze bestand. Diese Gesetze wurden im Rahmen der Vollziehung unter Anschluss von Voll-
zugsanweisungen weitergegeben, sodass sich der Grund und Anlassfall der Tätigkeit der Beam-
ten letztlich auf Willensakte des Kaisers bzw. des Reichsrates zurückführen ließ, die sie der All-
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gemeinheit gegenüber zu vollziehen hatten. Die Dienerschaft allerdings wurde für Tätigkeiten 
herangezogen, die an jeder Dienststelle originär entstanden und für die Dienststelle und deren 
Angehörige besorgt werden mussten. Die Diener waren folglich tatsächliche „Systemerhalter“ 
im Öffentlichen Dienst. Deswegen bedurfte es aber auch keiner dergestalten Einbindung in die 
Verwaltungspyramide wie es bei Beamten der Fall war und ermöglichte gleichzeitig eine größe-
re Flexibilität des Personaleinsatzes als dies bei Beamten der Fall war.  
Dennoch muss vermerkt werden, dass die Dienstverhältnisse der Staatsbeamten und der Staats-
diener in wesentlichen Punkten nach den gleichen Prinzipien und entsprechend der gleichen 
Regelungsstruktur gesetzlich bestimmt wurden, ausgenommen der aus prinzipiellen Erwägungen 
doch bedeutsamen Unterscheidung im Disziplinarrecht durch unsachliche Beschränkung des 
Unmittelbarkeitsgrundsatzes. 
Als die ausgeblutete Donaumonarchie im November 1918 im Anschluss an den ersten großen 
Weltenbrand des 20. Jahrhunderts an den widerstrebenden Nationalinteressen der Völker zer-
brach und die Republik ausgerufen wurde, waren von den 3 Spangen, die das Reich über so 
lange Zeit zusammen gehalten hatten, zwei zerbrochen: die Dynastie war abgesetzt und das auf 
den Monarchen vereidigte Militär aufgelöst. Die dritte Spange aber, die Bürokratie und die bü-
rokratischen Institutionen waren weit gehend intakt und erleichterten den verwaltungstechni-
schen Wiederaufbau der jungen Republik84. 
 
11. Die Entwicklung in der I. Republik: 
 
1. Einleitung: 
1918 wurde die Erste Republik ausgerufen, die Provisorische Nationalversammlung für 
Deutschösterreich nahm im Oktober 1918 ihre Arbeit auf und fasste am 30. Oktober den Be-
schluss über die grundlegende Einrichtung der Staatsgewalt dessen § 16 die vorläufige Weiter-
geltung in Geltung stehender Gesetze verfügte, die nicht in diesem Beschluss abgeändert oder 
aufgehoben wurden85. Dies galt dementsprechend auch für die dienstrechtlichen Normen. Nach 
der Abdankung Kaiser Karls I. am 11. November 1918 wurde dieser Beschluss als Gesetz am 
15. November kundgemacht. Die gesetzgebende Gewalt wurde der Provisorischen Nationalver-
sammlung selbst, die Vollziehung einem aus der Mitte der Prov.NV. von dieser zu bestimmen-
den Vollzugsausschuss, dem Deutschösterreichischen Staatsrat überantwortet, der die Beschlüs-
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se der Prov.NV. durch Vollzugsanweisungen umzusetzen und zu konkretisieren hatte. Nach den 
ersten freien, demokratischen Wahlen86 am Beginn des Jahres 1919, bei denen erstmals auch 
Frauen das unbeschränkte aktive und passive Wahlrecht zukam, nahm die Konstituierende Nati-
onalversammlung ihre Arbeit auf und verabschiedete in den Märztagen eine Reihe von (Einzel-) 
Gesetzen über die Staatsform87, wobei Deutschösterreich wiederum zum Bestandteil des Deut-
schen Reichs erklärte wurde, die Volksvertretung88 sowie die Staatsregierung89; die Verhandlun-
gen über eine neue Verfassung gestalteten sich schwierig. Der Friedensvertrag von St. Germain 
brachte für Österreich unter Verweigerung des Selbstbestimmungsrechts ein Anschlussverbot an 
Deutschland und ein Verbot der Führung des Namens Deutschösterreich. Am 10. November 
1920 trat die Verfassung, die Österreich als bundesstaatlich organisierte Republik mit deutli-
chem Übergewicht des Parlaments im Gewaltengefüge konstituierte, in Kraft. In dunkler Erinne-
rung an die Allmacht des Monarchen wurden der Funktion des Bundespräsidenten keine sub-
stantiellen Aufgaben zugewiesen. Die wirtschaftliche Lage nach dem ressourcenverzehrenden 
Krieg war katastrophal, die verpflichtenden Reparationszahlungen taten ihr Übriges. Um das 
Schreckgespenst der galoppierenden Inflation zu bannen musste die junge Republik durch finan-
zielle Unterstützung aus dem Ausland in Form von Völkerbundanleihen gestützt werden. Bedin-
gung für die Gewährung dieser Anleihen war aber eine umfassende Verwaltungsreform. Diese 
manifestierte sich im Bereich der Hoheitsverwaltung durch die Erlassung der Allgemeinen Ver-
fahrensgesetze90 und des Bundesgesetzes über die zur Aufrichtung der Staats- und Volkswirt-
schaft der Republik Österreich zu treffenden Maßnahmen91. Damit wurde erstmals eine klare 
Trennung zwischen staatlichem Hoheitshandeln auf der einen und staatlichem Handeln im öko-
nomischen Unternehmensbereich (Privatwirtschaftsverwaltung) vollzogen92. Vor dem Hinter-
grund der Überbetonung des Parlaments und der Verschärfung der Spannungen zwischen dem 
sozialistischen und dem christlich-sozialem Lager bis hin zur Aufstellung bewaffneter Verbände 
folgte eine Zeit der parlamentarischen Paralyse gefolgt von Tumulten und Unruhen, die blutig 
niedergeschlagen wurden. Eine Antwort zur Krisenbewältigung erfolgte durch die Verfassungs-
reform 1929. Die Stellung des Bundespräsidenten wurde deutlich gestärkt und die parlamentari-
sche Demokratie in eine präsidiale Demokratie gewandelt. Vor dem Hintergrund der Februar-
kämpfe des Jahres 1933 und dem Anwachsen der vom bereits national-sozialistisch regierten 
Deutschland insgeheim geförderten national-sozialistischen Bewegung in Österreich, entschließt 
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sich Bundeskanzler Dollfuß zum Staatsstreich und errichtet am 7. 3. 1934 den Austrofaschisti-
schen Ständestaat, eine Diktatur93. 
 
2. Das Dienstrecht der I. Republik: 
Grundsätzlich ist anzumerken, dass die Republik Deutsch-Österreich sich nicht als Univer-
salsukzessor des Kaiserreiches sah. Dies bedeutete, dass die junge Republik als neues Völker-
rechtssubjekt nicht in sämtliche Rechtsverhältnisse, die vormals das Kaiserreich berechtigten 
oder verpflichteten, eintrat. Es handelte sich staatsrechtlich vielmehr um einen revolutionären 
Übergang, der die aktuelle Rechtspersönlichkeit und Legitimation nicht aus einer aus dem 
Rechtsbestand der untergegangenen monarchischen Verfassungslage abgeleiteten Legitimation 
herleiten konnte. Die Staatsgründung erfolgte originär, „lediglich“ gestützt auf das Postulat der 
Volkssouveränität94. Dies hatte auch zur Folge, dass die Dienstverhältnisse der österreichischen 
Beamtenschaft neu begründet wurden und die Beamten einen neuen Diensteid auf die Republik 
zu leisten hatten95. Beamte und Soldaten waren noch vor der „Abdankung“ Kaiser Karls I von 
ihrem Treueeid auf Kaiser und Kaiserreich entbunden worden96. 
Die Dienstpragmatik 1914 und die Lehrerdienstpragmatik aus 1917 standen also zu Beginn der 
jungen Republik wiederum in Geltung für sämtliche Beamte und Staatsdiener. Ausgenommen 
waren Minister sowie mit der Leitung eines Ministeriums betraute Beamte, aber auch Staats-
lehrpersonen (Lehrer). Für richterliche Beamte wurden wesentliche Bestimmungen für anwend-
bar erklärt. Berufs(-unter-)offiziere wurden nicht einmal erwähnt, so deutlich war ihre soziologi-
sche und rechtliche Selbständigkeit. 
 
Mit der Dismembration der Österreichisch-Ungarischen Donaumonarchie ging den Beamten in 
rechtlicher Hinsicht auch ihr Dienstgeber verloren. Die Beamten, Offiziere und Soldaten wurden 
ihres dem Kaiser geleisteten Treueeides entbunden97. Der neu errichtete Verfassungsgerichts-
hof98 erachtete das neue Völkerrechtssubjekt nicht als Universalsukzessor derjenigen Rechtsver-
hältnisse, die durch das Reich begründet worden waren99. Dies galt auch für die Dienstverhält-
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nisse der öffentlich Angestellten. Diese mussten daher formal neu begründet werden100. Die 
Neuanstellung bildete aber die Regel, zumal der junge Staat auf fachkundiges Verwaltungsper-
sonal dringend angewiesen war. 
 
2.1. Die Weiterentwicklung der Dienstpragmatik 1914: 
Ein deutliches Zeichen der Kontinuität bildet die nahezu vollständige Übernahme der Dienst-
pragmatik in den Rechtsbestand der Republik. Dies zeigt zum Einen, dass die inhaltliche Ausge-
staltung der Dienstpragmatik durchaus demokratietauglich waren, d.h. im Wesentlichen nicht als 
in einem unauflösbaren Widerspruch zu den demokratisch-rechtsstaatlichen Grundsätzen ste-
hend gesehen wurden, zum Anderen, dass die vorgegebene dienstrechtliche Grundausrichtung 
auch nach funktionalen Gesichtspunkten offenbar als tauglich erachtet wurden, einen derart gro-
ßen Sozialkomplex wie den des Öffentlichen Dienstes zu organisieren. Für die folgende Zeit 
waren aber nachstehende Entwicklungen prägend: Bedingt durch die wirtschaftliche Krise ver-
bunden mit extrem hoher Geldentwertung kam es zu einer Nivellierung der sozialen Stellung 
und Pauperisierung der ökonomischen Verhältnisse der Staatsbeamten, während die Diener-
schaft einen sozialen und dienstrechtlichen Aufstieg errang. Das zweite Hauptstück der Dienst-
pragmatik, das die Dienerschaft neben bzw. „unter“ der im ersten Hauptstück definierten Beam-
tenschaft als dienstrechtliche und soziale Gruppe rechtlich konstituierte und „zur Bedienung des 
Amtes, bei dem er im Dienst steht, sowie zur Bedienung der bei diesem Amt verwendeten Beam-
ten101“ verpflichtete, wurde ersatzlos gestrichen und die ehemaligen Diener in die dienstrechtli-
che und damit auch soziale Gruppe der Beamtenschaft integriert. „Die Erste Republik schuf 
somit den Typus des besenschwingenden und handwerkenden Beamten - eine Denkunmöglich-
keit, ein sozialer Skandal für jene Menschen, die sich an der vor 1914 bestandenen sozialen 
Ordnung orientierten102.“ 
 
Eine weitere Diffundierung rechtlicher und sozialer Unterschiede erfolgte durch die Ernennung 
von Kanzleioffizianten (Anm.: eine Art Vertragsbedienstete), Kanzleigehilfen, Aushilfsdienern 
und Landpostdienern zu Staatsbeamten durch das Gesetz vom 5. Februar 1919103. Die Offizian-
ten wurden außerhalb des das Beamtensystem der Dienstpragmatik prägenden Rangklassensys-
tems mit ihren bestehenden Bezügen ernannt, des Weiteren die für Staatsbeamte geltenden Best-
immungen der Dienstpragmatik für anwendbar erklärt. Die Offizianten, deren Bezüge den Be-
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zügen eines Staatsbeamten der 1. Gehaltsstufe der Rangklasse XI entsprachen wurden allerdings 
bereits in die Rangklasse XI der Zeitvorrückungsgruppe E eingereiht104. Dabei handelte es sich 
um die niederste Rangklasse und die Vorrückungsgruppe mit der längsten Wartezeit bei der 
systematisierten Zeitvorrückung. Diese Gruppe der Bediensteten wurde folglich bereits in das 
Rangklassensystem der Dienstpragmatik, wenn auch auf unterster Stufe integriert. Für die Grup-
pe der Kanzleigehilfen, der Aushilfsdiener und der Landpostdiener wurde in diesem Gesetz 
ebenso Vorkehrung getroffen, diese zu Kanzleioffizianten, ständigen Dienern bzw. Amtsdienern 
zu ernennen. 
Es zeigt sich hier bereits deutlich eine integrierende und egalisierende Tendenz der dienstrecht-
lichen Gesetzgebung, die darauf gerichtet ist, systemisch-rechtliche und somit soziale Differen-
zierungen zu verwischen bzw. auszumerzen. 
Ein brennendes Problem der Nachkriegszeit bildete die durch den wirtschaftlichen Zusammen-
bruch bedingte soziale Notlage der österreichischen Bevölkerung, die auch die Gruppe der Be-
amten nicht verschonte, und die in der Folge einsetzenden allgemeinen Preissteigerungen bis hin 
zur galoppierenden Inflation. Von dieser Entwicklung blieben auch die Bediensteten des Öffent-
lichen Dienstes nicht verschont, die Regierung behalf sich mit einer Reihe von spezifischen 
Besoldungsgesetzen, deren Gehaltsansätze immer rascher nach oben korrigiert und an die Preis-
entwicklung angepasst werden mussten: 
 
2.2. Das Besoldungsübergangsgesetz105: 
Mithilfe des Gesetzes zur vorläufigen Regelung der Besoldung der Zivilstaatsbeamten, Unterbe-
amten und Diener und der Volksbeauftragten wurden die Bezugsansätze auf eine neue Basis 
gestellt und den Rangklassen Fixbezüge zugeordnet. Der Bezug der Rangklasse I (40.000 Kro-
nen) betrug exakt das 10-fache des Bezugsansatzes der Rangklasse XI (4.000 Kronen). Die 
Rangklassen I – III waren aber besonders hervorgehobenen Verwendungen vorbehalten, so z.B. 
für die Bekleidung eines Ministeramtes. Ein Sektionschef befand sich üblicherweise in Rang-
klasse IV (Bezug 26.000 Kronen), ein Hofrat in der Rangklasse V (Bezug 20.000 Kronen) und 
ein einfacher Kanzlist in der Rangklasse XI (Bezug 4.000 Kronen). Diese Bezüge sollten sich in 
der Rangklassen III, IV und V alle 4 Jahre um 2.000, in den Rangklassen VI bis VIII alle 3 Jahre 
um 1.000, 800 bzw. 600 und in den Rangklassen IX bis XI alle 2 Jahre um 200 Kronen erhöhen. 
Für Staatsbeamte ohne Rangklasse (z.B. ehemalige Kanzleioffizianten) wurde ein Bezug von 
3.600, für Unterbeamte von 3.000 und für Diener von 2.600 Kronen mit einer Erhöhung von 200 
Kronen alle 2 Jahre bestimmt. 
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Zur Abfederung der grassierenden Inflation wurde wiederum auf das bereits im 19. Jahrhundert 
zur Anwendung gelangte Besoldungsinstrument der Teuerungszulagen zurückgegriffen. Bei der 
Bemessung dieser Teuerungszulagen zeigte sich wiederum eine Egalisierungstendenz: Die Zu-
lagen wurden ohne Unterschied jedem Zivilstaatsangestellten (Beamte mit oder ohne Rangklas-
se, Diener) in der Höhe von 2.400 Kronen gewährt. Dies bedeutete aber realiter, dass die Teue-
rungszulage in der Rangklasse IV (Sektionschef) gerade 9,23% des Grundgehalts ausmachte, 
während sich das Einkommen eines Amtsdieners um 92,31% (!) erhöhte und sich somit nahezu 
verdoppelte. Hinzu traten noch Ortszuschläge um regionale Unterschiede in den Lebenshal-
tungskosten auszugleichen, die zum Einen durch einen Fixbetrag zwischen 2.400 (Wien) und 
800 Kronen, zum anderen durch einen zusätzlich gebührenden Prozentsatz des Grundgehaltes 
zwischen 30 und 10 Prozent bestimmt wurde. Vom Politikfeld der Familienpolitik wurde ein 
weiteres Zulageninstrument, das sich allein an der Zahl vorhandener Kinder orientierte, inspi-
riert. Auch hier wurde für jedes Kind ein Fixbetrag ohne Rücksicht auf das Grundeinkommen 
des Bediensteten gewährt. Als Drittes wurde eine Zulage eingeführt, deren Höhe sich an den 
amtlich festgesetzten Mehl-, Brot-, Fett- und Zuckerpreisen orientiert hat106. 
 
2.3. Das Militärbesoldungsübergangsgesetz: 
Dieses Gesetz regelte die Bezugsansprüche inklusive der Ansprüche auf Teuerungszulagen und 
Ortszuschläge der Offiziere nach Rangklassen gegliedert sowie der Berufsunteroffiziere und 
Gagisten ohne Rangklasse nach ebendiesem Muster als dies für die Zivilstaatsbediensteten vor-
gesehen war. Auch die Beträge des Grundgehalts der Offiziere in den Rangklassen IV bis XI 
waren zifferngleich mit denjenigen der Zivilbeamten, die Ansätze der Unteroffiziere mit Beam-
tenzertifikat entsprachen denjenigen der Staatsbeamten ohne Rangklasse; Unteroffiziere ohne 
Beamtenzertifikat wurden den Unterbeamten gleichgestellt. Auch die zeitabhängige Erhöhung 
der Bezüge und die Erhöhungsbeträge wurden den entsprechenden Bedienstetengruppen der 
Zivilangestellten gleichgestellt107. 
 
2.4. Lehrerbesoldungsübergangsgesetz: 
Die besoldungsrechtlichen Ansprüche der Professoren und Lehrpersonen wurden separat gere-
gelt, zum Einen im Gesetz vom 18. Dezember 1919, betreffend die Stellung und die Bezüge der 
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Professoren an den staatlichen Hochschulen und gleichgehaltenen Unterrichtsanstalten108, zum 
anderen durch das Gesetz vom 18. Dezember 1919 zur vorläufigen Regelung der Besoldung der 
Lehrerschaft an staatlichen mittleren und niederen Lehranstalten109. 
 
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass sich am Beginn der I. Republik deutliche Tenden-
zen der Egalisierung auch in der besoldungsrechtlichen Behandlung der Bediensteten des Öf-
fentlichen Dienstes zeigten, wobei dies zu einem großen Teil wohl auch der wirtschaftlichen 
Notlage geschuldet war und nicht vordringlich auf ideologischen Egalisierungsmotiven der Le-
gislative beruhten. Es verblieben 4 soziale Gruppen, die sowohl dienstrechtlich als auch besol-
dungsrechtlich zumindest noch die Erlassung eines eigenen Gesetzes für ihren Berufsstand in 
Anspruch nehmen konnten: Die Richter, die Zivilangestellten (Beamte und Diener), Militärper-
sonen und Lehrpersonen, wobei sich offenbar bei letzter Gruppe Professoren höherer Schulen 
und sonstige Lehrer aus mittleren und niederen Schulen offenbar noch nicht in einem Gesetz 
erfassen ließen. Zu bemerken ist dabei, dass einerseits jedes dieser Gesetze selbstverständlich 
durchaus Differenzierungen innerhalb der eingeschlossenen Bedienstetengruppe (so z.B. Staats-
beamte und Diener, Offiziere und Berufsunteroffiziere) beinhalteten, andererseits aber auch in 
einem Quervergleich betrachtet, stets die gleiche Grundstruktur sowie bei „rangmäßiger Ent-
sprechung“ in der jeweiligen hierarchischen Pyramide sogar die ziffernmäßig gleichen Beträge 
veranschlagt worden sind. 
 
2.5. Das Besoldungsgesetz110: 
Das Besoldungsgesetz vom Juli 1921 brachte eine grundlegende Änderung der Besoldungssys-
tematik. Die Besoldung der allgemeinen Zivilangestellten wurde nicht mehr an die XI Rangklas-
sen gebunden, sondern wurden diese Bediensteten in 19 Besoldungsgruppen eingeteilt, wobei 
die Besoldungsgruppe 1 die geringste und die Besoldungsgruppe 19 die oberste Stufe bezeichne-
te. Des Weiteren gab es Dienstposten mit Einzelgehalt für besonders hervorgehobene Verwen-
dungen. 
Das System der Teuerungszulagen und das der Ortszuschläge wurden beibehalten und betrugen 
letztere für Wien beispielsweise 100% (!) des Gehaltes. 
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2.6. Die Dienstpostenordnung111: 
In der Dienstpostenordnung wurden erstmals sämtliche Dienstposten nach ihrem Aufgabenprofil 
gewichtet gesetzlich festgehalten und einer Besoldungsgruppe oder einem Einzelgehalt zuge-
wiesen. Der Besoldungsgruppe 1 wurden einfache Hilfsdienste wie Botengänger mit einem Ein-
stiegsgehalt von 11.000 Kronen und einem Vorrückungsbetrag von 1.116 Kronen, der Besol-
dungsgruppe 19 beispielsweise der Dienstposten des Leiters der Präsidentschaftskanzlei mit 
einem Einstiegsgehalt von 70.000 und einem Vorrückungsbetrag von 7.000 Kronen zugeordnet. 
Als Beispiel für einen Dienstposten mit Einzelgehalt kann der Posten des Wiener Polizeipräsi-
denten dienen, dem ein Gehalt von 85.000 Kronen zugestanden wurde. 
 
Kernpunkte112 der Neuregelung waren folgende: 
1. Die Bezeichnungen Diener, Unterbeamte und Beamte als selbständige und differenzierende 
und abgrenzende Kategorien verschwanden aus der Terminologie, diese Gruppen wurden 
systemisch voll in die 19 Besoldungsgruppen der Verwaltung integriert. Es bildeten ledig-
lich Richter, Lehrer und Militärpersonen noch eigenständige Kategorie. 
2. Beibehaltung der Orts- und Teuerungszulagen. 
3. Beförderungsrestriktion durch strikte Bindung an einen, im Stellenplan vorgesehenen 
Dienstposten113. 
Ein Dienstposten einer höheren Besoldungsgruppe konnte im Wege einer Beförderung, d.h. der 
Verleihung einer Stelle einer höheren Besoldungsgruppe114, erreicht werden, wobei im Allge-
meinen die Ablegung der für diese Besoldungsgruppe vorgeschriebenen Fachprüfung erforder-
lich war. Der Unterschied zwischen der Zugehörigkeit zu einer Besoldungsgruppe oder der In-
nehabung eines Postens mit Einzelgehalt bestand darin, dass innerhalb der Besoldungsgruppe 
alle zwei Jahre der Vorrückungsbetrag dem Gehalt hinzugeschlagen wurden, während das Ein-
zelgehalt alle 2 Jahre um 10% erhöht wurde. Maßgeblich war aber, dass im Falle des Einzelgeh-
altes allein die Dienstzeit auf dem konkreten Dienstposten zählte, während im Allgemeinen die 
gesamte Dienstzeit seit Eintritt in das Bundesdienstverhältnis herangezogen wurde. 
Als bedeutende Neuerung wurde die Erstellung eines Stellenplans gesetzlich festgelegt, der je-
weils für einen Zeitraum von 3 Jahren im Voraus die Anzahl der verfügbaren Dienstposten ver-
bindlich festzulegen hatte. In diesem Zeitraum war ein Abweichen von diesem Stellenplan an 
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 Anlage 1 zu BGBl. 376/1921. 
112
 Menger, Karl: Beamtenmetropole Wien 1500-1938, Verlag Österreich, Wien, 2010, S. 332. 
113
 Im Vorfeld wurden aufgrund des hohen Inflationsdrucks auch Massenbeförderungen vorgenommen, 
um das Einkommen der Beamtenschaft zu erhöhen. 
114
 § 13 Besoldungsgesetz. 
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die Zustimmung des Bundesministers für Finanzen gebunden115. Neben den Zivilangestellten 
wurden in das Besoldungsgesetz auch Richter (5 Besoldungsgruppen) sowie allerdings Bundes-
lehrer (4 Besoldungsgruppen) integriert; Hochschullehrer und Militärpersonen blieben ausge-
nommen. 
2.7. Das Gehaltsgesetz: 
Aufgrund der nicht zu bändigenden Inflation bedurfte es 1924 eines weiteren gesetzlichen Ein-
greifens, dem Besoldungsgesetz folgte das Gehaltsgesetz116. Das Gehaltsgesetz beinhaltete wie-
derum einen Rückgriff auf das Dienstrangsystem. In den niederen Dienstklassen wurde das 
Prinzip der Zeitbeförderung wiederum etabliert, in den höheren das Prinzip der freien Beförde-
rung beibehalten. Die Beamten wurden in Beamte der allgemeinen Verwaltung, Richter und 
staatsanwaltliches Personal, Lehrer und Beamte des Schulaufsichtsdienstes sowie Wachebeamte 
eingeteilt. Diese wurden nach ihrer Zugehörigkeit zu einem Dienstzweig auf 8 Verwendungs-
gruppen aufgefächert, wodurch das System der Besoldungsgruppen wiederum beseitigt wurde. 
Die Verwendungsgruppe 8 setzte Hochschulbildung voraus und die Vorbildungserfordernisse 
nivellierten bis zur Verwendungsgruppe 1. Das Gehalt richtete sich nach der Zugehörigkeit zu 
einer von 10 Dienstklassen und der Gehaltsstufe innerhalb dieser Dienstklasse, hinzu traten 
Ortszuschläge zwischen 15 und 8%. 1924 betrug der Gehaltsansatz für ein Anfangsgehalt der 
höchsten Dienstklasse (1) aufgrund der Inflationsanpassung bereits 121.532.000 Kronen bzw. 
nach der Währungsreform 588,80 Schilling. 
Höchstdauer in Jahren  VG 1 VG 2 VG 3 VG 4 VG 5 VG 6 VG 7 VG 8 
Rangklasse X 6 J 4 J 2 J - - - - - 
Rangklasse IX - 8 J 6 J 6 J 6 J 2 J - - 
Rangklasse VIII  - 8 8 6 6 6 - 
Rangklasse VII  - - 9 J 8 J 7 J 6 J 5 J 
Dienstklasse VI     - 9 J 7 J 6 J 
Dienstklasse V      - - 6 J 
Dienstklasse IV 
       - 
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 § 12 Gesetz vom 13. Juli 1921, BGBl. 376/1921. 
116
 Bundesgesetz vom 18. Juli 1924 über die Diensteinkommen und die Ruhe- und Versorgungsgenüsse 
der Bundesangestellten (Gehaltsgesetz), BGBl. 245/1924. 
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Die vorstehende Abbildung zeigt die nach Verwendungsgruppen gegliederte Höchstverweildau-
er in einer Rangklasse im System der Zeitvorrückung bzw. der Zeitbeförderung. Durch reinen 
Zeitablauf konnten daher Bedienstete der Verwendungsgruppe 1 ausschließlich die Dienstklasse 
IX, aber auch Bedienstete der Verwendungsgruppe 8 „nur“ die Dienstklasse IV erreichen. Erst-
mals wurde bestimmt, dass der Stellenplan die Anzahl der Dienstposten jeder Verwendungs-
gruppe und Dienstklasse nach Verwaltungsbereichen und Dienstzweigen getrennt nunmehr 
durch den Bundesvoranschlag im Voraus festgelegt wird. Dies bedeutete, dass nunmehr dem 
Parlament die direkte Kontrolle und Beschlussfassung über den Stellenplan zugekommen ist. 
 
Die weitere Entwicklung: Infolge des strikten Sparprogrammes, zu dem die im Zuge der Völ-
kerbundanleihen übernommen Auflagen die Regierung zwangen, kam es zu massive Bemühun-
gen Bedienstete des Öffentlichen Dienstes abzubauen. Den Weg dazu bildeten Gesetze, die für 
ein freiwilliges Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis besondere Abfertigungen vorsahen oder 
es erlaubten den Beamten ab einer gewissen Dienstzeit in den Ruhestand zu versetzen, wenn sie 
den Anspruch auf den vollen Ruhegenuss erreicht hatten. Das Verwaltungsersparnisgesetz117 
brachte eine Aufnahmesperre in den Öffentlichen Bundesdienst auf der einen, eine Erhöhung der 
intrasystemischen Mobilität der Bediensteten auf der anderen Seite. Die Aufnahme in den Bun-
desdienst wurde bei sonstiger Unwirksamkeit der Aufnahme an die Bedingung der Zustimmung 
der Bundesregierung gekoppelt; die bislang nur freiwillig bei Vorliegen einschlägiger Fachaus-
bildung Wechsel in einen anderen Dienstzweig oder Verwaltungsbereich war nunmehr auch von 
Amts wegen, d.h. auch gegen den Willen des Bediensteten zulässig. 
Dieser Tabubruch, bislang konnten Bedienstete ausschließlich innerhalb ihres Dienstzweiges 
versetzt werden, wurde begleitet von einer gesetzlichen Verfahrensanordnung niederschwelliger 
Intensität: Der Beamte war von dem Vorhaben zu verständigen und konnte binnen 14 Tagen 
Einwendungen vorbringen. In diesem Fall war die tatsächliche Vornehme der Versetzung nur 
mit Zustimmung des Bundesministers zulässig, weitere Rechtsschutzmöglichkeiten bestanden 
nicht. 
Die Ruhegenüsse der Pensionisten, die sich in einem öffentlich-rechtlichen Ruhestandsverhält-
nis befanden, wurden nunmehr für den Fall einer einzelvertraglichen Verwendung im Öffentli-
chen Dienst für diese Zeit gänzlich ruhend gestellt und hat auch diese Maßnahme zum Personal-
abbau beigetragen. 
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 Bundesgesetz vom 26. März 1926 über Maßnahmen zur Einschränkung der Verwaltungsausgaben des 
Bundes (Verwaltungsersparungsgesetz), BGBl. 76/1926. 
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2.8. Die Beamten-Abbaugesetze: 
Am Beginn der 30er Jahre wurde die Gangart noch verschärft und wurde 1932 ein Gesetz118 
erlassen, dass eine zwangsweise Beurlaubung von Bediensteten gegen ein Wartegeld in Höhe 
des Ruhegenusses bzw. bei (dienst-)älteren Bediensteten auch eine Versetzung in den dauernden 
Ruhestand ermöglichte. Steuerungstechnische Grundlage bot die Einrichtung von Abbaukom-
missionen an jedem Bundesministerium Abbaukommission deren Aufgabe die Erstellung von 
Gutachten über konkrete Abbaupotenziale war119. Die Auswahl der abzubauenden Bediensteten 
sollte in der Reihenfolge der Freiwilligkeit, des (mangelnden) Arbeitserfolges, Erreichung der 
vollen Ruhegenussbemessungsgrundlage, Erreichung des 60. Lebensjahres, die Dienstjüngeren 
vor den Dienstälteren erfolgen. Die Kommissionen wurden zu gleichen Teilen mit, vom zustän-
digen Bundesminister, der auch den Vorsitz in der Kommission führte und dem ausschließlich 
die Befugnis zukam Bedienstete zum Abbau vorzuschlagen, benannten Vertretern der Verwal-
tung und Vertretern der Bundesangestellten beschickt. Für die dem Bundeskanzleramt oder ei-
nem anderen Bundesministerium unterstehenden Beamten der allgemeinen Verwaltung bestan-
den die Kommissionen aus 10 Mitglieder, wobei je einer der 5 Vertreter der Bundesangestellten 
entsprechend der Anlage zur Verordnung vom Bund der Öffentlichen Angestellten, dem Deut-
schen Beamtenverband, der Gewerkschaft der Bundes- und Landesangestellten Österreichs, der 
Gewerkschaft christlicher Angestellter in öffentlichen Diensten sowie dem Reichsverband der 
öffentlich Angestellten zu entsenden waren. Dies zeigt auch das vielschichtige Bild der unter-
schiedlichsten Interessensvertretungen, die sich der Klientel der öffentlich Bediensteten annah-
men 
Interessanterweise wurde in der Verordnung auch bestimmt, dass die Vorreihung eines Bediens-
teten mit ungenügender Arbeitsleistung bzw. dementsprechender Qualifikationsbeschreibung in 
der Abbaupriorität der Zustimmung von 2/3 der Vertreter der Bundesangestellten in der Abbau-
kommission bedurfte. 
Die Auswirkungen des massenhaften Abbaus der öffentlich Bediensteten und des damit verbun-
denen sozialen Abstiegs der Betroffenen waren frappant. 1930 gingen die Nationalsozialisten 
bei den Wiener Gemeinderatswahlen noch leer aus, bereits 1932 allerdings errangen sie 15 von 
100 Mandaten. Vor dem Hintergrund des gewichtigen Anteils (ehemals) öffentlich Bediensteter 
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 Bundesgesetz vom 18. August 1932 über die Beurlaubung von öffentlich-rechtlichen Angestellten 
gegen Wartegeld, BGBl. 245/1932. 
119
 Verordnung der Bundesregierung vom 16. Dezember 1931 über den Abbau entbehrlicher Bundesan-
gestellter (Abbauverordnung 1931), BGBl. 380/1931. 
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an der Wiener Gesamtbevölkerung, schienen diese letztlich für die NSDAP leichter ansprechbar 
als Arbeiter oder Bewohner ruraler Gebiete120. 
 
12. Der Ständestaat: 
 
1. Einleitung: 
Am 3. März 1933 wurde die demokratische Verfassung Österreichs durch einen stillen Putsch 
bzw. eine Selbstausschaltung des Parlaments infolge des Rücktritts der 3 Nationalratspräsiden-
ten und der Verhinderung des Wiederzusammentritts der Abgeordneten am darauffolgenden 
Tage, durch Einsatz von Polizeikräften auf Anordnung des Bundeskanzlers Dollfuß außer Kraft 
gesetzt. Die Regierung stützte sich in ihrer legislativen Arbeit auf das Kriegswirtschaftliche 
Ermächtigungsgesetz121 aus 1917, das formal immer noch in Geltung stand bzw. wurden in der – 
bereits illegitim zustande gekommenen – Verfassung von 1934122  sowohl National- als auch 
Bundesrat aufgelöst und sämtliche Agenden der Bundesregierung übertragen123. Die wirtschaft-
liche Lage des Staates hatte sich aber nicht gebessert; mit einem weiteren Abbau von öffentlich 
Bediensteten wurde weiter versucht Belastungen des Staatshaushalts zu reduzieren, wenig später 
folgten auch Säuberungen aus gesinnungspolitischen Gründen wie sie für autoritäre Systeme 
typisch sind. Bereits im Mai des Jahres 1933 wurde durch Verordnung der Bundesregierung für 
jeden Bundesnagestellte die Verpflichtung zur Leistung des Diensteides bzw. Gelöbnisses bei 
sonstiger Auflösung des Dienstverhältnisses und Verlust aller aus dem Dienstverhältnis erflie-
ßender Rechte statuiert. 
 
2. Die Doppelverdienerverordnung: 
Die Doppelverdienerverordnung124 verfügte die Ruhestandsversetzung aller verheirateter, weib-
licher Beamten sowie die Auflösung der Dienstverhältnisse verheirateter, weiblicher Vertrags-
bediensteter sämtlicher Gebietskörperschaften, deren Gatten in einem Bundes-, Landes-, oder 
Gemeindedienstverhältnisses standen, sofern das Gesamteinkommen der Ehegatten (unter Hin-
                                                          
120
 Menger, Karl: Beamtenmetropole Wien 1500-1938, Österreich Verlag, Wien, 2010, S. 336f. 
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 Gesetz vom 24. Juli 1917, mit welchem die Regierung ermächtigt wird, aus Anlass der durch den 
Kriegszustand verursachten außerordentlichen Verhältnisse die notwendigen Verfügungen auf wirt-
schaftlichem Gebiete zu treffen, RGBl. 307/1917). 
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 Bundesverfassungsgesetz vom 30. April 1934 über außerordentliche Maßnahmen im Bereich der 
Verfassung, BGBl. 255/1934. 
123
 Meysels, Lucian O.: Der Austrofaschismus, Amalthea Verlags GmbH, Wien, 1992, S. 48ff. 
124
 Verordnung der Bundesregierung vom15. Dezember 1933 über den Abbau verheirateter weiblicher 
Personen im Bundesdienste und weitere dienstrechtliche Maßnahmen, BGBl. 545/1933. 
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zurechnung eines allfälligen Ruhegenusses der Gattin, der allerdings erst nach 10 jähriger 
Dienstzeit zugebilligt wurde) 340 Schilling erreichte. Eine spätere Eheschließung bewirkte auch 
bei Beamtinnen eine sofortige Auflösung des Dienstverhältnisses. Das Eingehen einer Lebens-
gemeinschaft wurde unter die Disziplinarstrafe der Entlassung gestellt, was auch den Verlust der 
für den Auflösungsfall zugestandenen Abfertigung zur Folge hatte. Neuaufnahmen von verheira-
teten Beamtinnen, deren Ehemann in einem Dienstverhältnis zu einer Gebietskörperschaft stand, 
waren unzulässig und rechtsunwirksam. 
Hier zeigte sich bereits neben der rational begründbaren Zielbestimmung der Einsparung unter 
Belassung zumindest eines Einkommens in der Familie, auch eine deutlich ideologisch geprägte 
familienpolitische Ausrichtung der von Bundeskanzler Engelbert Dollfuß angeführten autoritä-
ren Bundesregierung, die den weiblichen Teil der Gesellschaft aus den, in der volkswirtschaftli-
chen (Produktions-)Notlage der Kriegsjahre eingenommenen Positionen lösen, diesen aus dem 
öffentlichen Raum zurückzudrängen und den Frauen den traditionell angestammten gesellschaft-
lichen Platz innerhalb der Familie wiederum zuzuweisen beabsichtigte. Aus demokratietheoreti-
scher Perspektive bedeutet dies nach der Akzeleration der weiblichen Emanzipationsbewegung 
durch die Kriegs- und Krisenjahre und der damit verbunden Egalisierungstendenz in der Gesell-
schaft sowie auch innerhalb des Öffentlichen Dienstes als Teilsegment dieser Gesellschaft eine 
Zäsur. Die insbesondere von Seiten der sozialdemokratischen Partei aber auch von Vertretern 
des gemäßigten christlich-sozialen Flügels, insbesondere der Gewerkschaften, Bestrebungen 
nach einer Gleichberechtigung der Geschlechter in allen Lebenssphären wurde drastisch konter-
kariert. Die Demokratisierung der Gesellschaft im Sinne des Aufbrechens verkrusteter familien-
inhärenter Machtverhältnisse und deren Ausgleichs wurde auch im Bereich der Arbeitswelt des 
Öffentlichen Dienstes gestoppt und eine Restauration des konservativen Familienbildes verbun-
den mit einer Unterordnung der Frauenrolle unter diejenige des Mannes bezweckt. 
 
3. Lehrerabbaugesetz: 
Das letzte Abbaugesetz datiert aus dem Jahre 1937 und betraf 180 wirkliche Bundeslehrer, die 
aufgrund der 1936 erfolgten Auflassung zahlreicher mittlerer und niederer Unterrichtsanstalten 
entbehrlich wurden und nunmehr in den dauernden Ruhestand zu versetzen waren. Aus sozialen 
Gründen sollte es mit den wirklichen Bundeslehrern, die zumeist ein höheres Dienstalter aufwie-
sen, ältere Bedienstete treffen, die bereits Anspruch auf einen höheren Ruhegenuss hatten125. 
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 Bundesgesetz, betreffend Maßnahmen zur Verringerung der Zahl der wirklichen Bundeslehrer an den 
dem Bundesministerium für Unterricht unterstehenden mittleren und niederen Unterrichtsanstalten, 
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4. Das Disziplinarverfahren: 
Des Weiteren wurden für das Disziplinarverfahren neue und ergänzende Regelungen getroffen. 
Eine Neuerung bildete aber die Anlehnung an ein Typenstrafrecht durch Aufzählung von z.T. 
konkreten Dienstpflichtverletzungen verbunden mit einer konkret für diesen Tatbestand ange-
führten Strafdrohung, so stand z.B. die Verweigerung der Beendigung einer Dienstverweigerung 
für einen Zeitraum von 24 Stunden trotz Androhung der Entlassung unter der expliziten Straf-
drohung der Entlassung. Ebenso war mit der Entlassung vorzugehen bei einer Verletzung der 
Dienstpflichten durch „geflissentliche Förderung staats- und regierungsfeindlicher Bestrebun-
gen“. Für die neu eingeführten Tatbestände wurde auch eine besondere Disziplinarkommission 
beim Bundeskanzleramt bestehend aus 3 Mitgliedern, dem Vorsitzenden und 2 Beisitzern einge-
richtet, wobei zwei Mitglieder rechtskundig und eines aus dem Ressortbereich des Beschuldig-
ten sein mussten. Zur Vertretung der dienstlichen Interessen wurde ein Disziplinaranwalt beru-
fen, der Beschuldigte konnte sich eines Verteidigers bedienen. § 5 Abs. 2 der Verordnung ordne-
te an: „Das Disziplinarverfahren ist von Anfang bis zum Ende in der mündlichen Verhandlung, 
und so viel als möglich, ohne Unterbrechung durchzuführen. Die Dauer darf drei Tage nicht 
überschreiten.“ Die Entscheidung der Disziplinarkommission unterlag keinem weiteren Rechts-
zug126. 
Bemerkenswert ist, dass hier offenbar vom sonst nach Max Weber typischen Gebot der Schrift-
lichkeit der Verwaltung abgegangen wurde; einzig die Verfahrensvorschrift über die Abfassung 
eines Protokolls über die mündliche Verhandlung und die Ausfertigung des Erkenntnisse wur-
den aus der Dienstpragmatik für die besondere Disziplinarkommission übernommen. Bedenkt 
man die Funktion der Schriftlichkeit, die in der Möglichkeit der nachprüfenden Kontrolle doku-
mentierter und archivierter Entscheidungsprozesse - auch unabhängig von einer Rechtsmittel-
möglichkeit – besteht, so drückt sich auch in diesem Bereich die Abkehr von Grundsätzen recht-
staatlicher und ordnungsgemäßer Verwaltung überaus deutlich aus. Hinzu kam noch die vorge-
gebene Verhandlungsdauer von höchstens 3 Tagen, die eher an standrechtliche Ad-Hoc-
Kommissionen erinnert, denn an ein rechtsstaatliches, der Erforschung der materiellen Wahrheit 
verpflichtetes Verfahren. 
1936 wurden die Verordnung aus dem Jahre 1933 auch dahingehend novelliert, dass nunmehr 
die Verhandlungsdauer mit 8 Tagen bemessen wurde127. 
Im Anschluss an die Februarkämpfe des Jahres 1934 begann eine neuerliche Säuberungswelle 
innerhalb der Reihen der öffentlich Bediensteten. Diesmal per Verfassungsgesetz128 schuf die 
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 Verordnung der Bundesregierung vom 10. Mai 1933 über besondere Maßnahmen, betreffend die 
öffentlich-rechtlichen Bundesnagestellten, BGBl. 173/1933. 
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 Bundesgesetz über Maßnahmen, betreffend öffentliche Bedienstete, BGBl. 239/1936. 
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Regierung eine pseudo-legale Grundlage. Demnach wurden Bezüge von Bediensteten jeglicher 
öffentlichen Körperschaft, gegen die der begründete Verdacht bestand an den Februarkämpfen 
auf Seiten der Sozialdemokraten beteiligt gewesen zu sein einbehalten und bei einer strafrechtli-
chen Verurteilung aus dem Dienstverhältnis zwingend ausgeschieden.  
Schon vor dieser Anlassgesetzgebung wurde dem Bundeskanzleramt aber bereits die Möglich-
keit eingeräumt, öffentlich Angestellte bei Aburteilung infolge einer Übertretung spezifischer 
Verordnungen, die Ruhe und Ordnung sicherstellen sollten (z.B. Uniformverbot, Streikverbot, 
Demonstrationsverbot, etc.) gegenüber dem Delinquenten den Amtsverlust auszusprechen. Dem 
Betroffenen wurde zwar das Recht eingeräumt eine Beschwerde an einen beim Bundeskanzler-
amt eingerichteten Senat bestehend aus 5 rechtskundigen Angestellten zu erheben; die mangels 
näherer inhaltlicher Determination der Entscheidungsparameter sowie vor dem Hintergrund der 
autoritären Regierungsform war der rechtstaatliche Charakter dieses Instanzenzuges deutlich zu 
verneinen129. Im März 1934 wurde explizit auch die Betätigung für die Sozialdemokratische 
Partei als Entlassungsgrund aufgenommen130. In der Folge wurde die Bezugskürzung auf 2/3 für 
den Fall der Dienstenthebung verpflichtend131. Das Jahr 1937 brachte wiederum Änderungen: 
Die Kommission beim Bundeskanzleramt musste aus 5 rechtskundigen Angestellten bestehen, 
wobei ein Mitglied dem Richterstand entstammen musste. Der Kreis der Tatbestände, die den 
Bundeskanzler zum Ausspruch der Dienstausscheidung berechtigten, wurde nochmals erwei-
tert132. 
 
Bereits im Februar war dem Bundeskanzleramt aber bereits eine Generalvollmacht übertragen 
worden, im Zuge dessen diesem das Recht eingeräumt wurde einen Bediensteten seines Dienstes 
zu entheben und dabei dessen Bezug auf 2/3 zu kürzen, ohne dass die Entscheidungsfindung 
über diese Maßnahmen an irgendwelche inhaltliche Entscheidungskriterien oder Ermessenspa-
rameter gebunden worden wären. Ein Instanzenzug ging aber wiederum an den Senat im Bun-
deskanzleramt133. 
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 Bundesverfassungsgesetz vom 3. August 1934 über besondere Maßnahmen gegen die an der Auf-
standsbewegung vom 25. Juli 1934 beteiligten öffentlichen Angestellten, BGBl. 181/1934. 
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 Verordnung der Bundesregierung vom 26. Jänner 1934 über Maßnahmen betreffend die öffentlichen 
Angestellten, BGBl. 52/1934. 
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 Bundesgesetz vom 15. Juni 1934 über Maßnahmen betreffend die öffentlichen Angestellten. 
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 Bundesgesetz über Maßnahmen, betreffend öffentliche Bedienstete, BGBl. 283/1937. 
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 Verordnung der Bundesregierung vom 23. Februar 1934 über die Dienstenthebung öffentlicher Be-
diensteter, BGBl. 120/1934. 
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Der Versuch der Bundesregierung die Gesellschaft bzw. insbesondere den Öffentlichen Dienst 
zunehmend zu autokratisieren und zu disziplinieren, zeigte sich u.a. an der Bestimmung der 
Ableistung der militärischen Ausbildung beim Bundesheer als Eingangsvoraussetzung für den 
Eintritt in den Öffentlichen Dienst jedweder öffentlich-rechtlichen Körperschaft oder eines 
Staatsbetriebes134. Ein weiteres Beispiel dieser Tendenz bietet die Aufstellung eines Militärbe-
amtenkorps. Dabei wurden auch die im Verteidigungsressort beschäftigten, nicht den unmittel-
baren militärischen Dienstzweigen zuzuordnenden Beamten der Verwendungsgruppen 7-8 und 
anderen Dienstzweigen in einem uniformierten und bewaffneten Korps zusammengefasst und in 
8 Dienstzweige (z.B. Militärapothekerdienst, Militärwirtschaftsdienst, etc.) aufgeteilt135. 
 
5. Weitere Sparmaßnahmen: 
Die Zeit stand auch weiterhin unter dem Zeichen dringender Budgetsanierung und wurden zu 
diesem Behufe weitere, eiserne Spargesetze erlassen: 
Das Beförderungssperrgesetz136 ordnete an, dass Beförderungen bei sämtlichen öffentlich-
rechtlichen Körperschaften nur unter ausdrücklicher Zustimmung des Bundeskanzlers erfolgen 
konnten. Durch das Pensionsstilllegungsgesetz wurden Ruhegenüsse von durch die Abbaumaß-
nahmen beurlaubter oder im Ruhestand befindlicher Beamter empfindlich gekürzt, wenn deren 
durch eine Beschäftigung erwirtschaftetes Gesamteinkommen einen Grenzbetrag von 400 Schil-
ling überschritte137. Wenig später wurde eine Geringfügigkeitsgrenze für den Zuverdienst in 
Höhe von 150 Schilling eingeführt138. 1937 wurde der Grenzbetrag des kürzungsfreien Gesamt-
einkommens auf 1.200 Schilling angehoben139. Die Idee der anteilsmäßigen Kürzung des Ruhe-
bezuges bei einem zusätzlichen Erwerbseinkommen hat der Verfassungsgesetzgeber Ende der 
1990er Jahre im Teilpensionsgesetz140 wiederum für Ruhegenussbezieher vor Erreichen des ge-
setzlichen Pensionsantrittsalters aufgegriffen und wurde diese Regelung erst durch den Verfas-
sungsgerichtshof141 unter Berufung auf den Gleichheitssatz – zumindest in der gewählten Um-
                                                          
134
 Bundesgesetz über das Erfordernis einer militärischen Ausbildung für die Aufnahme in den öffentli-
chen Dienst, BGBl. 233/1935. 
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 Bundesgesetz über das Zusammentreffen von öffentlich-rechtlichen Pensionsansprüchen mit Er-
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Legitimität einer Kürzung des Ruhegenusses in Fällen eines Zuverdienstes nicht gänzlich ausgeschlos-
sen, sondern unter Hinweis darauf, dass es sich beim Ruhegenuss um zur Zeit der aktiven Dienstzeit 
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setzung – verworfen. Der Verfassungsgerichtshof wurde aber bereits zu Beginn der ständestaat-
lichen Diktatur ausgeschaltet und erst mit Beginn der II. Republik wieder eingerichtet. 
Das Titelgesetz142eröffnete die Möglichkeit der Beförderung ohne dass mit dieser Beförderung 
höhere Bezüge verknüpft gewesen wären; das Zulagengesetz143 schuf die Möglichkeit, dass nicht 
aufgrund eines gesetzlichen Anspruchs geleistete Zulagen durch den Bundeskanzler neu bemes-
sen oder eingestellt werden konnten. Die Einführung von Dienstgebühren144 bewirkte ein 
50%tige Sondersteuer für jede Art der Bezugserhöhung für die Dauer des ersten Jahres in dem 
die Bezugserhöhung gebührte. Kurz darauf wurde aber eine „Geringfügigkeitsgrenze“ von 2.040 
Schilling pro Jahr (!) eingeführt145. 1936 wurden das Zulagen-, das Beförderungssperr- sowie 
das Titelgesetz wieder aufgehoben bzw. sind diese ausgelaufen146. 
Eine dienstrechtliche Gesetzgebung der besonderen Art bildete das Bundesdienstpflichtgesetz147. 
Dieses ermöglichte die zwangsweise Rekrutierung jedes männlichen Staatsbürgers über 18 Jahre 
für zeitlich begrenzte Dienste mit oder ohne Waffe, wobei die zeitliche Begrenzung aber nicht 
näher determiniert wurde. Gegen Ende des Jahres 1937 wurde diese Verpflichtung für ehemalige 
Militärs bis zum 60. Lebensjahr ausgedehnt148. 
 
13. Österreich als Bestandteil des Deutschen Reiches: 
 
1. Einleitung: 
Am 12. März des Jahres 1938 erfolgte der Einmarsch der deutschen Wehrmacht und die - zu-
mindest völkerrechtlich betrachtet - Okkupation Österreichs, die bis zum Mai 1945 andauern 
sollte und Österreich als Teil des Deutschen Reiches mit in den zweiten Weltkrieg führte. Die 
kurze Ära des Austrofaschismus war zu Ende, die Schreckensherrschaft des Nationalsozialismus 
                                                                                                                                                                           
vom Dienstgeber zum Zwecke der späteren Versorgung des Beamten zurückbehaltenes Entgelt han-
delt unter Berufung auf den Gleichheitssatz (Art. 8 B-VG) ausgesprochen, dass diese Vorgehensweise 
nur dann zulässig wäre, wenn dies auch für das Entgelt aktiver Beamter bei Aufnahme einer Nebenbe-
schäftigung gelte. 
142
 Bundesgesetz über die Verleihung des Titels und Charakters eines höheren Dienstpostens an Staats-
bedienstete des Bundes (Titelgesetz), BGBl. 466/1935. 
143
 Bundesgesetz über die Neubemessung von Zulagen der Staatsbediensteten des Bundes (Zulagenge-
setz), BGBl. 468/1935. 
144
 Bundesgesetz über die Einführung einer Dienstgebühr, BGBl. 467/1935, 
145
 Bundesgesetz 265/1936. 
146
 Menger, Karl: Beamtenmetropole Wien 1500-1938, Österreich Verlag, Wien, 2010, S. 340f. 
147
 Bundesverfassungsgesetz über die allgemeine Dienstpflicht für öffentliche Zwecke (Bundesdienst-
pflichtgesetz), BGBl. 102/1936. 
148
 Bundesverfassungsgesetz vom 22. Dezember 1937, BGBl. 456/1937. 
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begann. Am 13. März 1938 wurde die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich 
durch die Österreichische Bundesregierung, die bereits unter der Führung des Nationalsozialis-
ten Seys-Inquart stand, unter Berufung auf Art. III. der autoritären Verfassung von 1934 pro-
klamiert und Österreich als Landes des Deutschen Reiches bestimmt149, am gleichen Tag wurde 
dieses Verfassungsgesetz in das deutsche Recht inkooperiert150. Inhaltlich wurde die vorläufige 
Weitergeltung des österreichischen Rechts im Land Österreich verfügt, die Rechtsangleichung 
sollte durch Verfügungen des Führers bzw. des Reichsministers für Inneres erfolgen. Eine der 
ersten dieser Verfügungen bestand darin, dass Beamte auf den Führer zu vereidigen waren; die-
sem hatte sie Treue und Gehorsam zu schwören151. In weiterer Folge wurden Teile des Deut-
schen Beamtengesetzes152 (Abschnitt XIII sowie § 177 leg.cit.) auf die Beamten des (nunmehri-
gen) Landes Österreich anwendbar erklärt153. Die Teilbereiche der Verwaltung wurden per Ver-
ordnung in das organisatorische Gefüge der Reichsverwaltung übergeführt, als erste wurde die 
österreichische Bundesfinanzverwaltung in die Reichsfinanzverwaltung eingegliedert154. 
 
2. Die Verordnung zur Neuordnung des österreichischen Berufsbeamtentums155: 
Diese Verordnung sollte der Säuberung des österreichischen Berufsbeamtentums von rassisch 
und politisch unerwünschten bzw. unzuverlässigen Bediensteten einen (pseudo-) 
rechtlichen Rahmen verleihen. Gleich wie zahlreiche Rechtsvorschriften aus der österreichi-
schen Zeit des Ständestaates, richtete sich die Verordnung an sämtliche öffentlich Bedienstete, 
gleich bei welcher öffentlich-rechtlichen Körperschaft (Bund, Land, Gemeinde, Fonds, Anstal-
ten, etc.) diese am 13. März 1938 aufgrund eines öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen 
Dienstverhältnisses als Beamte, Angestellte oder Arbeiter angestellt waren. Jüdische Beamte 
waren in den Ruhestand zu versetzen, jüdische Angestellte und Arbeiter zu kündigen bzw. zu 
entlassen. Auf gleiche Weise konnte mit Bediensteten verfahren werden, die nach ihrem bisheri-
gen Verhalten nicht die Gewähr dafür boten, dass sie „…rückhaltlos für den nationalsozialisti-
schen Staat eintreten …“ oder gegen die Nationalsozialistische Bewegung und ihre Anhänger 
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 Bundesverfassungsgesetz über die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich, BGBl. 
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 Gesetz über die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich vom 13.März 1938, RGBl. I. 
S.237. 
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 Führererlass über die Vereidigung der Beamten des Landes Österreich vom 15. März 1938, RGBl. I. 
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 Verordnung über die Eingliederung der Österreichischen Bundesfinanzverwaltung in die Reichsfinanz-
verwaltung vom 24. März 1938, RGBl. I S.308. 
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 Verordnung zur Neuordnung des österreichischen Berufsbeamtentums vom 31. Mai 1938, RGBl. I. S. 
607. 
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gehässig aufgetreten waren156. Diesen sollte der Ruhegenuss nur für drei Monate gewährt wer-
den. Waren für einen Einzelfall nach dieser Verordnung mehrere Maßnahmen in Betracht, so 
war kraft ausdrücklicher Anordnung „…jeweils die schärfere anzuwenden…157.“ Aus organisa-
torischer Sicht ist interessant, dass der Dienstgeber Bund und die einzelnen Länder bzw. die 
Stadt Wien als Dienstgeber betreffend eine Versetzung aus dienstlichen Gründen zusammenge-
fasst wurden, sodass sich der Versetzungsbereich maßgeblich erweitert hat. 
 
3. Die Auswirkungen der Säuberungen: 
An dieser Stelle sollen quantitative Ansätze die tatsächlichen personellen Veränderungen im 
Öffentlichen Dienst beleuchten: 1938 waren 349.135 Menschen im Öffentlichen Dienst als Be-
amte, Vertragsbedienstete und Arbeiter beschäftigt, davon 64% beim Bund, 11% bei den Bun-
desländern und 34% bei den Gemeinden. 1% „verloren“ sich wohl in Stiftungen, Anstalten und 
Fonds. Nach dem oktroyierten Anschluss wurden 16.237 Bedienstete, davon 5.963in gehobener 
bzw. leitender Stellung, in den Ruhestand versetzt oder entlassen. Dies bedeutet, dass lediglich 
an die 5% der Bediensteten gegen ihren Willen aus dem Dienst entfernt wurden. Da in dieser 
Zahl auch diejenigen enthalten sind, die aus rassenideologischen Gründen entfernt wurden, ver-
stärkt sich noch der Eindruck, dass die österreichische Beamtenschaft grosso modo ihren Posten 
behielten und ihre Aufgaben auch unter der bürokratischen Herrschaft Reichsdeutschlands wei-
terhin erfüllten. In Wien wurden 90%, in Niederösterreich wurden 80% der Bediensteten über-
nommen. Auch in spezifischen Verwaltungszweigen war die Kontinuität hoch, so waren zwi-
schen 70 und 97% der Wiener Gestapo-Beamten bereits vor 1938 im österreichischen Polizei-
dienst beschäftigt und nach 1945 fanden wiederum an die 80% ehemaliger Gestapo-Beamter 
eine Wiederverwendung im Polizeidienst der II. Republik. An der Spitze der Verwaltung, ver-
körpert durch die Institution des Sektionschefs158, zeigt sich ein anderes Bild: Von 304 im Rah-
men einer Untersuchung fokussierten Spitzenbeamten wurden zu Beginne der I. Republik 38 
pensioniert, die voran beschrieben Einsparungswellen bedingten in den Jahren 1922 und 1925 
weitere 48 Pensionierungen. Auch das Jahr 1934 brachte keinen Kahlschlag. Das Jahr 1938 al-
lerdings brachte auf dieser Ebene einen deutlichen Bruch: Von 77 verbliebenen Untersuchten 
der ursprünglichen Stichprobe wurden 50 unmittelbar pensioniert oder entlassen, 14 verhaftet, 
einer beging Selbstmord159.  
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An diesem Beispiel zeigt sich, dass die Aussage der grundsätzlichen Kontinuität der Bürokratie 
zwar für die österreichische Bürokratie im Allgemeinen für den Übertritt in den Reichsdeut-
schen Verwaltungsdienst unter deutschem Reichssiegel galt, nicht aber für die Spitzenbürokra-
tie. Diese wurde tatsächlich grundlegend erneuert. 
 
14. Die Entwicklung in der II. Republik: 
 
1. Einleitung: 
Die Moskauer Deklaration vom 1. November 1943 als Zielbestimmung der 4 Großmächte eröff-
nete den Weg für die Wiedererrichtung eines unabhängigen und selbständigen Republik Öster-
reich. Am 27. April 1945 wird aus Vertretern der Sozialistischen Partei Österreichs,  der Öster-
reichischen Volkspartei und der Kommunistischen Partei Österreichs eine Provisorische Regie-
rung unter Karl Renner als Bundeskanzler gebildet und die Loslösung aus dem Deutschen Reich 
proklamiert160. Die Verfassung von 1920 wurde in der Fassung 1929 wieder in Kraft gesetzt 
bzw. in den Rechtsbestand der II. Republik übergeleitet161. Gleichzeitig wurde die Verfassung 
1934, in der Folge bis 1938 erlassene einzelne Verfassungsgesetze, das Verfassungsgesetz über 
die Wiedervereinigung Österreichs und zahlreiche Gesetze des Deutschen Reiches, die zwischen 
1938 und 1945 für Österreich Geltung erlangt hatten, aufgehoben. Auch auf einfach gesetzlicher 
Ebene wurden sämtlich Gesetze und Verordnungen die „mit dem Bestand eines unabhängigen 
und freien Staates oder mit den Grundsätzen einer echten Demokratie unvereinbar“ waren, aus 
dem Rechtsbestand entfernt162. Österreich Bereits am 20. Oktober wurden Nationalratswahlen 
abgehalten, bei welchen die ÖVP mit 85 Mandaten die absolute Mehrheit gegenüber der SPÖ 
mit 76 und der KPÖ mit 4 Mandaten errangen. Die Nationalratswahlen 1949 brachten nicht zu-
letzt durch die Kandidatur des Verbandes der Unabhängigen, eines Sammelbeckens ehemaliger 
Großdeutscher und Nationalsozialisten, einen Verlust der absoluten Mehrheit für die ÖVP und 
somit die erste Große Koalition der zwei größten Parteien, der ÖVP mit 77 und der SPÖ mit 67 
Mandaten. Am 15. Mai 1955 erlangte die Republik Österreichs durch die Unterzeichnung des 
Staatsvertrages ihre volle Souveränität zurück163. 
In völkerrechtlicher Hinsicht entspann sich ein Streit über die Rechtsnatur der Eingliederung 
Österreichs in das Deutsche Reich. Die Ansicht, dass das Völkerrechtssubjekt Österreich 1938 
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nicht untergegangen ist, sondern von einer fremden Macht besetzt und an der Ausübung seiner 
Hoheitsrechte gehindert wurde, errang aber die Oberhand (Okkupationstheorie). Die verworfene 
Annexionstheorie ging davon aus, dass, insbesondere durch die 2 gleichlautenden Gesetze bei-
der Staaten über die Wiedereingliederung Österreichs in das Deutsche Reich, das Völkerrechts-
subjekt Österreich beseitigt, im Deutschen Reich aufgegangen und von diesem erst 1945 wieder 
abgespalten wurde und neu entstanden ist164. 
 
2. Dienstrechtliche Anknüpfungen: 
Der Neubeginn der jungen II. Republik stand unter dem Kennzeichen der Anknüpfung an die 
Rechts- und Verfassungslage der I. Republik. Das Verfassungs-Überleitungsgesetz sowie das 
Rechtsüberleitungsgesetz bildeten den Rahmen. Mit gleicher Intention und Zielrichtung wurde 
auch das Beamten-Überleitungsgesetz165erlassen: Sämtliche Gesetze und „…alle sonst zur Rege-
lung des öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses ergangenen Vorschriften, die am 13. März 
1938 in Geltung standen…“  wurden wieder in Kraft gesetzt. Eingeschlossen hiervon waren 
auch diejenigen Vorschriften, die für die ehemaligen Österreichischen Bundesbahnen bis März 
1938 galten. Entgegen dem Titel bezieht sich das Gesetz neben den Beamten auch ausdrücklich 
auf Vertragsbedienstete des sämtlicher öffentlich-rechtlicher Körperschaften. Änderungen sowie 
die Regelung der Bezüge wurden einer später zu erlassenden Verordnung vorbehalten; bis dahin 
sollten die Bediensteten allmonatlich festzusetzende Vorschüsse erhalten. In weiterer Folge 
wurden das Gehaltsüberleitungsgesetz und das Pensionsüberleitungsgesetz verabschiedet166. 
 
Besonderes Augenmerk galt es auf die Personalauslese zu legen: Bedienstete, die in der Zeit 
zwischen 4. März 1933 (Ausschaltung des Parlaments) und 13. März 1938 sowie nach dieser 
Zeit „aus politischen Gründen oder aus Gründen der Abstammung“ entlassen oder pensioniert 
wurden, konnten wieder in den Dienststand aufgenommen werden. Ausgenommen waren Be-
dienstete, die aufgrund nationalsozialistischer Betätigung ausgeschieden wurden bzw. sich vor 
oder nach ihrer Betätigung nationalsozialistisch betätigt haben. Lediglich in der Zeit des Natio-
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nalsozialismus gemaßregelte Bedienstete hatten einen Rechtsanspruch auf Wiederaufnahme. 
Sämtliche Bedienstete hatte ein Treuegelöbnis auf die demokratische Republik zu leisten167. 
Steuerungstechnisch wurde auf das Instrument der Dienstpostenpläne zurückgegriffen, die von 
den öffentlich Dienststellen zu aufzustellen und für den Bund von der Provisorischen Staatsre-
gierung festgesetzt. Die Dienstverrichtung war daher an das Vorhandensein eines systematisier-
ten Dienstpostens geknüpft. Bei der Zuteilung dieser Dienstposten sollten bevorzugt Personen 
behandelt werden, die – wie oben erwähnt – zwischen 1933 und 1945 aus Gründen der Ab-
stammung oder politischen Gründen ausgeschieden wurden, mit oder ohne Waffe für ein unab-
hängiges, demokratisches Österreich gekämpft hatten bzw. inhaftiert waren sowie Bedienstete, 
die am 13. März 1938 sowie im Mai 1945 in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zur 
Republik Österreich standen. Nur bei Vorliegen besonderer Gründe konnten schließlich Perso-
nen aufgenommen werden, die erst nach dem 13. März 1938 in ein öffentlich-rechtliches 
Dienstverhältnis aufgenommen worden waren. 
Personen, die aufgrund Dienstpostenmangels nicht aufgenommen werden konnten, wurden aus 
dem Dienststand ausgeschieden. Dabei wurden Personen, die am 13. März 1938 in einem öster-
reichischen Dienstverhältnis standen in den Ruhestand versetzt, wenn sie gewisse Vorausset-
zungen erfüllten wie z.B. Dienstunfähigkeit. „Altpensionisten“ aus der Zeit der I. Republik so-
wie Personen, die zwischen 1938 und 1945 in den Ruhestand versetzt wurden, wurden in ein 
Ruhestandsverhältnis übernommen, soweit diese nicht aufgrund nationalsozialistischer Betäti-
gung auszuscheiden waren. Interessanterweise konnten Dienstzeiten, die Bedienstete im Öffent-
lichen Dienst zwischen 1938 und 1945 zurückgelegt hatten, für die Vorrückung in höhere Bezü-
ge angerechnet werden. 
 
2.1. Das Beamten-Überleitungsgesetz: 
Durch die Erlassung des Beamten-Überleitungsgesetzes vom 22. April 1945, StGBl Nr. 134, 
wurde das alte österreichische Beamtendienstrecht wieder in Geltung gesetzt. Dies erfolgte in 
der Fassung, die es am 13. März des Jahres 1938, des Tages des Einmarsches deutscher Truppen 
in Österreich, hatte und zwar in folgendem Wortlaut (§ 1 Abs. 1 B-ÜG): 
„Die Gesetze und alle sonstigen zur Regelung des öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses 
ergangenen Anordnungen, die am 13. März 1938 in Geltung standen, treten einschließlich der 
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für die ehemaligen Österreichischen Bundesbahnen bestandenen Vorschriften soweit wieder in 
Kraft, als nicht durch Verordnung (Überleitungsverordnung) etwas anderes bestimmt wird168.“ 
 
Im Vordergrund stand das Bemühen, sich unverzüglich vom nationalsozialistischen Dienstrecht 
zu trennen und per Generalanordnung den dienst-, besoldungs-, und pensionsrechtlichen status 
quo des Jahres 1938 wieder herzustellen. Rechtstechnisch bediente man sich somit der Methode 
der Rechtsüberleitung, die eine vereinfachte Vorgangsweise darstellt und daher i.d.R. zur Been-
digung von revolutionären Diskontinuitäten in der Rechtslage aus pragmatischen Überlegungen 
gewählt wird169. Da somit aber die dienstrechtliche Rechtslage des ständestaatlichen Österreichs 
antizipiert wurde, war es erforderlich mittels Beamten-Überleitungsverordnung vom 9. Juli 
1946170 Rechtsnormen außer Kraft zu setzen, die der demokratisch-pluralistischen Republik 
Österreich widersprachen, so z.B. die Verordnung der Bundesregierung vom 23. Februar 1934 
über die Dienstenthebung öffentlich Bediensteter, die sich ausdrücklich auf das Kriegswirt-
schaftliche Ermächtigungsgesetz vom 24. Juli 1917 stützte und das Bundeskanzleramt ermäch-
tigte aus Gründen der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit Öffent-
lich Bedienstete ihres Dienstes zu entheben und dabei das Gehalt auf bis zu 2/3 zu kürzen171. 
 
2.2. Das Gehaltsüberleitungsgesetz: 
Nach der Wiederherstellung des österreichischen Berufsbeamtentums durch das Beamten-
Überleitungsgesetz im Jahre 1945 bildete das Gehaltsüberleitungsgesetz die erste umfassende 
Vorschrift durch die wesentliche Teile des Dienst-, Besoldungs- und Pensionsrechts der Bun-
desbeamten neu gestaltet wurden. Diese Bestimmungen traten neben die Rechtsnormen der 
Dienstpragmatik aus dem Jahre 1914 und wurden schließlich über die folgenden Jahrzehnte 
sukzessive im Rahmen der Neukodifikation thematisch abgegrenzter Regelungsbereiche dero-
giert. Im Jahre 1956 wurde das Gehaltsgesetz 1956 erlassen, welches die besoldungsrechtlichen 
Bestimmungen der Bundesbeamten erfasste und neu regelte. Das Pensionsgesetz 1965 ersetzte 
die pensionsrechtlichen Bestimmungen ab dem 1.1.1965, sodass nach diesem Zeitpunkt allein 
ein ausgehöhltes Rumpfgesetz mit knapp 70 Paragraphen in Geltung verblieb, welchen aber 
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weder bezogen auf deren Inhalt noch auf die numerische Zahl der Betroffenen eine tief greifen-
de Bedeutung zuzumessen war172. 
Inhaltlich knüpfte das Gehaltsüberleitungsgesetz an das Gehaltsgesetz 1927 an, wobei selbstver-
ständlich aufgrund der geänderten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen insbesondere die zif-
fernmäßigen Gehaltsansätze angepasst werden mussten. Das GehÜG organisierte die Beamten 
in 4 Gruppen: die Beamten der Allgemeinen Verwaltung, welche wiederum je nach Zugehörig-
keit zu einem Dienstzweig in 5 Verwendungsgruppen (A: Höherer Dienst, B: Gehobener Fach-
dienst, C: Fachdienst, D: Mittlerer Dienst, E: Hilfsdienst) und regelte die Gehaltsbemessung für 
diese durch die Zuordnung zu einer von 6 Dienstpostengruppen (I bis VI). Die zweite Gruppe 
bilden Richter und staatsanwaltschaftliche Beamte, die dritte Bundeslehrer der Hoch-, mittleren 
und niederen Schulen sowie das Schulaufsichtspersonal. Die 4. Gruppe bildete das Wachperso-
nal bestehend aus den Angehörigen der Bundesgendarmerie, Sicherheitswache und Kriminal-
dienst, Justizwach- und Zollwachdienst sowie dem Wachhilfsdienst. 
 
2.3. Das Pensionsüberleitungsgesetz: 
Das Pensionsüberleitungsgesetz173 regelte den Anspruch, die Berechnungs- und Bemessungsme-
thode des Ruhegenusses. Nach 40 Dienstjahren bestand ein Anspruch auf 100% der Bemes-
sungsgrundlage, diese bildeten 78,3% des letzten Aktivgehalts zuzüglich allfälliger ruhegenuss-
fähiger Zulagen. Nach 10 Dienstjahren waren 40% der Bemessungsgrundlage erreicht und für 
jedes weitere Jahr wurden 2% hinzugeschlagen. Witwen hatten Anspruch auf 50% des Ruhege-
nusses des Verstorbenen174. 
Am 15. Mai 1955 erfolgte die Unterzeichnung des Staatsvertrages betreffend die Wiederherstel-
lung eines unabhängigen und demokratischen Österreichs im Marmorsaal des Schloss Belvede-
re. Erst mit der Unterzeichnung dieses Vertrages war die vollständige Souveränität Österreichs 
wiederhergestellt. 
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 Zach, Wilhelm: Gehaltsüberleitungsgesetz, Grenz-Verlag, Wien, 1989, S. 3. 
173
 Bundesgesetz vom 13. Juli 1949 über die im Gehaltsüberleitungsgesetz, BGBl. Nr. 22//1947, nicht 
geregelten Bundespensionen (Pensionsüberleitungsgesetz), BGBl 187/1949. 
174
 Adamovic, Ludwig: Handbuch des Österreichischen Verwaltungsrechts, Bd. I, 5. Auflage, Springer 
Verlag, Wien, 1954, S. 199. 
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3. Originäre Gesetze – weitere dienstrechtliche Entwicklung: 
 
3.1. Das Gehaltsgesetz 1956: 
Ein Jahr darauf trat das Gehaltsgesetz 1956175 in Kraft. Die Einteilung der Beamten in 8 Besol-
dungsgruppen176 wurde beibehalten. Das Gehalt wurde bestimmt durch die Dienstklasse und in 
dieser durch die Gehaltsstufe. Für die Beamten der Allgemeinen Verwaltung galt Folgendes: In 
den Dienstklassen I bis III wurde das Gehalt überdies durch die Verwendungsgruppe bestimmt. 
Die Dienstklasse IX bildete die höchste, die DK I die niederste Dienstklasse. Für die Verwen-
dungsgruppe A (Hochschulbildung) waren die DK III bis IX, für die Verwendungsgruppe B die 
DK II bis VII, für die VG C die DK I bis V, für die VG D die DK I bis IV und für die VG E die 
DK I bis III vorgesehen. Die Vorrückung wurde wiederum einheitlich nach Ablauf einer Frist 
von 2 Jahren festgesetzt177. Überdies konnte ein höheres Gehalt wiederum durch Zeitvorrü-
ckung, Beförderung  und Überstellung erhöht werden, wobei die Beförderung die Ernennung in 
eine höhere Dienstklasse, die Überstellung einen Wechsel der Verwendungsgruppe zur Folge 
hatte 
Eine Neuerung fand sich aber im Nebengebührenrecht: Nunmehr wurde gesetzlich verankert, 
dass Beamten für Leistungen, die über das vorgeschriebene Ausmaß der Arbeitszeit oder über 
den vom Beamten aufgrund seiner dienstrechtlichen Stellung zu erwartenden Wert ihrer Arbeits-
leistung hinausgehen, Vergütungen gewährt werden können (Mehrleistungsvergütungen). Damit 
wurde erstmals die Möglichkeit eingeräumt Beamten regulär eine Vergütung für geleistete 
Überstunden zu bezahlen sowie unter dem Titel Personalzulage zu pauschalieren178. Für beson-
dere Leistungen wurde die Möglichkeit der Gewährung von Belohnungen geschaffen. Anlass für 
die Gewährung einer solchen Belohnung konnte auch das 25 oder 40 jährige Dienstjubiläum des 
Bediensteten sein179. Der Pensionsbeitrag wurde mit 4% festgesetzt. 
 
                                                          
175
 Bundesgesetz vom 29. Feber 1956 über die Bezüge der Bundesbeamten (Gehaltsgesetz 1956), BGBl. 
54/1956. 
176
 Beamte der Allgemeinen Verwaltung, in handwerklicher Verwendung, im richterlichen Vorberei-
tungsdienst, Richter und staatsanwaltschaftliche Beamte, Hochschullehrer, Lehrer, Beamte des Schul-
aufsichtsdienstes, Wachebeamte, Berufsoffiziere und zeitverpflichtete Soldaten. 
177
 § 28 Gehaltsgesetz 1956. 
178
 § 18 Abs. 1 u. 2 leg.cit. 
179
 § 20 leg.cit. 
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3.2. Die längerfristigen Gehaltsabkommen: 
Seit Ihrer Gründung im Jahre 1945 bildete die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst den Verhand-
lungspartner des Dienstgebers auf Sozialpartnerebene im Bereich der Bundesverwaltung. Für 
nahezu 20 Jahren wurden diese Verhandlungen in einem gemeinsamen Verhandlungsausschuss 
mit den 3 anderen Gewerkschaften des Öffentlichen Dienstes, der Gewerkschaft der Gemeinde-
bediensteten sowie der Eisenbahner- und Postgewerkschaft geführt. Anfangs waren die Ein-
flussmöglichkeiten aufgrund der angespannten Budgetsituation sehr begrenzt, durch die Erho-
lung der Wirtschaftslage und das damit verbundene höhere Steueraufkommen, besserte sich die 
Situation. Der Wirtschaftsaufschwung brachte nach deutlichen Gehaltssteigerungen der im pri-
vaten Sektor Beschäftigten ebensolche Preissteigerungen und eine deutliche Inflationsrate. Nicht 
Schritt halten konnten allerdings die Gehälter der Staatsbediensteten. In der Zeit von 1. Jänner 
1957 bis 1. August 1967 stiegen die Löhne im privaten Sektor um 82, die Bezüge im Öffentli-
chen Dienst allerdings nur um 61,4%. Das Gehaltsabkommen 1967 bewirkte eine Anhebung der 
Gehälter um 30,26% über einen Zeitraum von 1968 bis 1971, das Gehaltsabkommen 1971 
brachte eine weitere Erhöhung von 36,41%, umgesetzt im Zeitraum von 1972 bis 1975. Einge-
schlossen in diese Erhöhungen waren einerseits die Aufholung auf den privaten Sektor aber auch 
die Abgeltung der laufenden Inflation in den paktierten Zeiträumen. Die Bezüge erhöhten sich 
folglich in einem Zeitraum von 8 Jahren um knapp 2/3! Auch andere besoldungsrechtliche 
Komponenten bildeten den Gegenstand dieser Abkommen180. 
Eine wesentliche Neuerung brachte in Umsetzung des Gehaltsabkommens 1971 neben der Be-
zugserhöhung die 24. Gehaltsgesetznovelle181 im Jahre 1972 im Bereich der Nebengebühren: Es 
wurde ein umfassender Nebengebührenkatalog gesetzlich verankert und erstmals Parameter für 
die Bemessung dieser Nebengebühren gesetzlich determiniert. Bei diesen Nebengebühren han-
delt es sich um Besoldungselemente, auf die im privaten Sektor bereits seit langem ein Rechts-
anspruch bestand. Erstmals wurde auch für Öffentlich Bedienstete ein Rechtsanspruch auf Ver-
gütung für Überstunden festgelegt und auch das Ausmaß der Vergütung gesetzlich bestimmt. 
Weitere Nebengebühren bildeten z.B. die Sonn- und Feiertagsvergütung, Bereitschaftsentschä-
digung, Mehrleistungszulage, Belohnung, etc182. Als Treueprämie wurde eine Jubiläumszuwen-
dung geschaffen, die nach 25 Dienstjahren 50%, nach 40 Dienstjahren 100% eines Monatsbezu-
ges betragen sollte183. 
                                                          
180
 Strutzenberger, Walter in Engelmayer, Günther (Hrsg.): Die Diener des Staates – Das bürokratische 
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 Bundesgesetz vom 23. Juni 1971, mit dem das Gehaltsgesetz 1956 geändert wird (22. Gehaltsgesetz-
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 Karny, Tibor in Der Öffentlich Bedienstete, 9/1972, S.1f. 
183
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3.3. Das Pensionsgesetz 1965184: 
Das Pensionsgesetz knüpfte im Jahre 1965 im Grunde an bisherige Bestimmungen an. Paradig-
matisch blieb das Ausmaß des Ruhegenusses (der Pensionsleistung) bei 80% der Bemessungs-
grundlage, diese bildete das letzte Monatsgehalt vor der Ruhestandsversetzung. Vergünstigun-
gen gab es bei einer krankheitsbedingten, vorzeitigen Ruhestandsversetzung. Versorgt wurden 
auch Witwen und Waisen. Das Höchstausmaß des Ruhegenusses (80%) war nach 35 Dienstjah-
ren erreicht. Im Todesfall erhielten die nächsten Angehörigen einen Todesfallbeitrag in der Hö-
he von 3 Monatsbezügen. 
Der erste große Einschnitt erfolgte mit der Pensionsreform 1997. Vorangegangen waren dieser 
Reform bereits jahrelange, öffentliche Auseinandersetzungen über Beamtenprivilegien im Pen-
sionsrecht, herangezogener Vergleichsmaßstab bildete das System der Pensionsversicherung 
nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz, in dem sämtliche andere unselbständig Er-
werbstätige185 pflichtversichert sind. Die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst als zuständiger Sozi-
al- und Verhandlungspartner versuchte diese Reform zu verhindern, organisierte sogar einen der 
in der österreichischen Geschichte sehr seltenen Beamtenstreiks. Letztlich gelang es ihr aber 
doch einige übermäßige Härten des Gesetzesentwurfes zu entschärfen bzw. gewisse Wirkungen 
verzögert eintreten zu lassen und somit den Überraschungseffekt zu mildern. Eingeführt wurden 
im Zuge dieser Reform u.a. die Durchrechnung der besten 15 Jahre wie im ASVG-Recht und der 
Pensionssicherungsbeitrag, sodass Beamte bestimmter Jahrgänge noch im Ruhestand einen Bei-
trag zu ihrer Ruhegenusssicherung zu erbringen haben. 
Auch die Entwicklung des so genannten Pensionsbeitrages, also des Beitrags der den Beamten 
zur Pensionsfinanzierung unmittelbar vom Gehalt abgezogen und einbehalten wird verläuft inte-
ressant. Mitte der 50er Jahre beträgt dieser noch 4% und steigert sich im Laufe der Zeit bis auf 
12,55%, hat sich also mehr als verdreifacht! 
Die nächste große Reform erfolgte mit der Pensionsreform 2003 deren Ziele darin bestanden, 
einerseits die Pensionsbemessungsmethoden zu vereinheitlichen und andererseits die durch-
schnittliche Pensionsleistung zu senken. Dies erfolgte durch die Einführung des Allgemeinen 
Pensionsgesetzes (APG), das im Rahmen einer Parallelrechnung schrittweise neben der her-
kömmlichen Berechnungsmethode in die Bemessung einfließt und letztlich die alleinige Be-
rechnungsmethode darstellen wird. 
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 Bundesgesetz vom 18. November 1965 über die Pensionsansprüche der Bundesbeamten, ihrer Hin-
terbliebenen und Angehörigen (Pensionsgesetz 1965 – PG 1965), BGBl. 340/1965. 
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 Pflichtversichert sind im ASVG auch sämtliche Vertragsbedienstete einer Gebietskörperschaft. 
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Nach der Judikatur des Verfassungsgerichtshofes ist der Ruhegenuss, d.h. die Pension des Be-
amten, von der Pension nach dem ASVG in seiner Rechtsnatur grundverschieden. Bei der 
ASVG-Pension handelt es sich um eine Versicherungsleistung aus dem Sozialrecht, während der 
Ruhegenuss ein Entgelt, d.h. ein Gehalt für die aktive Dienstleistung darstellt, dass der Dienst-
geber aber im Sinne des Alimentationsprinzips verzögert ausbezahlt, um dem Beamten, der ja 
im Ruhestand immer noch Beamter ist, das Auslangen zu sichern. Deswegen hat der VfGH auch 
das Teilpensionsgesetz, welches Ruhensbestimmungen für Teile des Ruhegenusses für den Fall 
enthielt, dass der im Ruhestand befindliche Beamte einem Zuverdienst nachging, die Pension 
also gekürzt wurde. Bei ASVG-Pensionisten, für die ähnliche Bestimmungen seit langem gelten, 
hatte er keine verfassungsrechtlichen Bedenken. Der Unterschied liegt nach Ansicht des VfGH 
darin, dass der aktive und der pensionierte Beamte beide noch in einem Dienst- bzw. Ruhe-
standsverhältnis zum Dienstgeber stehen und dass beide gleich zu behandeln sind, wenn eine 
Ungleichbehandlung nicht sachlich gerechtfertigt ist. Pensionierten Beamten eine Nebenbe-
schäftigung zu erschweren ohne dies auch für aktive Beamte zu tun, verletzt den Gleichheits-
grundsatz ist daher verfassungswidrig186. Trotz dieser Unterschiedlichkeit in der Rechtsnatur 
waren aber der Druck der öffentlichen Meinung  sowie der Einsparungswille derart groß, dass 
die Pensionsberechnung sämtlicher Pensionen mittelfristig vereinheitlicht wird, wobei relativ 
gesehen zweifelsfrei die Beamten die größten Verlierer darstellen. 
Die Neuregelung des Pensionssystems bedeutet beispielsweise für die Mitte der 70er Jahre ge-
borenen Beamten für deren Verwendung eine Hochschulausbildung Voraussetzung ist, dass sie 
ausgehend von der bis Ende der ursprünglichen Alimentation mit 80% des Letztgehaltes für die 
Zeit des Ruhestandes bei ihrem Pensionsantritt mit 65 Jahren nur mehr mit 38,2% des Letztgeh-
altes zu rechnen haben werden. Die folgende Grafik veranschaulicht auch die binnennationalen 
Harmonisierungsbestrebungen zwischen Bund und den Ländern. 
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3.4. Das Bundes-Personalvertretergesetz187: 
Einen Meilenstein in der Demokratisierung der bürokratischen Arbeitswelt brachte die erstmali-
ge gesetzliche Verankerung von Personalvertretungsorganen im Bundesdienst. Für den Bereich 
des privaten Sektors wurde bereits die Einrichtung von Betriebsräten188 gesetzlich geregelt als 
die junge Republik 1919 noch in ihren Geburtswehen lag. Das Betriebsrätegesetz bestimmte, 
dass für den Bereich des Öffentlichen Dienstes eigene Regelungen mittels Vollzugsanweisung 
geschaffen werden sollten. Dabei blieb es dann auch. Im April 1921 folgte eine Regierungsvor-
lage betreffend ein Personalvertretungsgesetz für den Bundesdienst; diese wurde zwar in Bera-
tung genommen, eine Verabschiedung als Gesetz erfolgte allerdings nicht. Die Mitbestim-
mungsrechte der Personalvertretung waren in dieser RV sehr zart ausgeprägt. In den wichtigsten 
Fällen sollte der Personalvertretung lediglich ein Anhörungsrecht an Stelle eines Mitwirkungs-
rechtes zugebilligt werden. Die Angst des demokratisch legitimierten Gesetzgebers vor der Ein-
räumung demokratischer Mitwirkungsrechte der „eigenen“ Belegschaft bzw. deren Auswirkun-
gen war offenbar doch zu groß. Die Vorlage kam gar nicht ins Plenum. In weiterer Folge gab es 
noch einen im Sande verlaufenen Initiativantrag 1921, es folgte noch Verhandlungen der Regie-
rung mit den Beamtenverbänden und politische Versprechungen des Bundeskanzlers in den 
Jahren 1925 und 1926189. 
Erst im Jahre 1946 wurde durch einen Erlass des Bundeskanzleramtes190 die Empfehlung an die 
übrigen Ressorts ausgesprochen, dass bis zur Erlassung eines Personalvertretungsgesetzes die 
gewerkschaftlich bestellten Personalausschüsse in Personalangelegenheiten eingebunden werden 
mögen. Für die folgenden 20 Jahre bildete dieser „legendäre“ Figl-Erlass die einzige Grundlage 
für kollektive Mitbestimmung der Bediensteten auf Dienststellenebene. Zu bedenken ist dabei, 
dass diese gewerkschaftlichen Personalausschüsse selbstverständlich nur Gewerkschaftsmitglie-
dern offen standen. Nur diese waren sowohl aktiv als auch passiv wahlberechtigt. Für etwas 
mehr als 20 Jahre waren daher gewerkschaftliche Institutionen für Bedienstete die einzige bei 
beruflichen Problemen. Durch den Erlass wurden diese nun sogar in die innerbetriebliche Mit-
wirkung eingebunden. Ein besserer Grund der Gewerkschaft beizutreten konnte durch den 
Dienstgeber über so lange Zeit wohl nicht geliefert werden191. 
Nach zahlreichen Verhandlungen wurde, ohne aber einen vollen Konsens mit der Gewerkschaft 
erzielt zu haben, am 10. März 1967 das Bundes-Personalvertretungsgesetz vom Nationalrat 
beschlossen. Die Organe der Personalvertretung wurden berufen die beruflichen, wirtschaftli-
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chen, sozialen, kulturellen und gesundheitlichen Angelegenheiten der Bediensteten zu vertreten. 
Sie haben dafür einzutreten, dass die zugunsten der Bediensteten geltenden Gesetze, Verordnun-
gen, Erlässe, Verträge und Verfügungen eingehalten werden192. Der Gesetzgeber hat mit dieser 
sehr weit gefassten Generalklausel der Personalvertretung ein weites Betätigungsfeld abgesteckt 
und sie gleichfalls als Kontrollinstitution eingerichtet und legitimiert. 
In weiterer Folge werden einzelne Angelegenheiten explizit genannt und in 3 Kategorien abge-
stufter Mitwirkungsrechte eingereiht. Bei der größten Gruppe, die auch nur durch eine demonst-
rative Aufzählung einiger Beispielfälle vorgezeichnet wird, besteht das Mitwirkungsrecht darin, 
dass 14 Tage vor Durchführung einer beabsichtigten Personalmaßnahme diese durch den 
Dienstgeber mit dem zuständigen PV-Organ mit dem Ziel einer Verständigung zu beraten sind. 
Bei einer Nichteinigung kann die Angelegenheit vom PV-Organ auf die nächsthöhere „Hierar-
chiestufe“ gehoben werden. Wenn bis dahin kein Konsens zu erzielen ist, entscheidet in letzter 
Instanz allerdings der Leiter der Zentralstelle. Die zweite Gruppe bezeichnet 15 Tatbestände die 
das Einvernehmen mit der Personalvertretung erfordern, um umgesetzt werden zu können. In 
diesen Fällen kommt der PV daher ein absolutes Vetorecht zu. Die dritte Gruppe umfasst weite-
re 15 Tatbestände, die der PV lediglich mitzuteilen sind193. 
In organisatorischer Sicht werden Dienststellenausschüsse auf Dienststellenebene, Zentralaus-
schüsse an den Zentralstellen (Ministerien, Rechnungshof, Präsidentschafts- und Parlaments-
kanzlei, Volksanwaltschaft) und in gewissen Fällen Fachausschüsse auf mittlerer Ebene einge-
richtet, die Zugehörigkeit zum Vertretungsbereich eines Organs richtet sich nach der Verwen-
dungsgruppe, sodass an ein und derselben Dienststelle  auch mehrere Organe bestehen kön-
nen. Am Beispiel der Bundeslehrer kann dies folgendermaßen illustriert werden: Am Bundes-
ministerium für Unterricht, Kunst und Kultur befindet sich ein Zentralausschuss für Bundesleh-
rer mit österreichweiter Zuständigkeit, ebenso ein ZA für Allgemeines Personal (Schulwart, 
Sekretärin, etc.). Auf Ebene der Landesschulräte bzw. des Stadtschulrates f. Wien sind ebenso 
jeweils zwei Fachausschüsse eingerichtet, deren Zuständigkeit auf die örtliche Zuständigkeit des 
Landesschulrates beschränkt ist. An jeder Dienststelle sind ebenso 2 Dienststellenausschüsse 
eingerichtet, sofern zumindest je 20 Bedienstete einer der beiden Verwendungsgruppen angehö-
ren. Des Weiteren sind natürlich auf Ebene der Landesschulräte und des Ministeriums für die 
dort Bediensteten auch Dienststellenausschüsse eingerichtet. Diese Organe der Personalvertre-
tung werden in unmittelbarer, persönlicher, geheimer und direkter Wahl nach einer gesetzlich 
statuierten Wahlordnung194 für eine Funktionsperiode von 4 Jahren195 gewählt.  
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Die Kontrolle und Aufsicht über die Geschäftsführung der Personalvertretung war ursprünglich 
dem Bundeskanzler, dem jeweiligen Minister oder der Bundesregierung für Personalvertre-
tungsorgane, die nicht an einer einem Ressort zugehörigen Dienststelle (z.B. Rechnungshof) 
eingerichtet, waren übertragen. Diese Inkompatibilitätssituation wurde aber 1971 durch die Ein-
richtung einer unabhängigen Personalvertretungs-Aufsichtskommission (PV-AK) beseitigt196. 
Diese Kommission besteht aus 3 (!) (berufsmäßigen) Richtern und je einem Bediensteten als 
Dienstgeber und einem als Dienstnehmervertreter, die auf Vorschlag des Präsidenten des Natio-
nalrats bestellt werden. Bei dieser Änderung handelt es sich um ein deutliches Signal in Rich-
tung Stärkung der Rechtsstaatlichkeit im öffentlichen Dienstrecht (im weiteren Sinne). Insbe-
sondere die Besetzung der Kommission mit 3 Berufsrichtern ist beispiellos197. In den Diszipli-
narkommissionen bzw. der Disziplinaroberkommission ist noch heute kein einziger Richter ver-
treten, obwohl diese so schwer wiegende Verfügungen wie Entlassungen verfügen können. Al-
lerdings stehen diese unter der nachprüfenden Kontrolle des Verwaltungs- und Verfassungsge-
richtshofes, während Erkenntnisse der PV-AK ausschließlich vor dem Verfassungsgerichtshof 
angefochten werden können. 
Der Grundgedanke dieser prozessual-institutionellen Regelung ist wohl darin zu erblicken, das 
größtmögliche juristische Kompetenz mit einer ebensolchen Ausprägung an Streitschlichtungs-
funktion gepaart werden sollte, handelt es sich hier doch letztlich stets um Konflikte die im 
Rahmen des demokratischen Mitwirkungsrechtes der Belegschaftsorgane entstehen. Der Aus-
schluss des Verwaltungsgerichtshofes unter gleichzeitiger Aufwertung der Kommission muss 
auch vor dem Hintergrund betrachtet werden, dass die Verfahren vor dem Verwaltungs- oder 
Verfassungsgerichtshof zumeist reine Aktenverfahren ohne persönliche Beteiligung der Be-
troffenen bzw. ohne mündliche Verhandlung sind, während in Verfahren vor der PV-AK regel-
mäßig durchaus zeitintensive Verhandlungen stattfinden198. 
 
3.5. Das Nebengebührenzulagengesetz199: 
Wie oben bereits erwähnt, brachte die 24. Gehaltsgesetznovelle eine klare Definition von Tatbe-
ständen, bei deren Vorliegen der Beamte neben seinem ihm ohnehin zustehenden Gehalt, An-
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spruch auf zusätzliche Abgeltung haben sollte. Aus heutiger Sicht mutet es skurril an, dass bei-
spielsweise Überstunden hierzu zu zählen sind. Immerschon war der Beamte verpflichtet Über-
stunden zu leisten, bis zu diesem Zeitpunkt hatte er aber keinen Anspruch auf eine Abgeltung 
geleisteter Überstunden. Die Novelle brachte diese Abgeltung und damit eine Angleichung an 
den privaten Sektor in dem das schon lange rechtlich verankert war. Das Nebengebührenzula-
gengesetz schließlich bewirkte, dass Nebengebühren wie z.B. Überstunden auch für die Pension 
wirksam wurden. Dies erfolgte durch Umrechnung des im Laufe des Berufslebens angesammel-
ten Geldwertes in einen Punktewert, der im Zuge der Ruhegenussberechnung wiederum in einen 
Geldwert rückgerechnet wurde und dieser als Nebengebührenzulage zum Ruhegenuss ausbe-
zahlt wurde. Auch dies bewirkte eine Angleichung des Dienstrechts an das Sozialrecht des pri-
vaten Sektors, da dort seit jeher jegliches Entgelt und sogar geldwerte Leistungen des Arbeitge-
bers in die Pensionsberechnung einflossen200. 
 
3.6. Das Verwaltungsakademiegesetz: 
Durch die Einführung des Verwaltungsakademiegesetzes201 wurde die Aus- und Fortbildung im 
Öffentlichen Bundesdienst neu geregelt bzw. wurde dadurch erst in organisatorischer und fach-
licher Hinsicht taugliche Grundlagen geschaffen. Fortan sollte die neu errichtete Verwaltungs-
akademie als unselbständige Bundesanstalt das Kompetenzzentrum der Ausbildung der  Be-
diensteten bilden und diesen das erforderliche Fachwissen vermitteln. Bis zu diesem Zeitpunkt 
sorgten die Zentralstellen selbst für die Ausbildung bzw. schickten die Beamten zu den Schu-
lungseinrichtungen der Gemeinde Wien oder des Bundeslandes Niederösterreich um zu ler-
nen202. Die Ausbildung bestand aus einer Grundausbildung für die einzelnen Verwendungsgrup-
pen, der Ausbildung für den Aufstieg in höhere Verwendungen, die berufsbegleitende Fortbil-
dung sowie die Schulung von Führungskräften. Der Lehrkörper bestand aus haupt- und nebenbe-
ruflichen Mitarbeitern sowie wissenschaftlichen Mitarbeitern, denen die Unterstützung der Vor-
tragenden zukam. 
Damit wurde erstmals ein Versuch unternommen die Vermittlung von Fachwissen durch zentra-
le Bündelung so zu organisieren, dass eine einheitliche Wissensvermittlung ermöglicht wurde 
und damit ein Standard für die gesamte Bundesverwaltung gesetzt wurde. Dies bildete zweifels-
frei einen Kompetenzverlust für die Leiter der Zentralstellen, hatte aber neben der Ausbildungs-
vereinheitlichung auch den Vorteil, dass die Bediensteten mit Angehörigen anderer Ressorts in 
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Kontakt kamen und somit einen Blick über den organisatorischen Tellerrand werfen konnten, 
der sonst ihren dienstlichen Horizont begrenzte. Insbesondere der Umstand, dass der Direktor 
der Verwaltungsakademie, dem die Aufgabe der Auswahl der Vortragenden zukam, direkt vom 
Bundekanzler bestellt wurde, ermöglichte eine nahezu unmittelbare Einflussnahme auf deren 
Auswahl203. Eine zentrale Hauptaufgabe der Verwaltungsakademie sollte aber auch die originäre 
Forschung im verwaltungswissenschaftlichen Bereich darstellen. Nicht nur Wissensvermittlung, 
sondern auch Wissensgewinnung auf wissenschaftlicher Ebene sollte die neugegründete Aka-
demie bilden und sohin eine spezifische und fokussierte  wissenschaftliche Forschungsstätte im 
öffentlichen Bereich neben den Universitäten darstellen, deren Forschungsspektrum breiter und 
weniger leicht steuerbar angelegt ist. Diesen Anforderungen wurde die Verwaltungsakademie 
aber bis zu ihrer Auflösung (s. Pkt. 3.9.) nicht gerecht, ein überaus kritischer Prüfbericht des 
Rechnungshofes machte das Dilemma 2001 öffentlich204. 
 
3.7. Das Beamten-Dienstrechtsgesetz: 
3.7.1. Das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1977: 
Seit langem bestand der Wunsch nach einer Modernisierung des Beamtendienstrechts, um dieses 
den in den Jahrzehnten seit Beginn der II. Republik, insbesondere in den 60er und 70er Jahre 
rasanten Veränderungen der gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, nämlich der Entwicklung 
vom Polizei- zum Rechtsstaat sowie vom Ordnungsstaat zum Leistungs- und Sozialstaat anzu-
passen205. Die dem Jahre 1914 entstammende Dienstpragmatik, stand, wohl zahlreich novelliert, 
immer noch in Geltung. Im Jahre 1977 wurde schließlich weitgehende Einigkeit zwischen den 
Sozialpartner erreicht und das Beamten-Dienstrechtsgesetz206 als erster Teil einer Neukodifikati-
on des Dienstrechts beschlossen. Wesentliche Inhalte waren eine Neudefinition der Stellung des 
Beamten zum Staat, eine Neuordnung der Dienstzweige, eine Neufassung des Disziplinarrechts 
und Neuordnung der Leistungsfeststellung sowie Verbesserungen des Urlaubsrechts. Einer der 
Grundgedanken war, bei grundsätzlicher Beibehaltung des Aus- und Vorbildungsprinzips, dem 
tatsächlichen Verwendungserfolg im Sinne der tatsächlich erbrachten Leistung einen höheren 
Stellenwert im Bereich des Dienstrechts und letztlich auch im Bereich der Besoldung einzuräu-
men207. 
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Das BDG gliederte sich in einen allgemeinen Teil, der für alle Bundesbeamten Gültigkeit hatte 
sowie einen besonderen Teil, der spezielle Regelungen für die einzelnen Verwendungs- bzw. 
Besoldungsgruppen enthielt. Der allgemeine Teil enthält erstmals gesetzliche Regelungen über 
die Ausbildung der Beamten (vereinheitlichte Grundausbildung mit Abschlussprüfung, berufs-
begleitende Fortbildung auf freiwilliger Basis, Führungskräfteausbildung) und steht in unmittel-
barem Zusammenhang mit der Errichtung der Verwaltungsakademie des Bundes 2 Jahre zuvor 
(s. Kap. 3.6.)208. Die Leistungsfeststellung trat an die Stelle der noch aus dem Jahre 1914 stam-
menden Dienstbeurteilung. Kernanliegen war die Etablierung objektiver Kriterien und Verfah-
rensregelungen, um eine wahrheitsgetreue Leistungsbeurteilung zu ermöglichen, um das Ele-
ment der leistungsgerechten Entlohnung zu fördern. Nunmehr sollte der unmittelbare Vorgesetz-
te anstatt der bislang zuständigen Kommission, die den betroffenen Bediensteten oft gar nicht 
persönlich kannte, die Beurteilung nach – für die einzelnen Verwendungsgruppen im Verord-
nungswege zu erlassenden Kriterien – vornehmen. Nunmehr musste der Vorgesetzte den Be-
diensteten bereits vor seinem Bericht über die Gründe zu informieren, die ihn zu diesem Schritt 
veranlassten und dem Betroffenen den abgefassten Bericht unmittelbar zur Kenntnis bringen. 
Dieser konnte dazu eine Stellungnahme abgeben. Die Dienstbehörde traf die Leistungsfeststel-
lung mit Bescheid und konnte der Bedienstete gegen diesen Bescheid das Rechtsmittel der Beru-
fung an die Leistungsfeststellungskommission erheben. Vormals beurteilte die Kommission 
unmittelbar aufgrund des Berichtes des Vorgesetzten ohne Befassung des Beamten dessen Leis-
tung. Die Neufassung bedeutete daher einen deutlichen Fortschritt der Demokratisierung des 
Dienstrechts209. 
Die Neufassung des Disziplinarrechts brachte aber noch deutlichere Verbesserung im Bereich 
der Rechtsstaatlichkeit: Aus heutiger Sicht muss es skurril anmuten, dass wohl einer der größten 
Fortschritte darin gelegen ist, dass fort an allein schuldhafte Dienstpflichtverletzungen strafbar 
sein sollten. Der Beamte muss daher zumindest fahrlässig gehandelt haben, um disziplinarrecht-
lich zur Verantwortung gezogen zu werden. Des Weiteren wurden die Disziplinarstrafen des 
Ausschlusses der Vorrückung in höhere Bezüge, der Minderung des Monatsbezugs, der Ruhe-
standsversetzung mit geminderten Bezügen aus dem Rechtsbestand entfernt. Es verblieben die 
Disziplinarstrafen des Verweises (vormals die strenge Rüge), der Geldbuße bis zu einem halben 
Monatsbezug, der Geldstrafe bis zu 5 Monatsbezügen und der Entlassung. Insbesondere in fi-
nanzieller Hinsicht wurde die Belastung der Beamten deutlich gemildert. Die Minderung des 
Monatsbezuges konnte nämlich bis zu einer Dauer von 3 Jahren und bis zu einer Höhe von 25% 
verhängt werden, sodass sich diese Geldstrafe letztlich auf 10½ (!) Monatsbezüge belaufen hat. 
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Darüber hinaus blieb der Beamte in diesem Zeitraum aber auch für die Vorrückung in höhere 
Bezüge ausgeschlossen, sodass der finanzielle Schaden noch viel größer wurde. Bei der Straf-
bemessung wurde der Grundsatz der Spezialprävention verwirklicht, wonach bei der Bemessung 
einerseits auf die Schwere der Dienstpflichtverletzung, andererseits darauf Rücksicht zu nehmen 
sei, welches Strafausmaß gerade erforderlich ist, um den Beamten von der Begehung weiterer 
Disziplinarstraftaten abzuhalten210. Auch die Verjährungsbestimmungen wurden an das Straf-
recht angepasst. Die Mitglieder der Disziplinarkommissionen und Disziplinaroberkommissionen 
wurden per Verfassungsbestimmung weisungsfrei und unabhängig gestellt; neben spezifischer 
disziplinarrechtlicher Verfahrensbestimmungen sollte nunmehr das Allgemeine Verfahrensge-
setz 1950 Anwendung finden211. 
 
3.7.2. Das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979: 
Die Verabschiedung des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979212 bildete die 2. Etappe der Neuko-
difikation des Dienstrechts und trat mit 1. Jänner 1980 in Kraft. Die Neuerungen des Beamten-
Dienstrechtsgesetzes aus dem Jahre 1977 wurden inkooperiert, das BDG trat außer Kraft, ebenso 
wie die bisher in maßgeblichen Teilen weiter geltende Dienstpragmatik, der Lehrerdienstprag-
matik und des Gehaltsüberleitungsgesetzes. Maßgebliche, neu geregelte Bereiche waren die 
Versetzung im Dienst, die Ruhestandsversetzung, die Auflösung des Dienstverhältnisses und die 
Dienstpflichten. Hierbei wurde auch erstmalig die Unterstützungs- und Informationspflicht ge-
genüber den Parteien, d.h. dem Staatsbürger, gesetzlich verankert. Damit sollte der Bevölkerung 
der Zugang zu staatlichen Institutionen und Leistungen erleichtert werden213. Die Versetzung in 
den zeitlichen Ruhestand wurde abgeschafft, es verblieb nur mehr die Versetzung in den dau-
ernden Ruhestand, auch die automatische Versetzung in den Ruhestand nach 1jährigem Kran-
kenstand wurde gestrichen. Die Beendigung des Dienstverhältnisses wurde durch einen umfas-
senden Katalog von Beendigungstatbeständen klar geregelt. Gegen den Willen des Beamten 
konnte das Dienstverhältnis nunmehr nicht nur durch die Disziplinarstrafe der Entlassung oder 
                                                          
210
 Dies sollte den Verwaltungsgerichtshof aber nicht davon abhalten, in seiner Rechtsprechung den sog. 
Untragbarkeitsgrundsatz zu entwickeln, der letztlich eine Entlassung auch dann rechtfertigte, wenn 
das Vergehen an sich eine Entlassung rechtfertigte, eine Wiederbegehungsgefahr aber nicht wahr-
scheinlich war. Diese Rechtsprechung, hart formuliert contra legem, wurde erst Mitte des 2000er Jah-
re durch einen verstärkten Senat aufgegeben. Darauf reagierte der Gesetzgeber allerdings flugs durch 
die explizite Aufnahme des Gedankens der Generalprävention in die Strafbemessung. Da nunmehr 
auch auf die Signalwirkung gegenüber den übrigen Bediensteten Rücksicht zu nehmen ist, wurde der 
Untragbarkeitsgrundsatz quasi wieder eingeführt. 
211
 Gröger, Alois: Entwurf des Bundesbeamten-Dienstrechtsgesetzes (III) in Der öffentlich Bedienstete, 
Nr. 7/8/1977, S. 21ff. 
212
 Bundesgesetz vom27. Juni 1979 über das Dienstrecht der Beamten (Beamten-Dienstrechtsgesetz 
1979 – BDG 1979), BGBl. 333/1979. 
213
 Löschnak, Franz: Dienstrechtskodifikation beschlossen! in Der Öffentliche Dienst, Nr. 7/8/1979, S. 7. 
 ~ 101 ~ 
eine strafgerichtliche Verurteilung, sondern auch die Entlassung aufgrund mangelnden Arbeits-
erfolges beendet werden. Im Bereich der Versetzung wurde nunmehr bestimmt, dass auch auf 
die persönlichen und familiären Verhältnisse des Bediensteten Rücksicht zu nehmen ist, das 
Erfordernis, das die Versetzung nur bei Vorliegen wichtiger, dienstlicher Interessen und in der 
Rechtsform eines Bescheides zu verfügen ist, wurde aufrechterhalten. Die Dienstpflichten des 
Beamten wurden ebenso neu kodifiziert: Neben die traditionellen Dienstpflichten wie Wei-
sungsbefolgungspflicht, Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit, Einhaltung der Dienstzeit, 
Verbot der Geschenkannahme, Regelungen der Zulässigkeit einer Nebenbeschäftigung, wurden 
aber auch erstmals explizit Dienstpflichten des Vorgesetzten gegenüber seinen Mitarbeitern 
gesetzlich geregelt. Dies bildete die Umsetzung einer langjährigen Forderung der Standesvertre-
tung und determinierte eine Art Fürsorgepflicht des Dienstgebers gegenüber seinen Bedienste-
ten214. 
 
3.8. Die Besoldungsreform 1994: 
Eine gravierende, wenn nicht d i e gravierende Umwälzung brachte die Besoldungsreform 1994, 
die mit 1. Jänner 1995 wirksam wurde. Diese brachte weitreichende Änderungen, die tief in die 
Systematik des Dienst- und Besoldungsrechts einschnitten. Deswegen wurde auch bestimmt, 
dass die neue Systematik für Neueintretende automatisch verbindlich, für die bereits in einem 
Dienstverhältnis stehenden Beamten aber nur aufgrund einer freiwilligen Option in das neue 
System verbindlich werden sollte. Das noch aus den Zeiten der Monarchie stammende Dienst-
klassensystem wurde abgeschafft und durch das neue Funktionszulagensystem ersetzt. Dies soll-
te einen weiteren Schritt zur Umsetzung einer leistungsgerechten Entlohnung im Öffentlichen 
Dienst darstellen. Jeder Beamte hat (weiterhin) Anspruch auf ein Grundgehalt, dass sich unter 
Beibehaltung des Bienensystems alle zwei Jahre durch Vorrückung in eine höhere Gehaltsstufe 
erhöht. Dafür wurden für sämtliche Verwendungs- bzw. Besoldungsgruppen 19 Gehaltsstufen 
vorgesehen. Die Besoldungsgruppe „Beamte der allgemeinen Verwaltung und in handwerkli-
cher Verwendung“ wurde in der neuen Besoldungsgruppe „Allgemeiner Verwaltungsdienst“ 
zusammengefasst und die bisher 10 Verwendungsgruppen (A bis E und P1 bis P5) in 7 neue 
Verwendungsgruppen zusammengefasst (A1 bis A7). Somit wurde auf gewisse Weise auch ein 
ehemaliger E-Bediensteter (Hilfsdienst) plötzlich zu einem A-Beamten. Zusätzlich wurden aber 
auch 10 Funktionsgruppen A1/Grundlaufbahn, A1/1 bis A1/9215 vorgesehen, die sich ganz nach 
dem Prinzip der leistungsgerechten Entlohnung nach dem Grad der Verantwortung richten soll-
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te, die ein konkreter Arbeitsplatz mit sich bringt. Dafür ist es aber notwendig jeden Arbeitsplatz 
einem Bewertungsverfahren zu unterziehen für das das Bundeskanzleramt zuständig zeichnet. 
Maßstab sollte ein Richtverwendungskatalog sein, der als Bundesgesetz verabschiedet wurde 
und exemplarisch gewisse Arbeitsplätz gesetzlich bewertete und eine Hilfestellung bei der Be-
wertung der verbleibenden oder neu geschaffenen Arbeitsplätze bietet. Bei Verwendung auf 
einem Arbeitsplatz, der einer der Verwendungsgruppen 1-6 zugeordnet ist, gebührt je nach Zu-
ordnung eine unterschiedliche Funktionszulage; für die Funktionsgruppen 7 bis 9 wurde über-
haupt ein Fixgehalt festgelegt, das auch Überstunden inkludiert. Die Funktionszulagen, die ei-
nem Arbeitsplatz zugeordnet sind, sind wiederum in 4 eingeteilt, die sich nach der Gehaltsstufe 
des Arbeitsplatzinhabers richten. Da dieses System auch heute noch in Geltung steht, soll es 
anhand der Gehaltsansätze des Jahres 2012 illustriert werden: Ein Bediensteter in der Verwen-
dungsgruppe A1 in der Gehaltstufe 16216 erhält € 4.101,5 Grundgehalt. Bekleidet er eine Funkti-
on der Wertigkeit A1/6 so bezieht er zusätzlich eine Funktionszulage der Stufe 3 in der Höhe 
von € 2.304,40. Bei einer Abberufung von diesem Arbeitsplatz bekommt er die Funktionszulage 
des neuen Arbeitsplatzes, lediglich unter die Grenze der Funktionszulage A1/2 kann er bei einer 
Abberufung, zu der er keinen Anlass gegeben hat, nicht sinken. In dieser Wahrungsfunktion 
A1/2 beträgt die Funktionszulage aber nur noch € 911,60. Der Bedienstete hat also plötzlich 
einen Reallohnverlust von über 20%. Die Funktionen der Funktionsgruppen 7-9, denen ein Fix-
gehalt zugemessen ist, können überhaupt nur auf 5 Jahre befristet vergeben werden; eine Wie-
derbestellung ist aber möglich. Auch dies soll im Sinne des Leistungsprinzips einer Flexibilisie-
rung des Dienstrechts dienen217218. 
Die soeben dargestellte Systematik setzt aber eine systematisierte Bewertung des Arbeitsplatzes 
voraus. Diese Bewertung erfolgt durch Beamte des Bundeskanzleramtes nach den Kriterien 
Wissen, Denkleistung und Verantwortung. Jedes Kriterium ist wiederum in Subkriterien unter-
gliedert, so z.B. das Kriterium der Denkleistung in Denkleistung (strikte Routine, Routine, 
Teilroutine, aufgabenorientiert, operativ zielgesteuert, strategisch orientiert oder ressortpolitisch 
orientiert) und Denkanforderung (wiederholend, ähnlich, unterschiedlich, adaptiv oder neuartig). 
Die in Klammer angeführten Kalküle sind einem aufsteigenden Punktewert zugeordnet. Ähnli-
che Kalküle finden sich auch für die anderen Kriterien. Nach der Beurteilung eines Arbeitsplat-
zes entsprechend dieser Kriterien und Kalküle ergibt sich ein summierter Punktewert. Für jede 
Funktionsgruppe einer Verwendungsgruppe, z.B. A1/3, gibt es eine Bandbreite von Punktewer-
ten. Der sich für einen Arbeitsplatz ergebende Punktewert wird in dieser Tabelle eingeordnet 
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und so ergibt sich letztlich die Wertigkeit des Arbeitsplatzes219. Wichtig ist der Umstand, dass 
diese Bewertung sich ausschließlich auf das Tätigkeitsprofil des Arbeitsplatzes bezieht und von 
der Person und den Fähigkeiten des Arbeitsplatzinhabers vollkommen unabhängig ist! Zur 
Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Einordnung seines Arbeitsplatzes kann der Beamte aber 
einen Feststellungsbescheid verlangen und letztlich eine Entscheidung des Verwaltungsgerichts-
hofes erwirken. Aufgrund der kassatorischen Entscheidungsbefugnis des VwGH kann dieser 
aber nicht über die Wertigkeit des Arbeitsplatzes selbst entscheiden, sondern lediglich Fehler der 
Behörde aufgreifen, den Bescheid aufheben und der Behörde zur neuerlichen Entscheidung zu-
rückverweisen. Da es sich gerade in diesem Bereich um ein gänzlich neuartiges, gesetzlich nur 
unvollständig geregeltes Verfahren220 handelt, das auch in einem gewissen Spannungsverhältnis 
zum Legalitätsgebot der Bundesverfassung steht, hat erst die Judikatur des Verwaltungsge-
richtshofes durch Aufstellung klarer Beurteilungsmaßstäbe gesetzt. 
Eine örtliche Versetzung bzw. eine sog. qualifizierte Verwendungsänderung die dann vorliegt, 
wenn, wie im obigen Beispiel ein Beamter von seinem Arbeitsplatz abberufen wird und einer 
Verwendung zugewiesen wird, die einer geringeren Funktionszulagengruppe zugewiesen ist 
(z.B. A1/6 auf A1/5), so hatte diese Maßnahme schon seit der Reform 1969221 bisher mit Be-
scheid zu ergehen den der Bedienstete bis vor den Verwaltungsgerichtshof anfechten konnte. 
Aufgrund der oft mehrjährigen Verfahrensdauer wurde im Sinne einer Förderung der (unfreiwil-
ligen) Mobilität eine Sonderbehörde, die Berufungskommission, beim Bundeskanzleramt einge-
richtet, die nunmehr über diese Fälle zu entscheiden hat. Dieser ist eine Entscheidungsfrist von 3 
Monaten eingeräumt und wird diese regelmäßig auch eingehalten! Es handelt sich dabei um eine 
sog. Kollegialbehörde mit richterlichem Einschlag. Dies bedeutet, dass der Vorsitz von einem 
Berufsrichter geführt wird. Dem weisungsfrei gestellten Senat gehören auch je ein Vertreter des 
Dienstgebers und der Dienstnehmer an und werden Entscheidungen mit Stimmenmehrheit ge-
fällt222. 
Die weitergehende Anrufung des Verwaltungsgerichtshofes wurde ausgeschlossen, lediglich die 
von der Verfassungslage zwingend vorgegebene Anrufung des Verfassungsgerichtshofes, der 
allerdings nur noch Verletzungen in einem verfassungsrechtlich gewährleisteten Recht aufgrei-
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fen kann, wurde offen gelassen. Als Orientierungshilfe wurden exemplarisch einige Fälle aufge-
zählt, die eine Versetzung rechtfertigen, so Organisationsänderungen, Personalbedarf an einer 
anderen Dienststelle, negative Leistungsfeststellung. Zur Förderung der beruflichen Mobilität 
wurden auch freizügige Regelungen der ressortübergreifenden Versetzung, allerdings nicht ge-
gen den Willen des Bediensteten oder des Ministers des aufnehmenden Ressorts festgelegt. For-
dert ein Ministerium einen Beamten von dessen Stammressort für eine bestimmte Verwendung, 
für die sich dieser beworben hat, an, so besteht letztlich eine Freigabepflicht des abgebenden 
Ressorts223. 
Weitere bedeutende, systemfremde Neuerungen bildeten das Mitarbeitergespräch und die 
Teamarbeitsbesprechung. Einmal jährlich hat der Vorgesetzte mit jedem seiner Mitarbeiter ein 
Mitarbeitergespräch zu führen, dessen erster Teil in der Erörterung des Arbeitszieles der gesam-
ten Organisationseinheit liegt und der individuelle Beitrag des Mitarbeiters daran für das nächste 
Jahr mit diesem zu vereinbaren ist. Der zweite Teil dient der Vereinbarung von Maßnahmen, die 
zur Leistungsverbesserung des Mitarbeiters notwendig sind und die diesem auch aus der Per-
spektive seiner weiteren beruflichen Entwicklung eröffnet werden sollen. Die Ergebnisse des 
Gesprächs werden schriftlich zusammengefasst und unterschrieben. Ziel des Gespräches ist die 
Leistungsverbesserung durch Aufgabenklarstellung. Die Teamarbeitsbesprechung schließt an 
die einzelnen Mitarbeitergespräche an und werden daran sämtliche Mitarbeiter der Organisati-
onseinheit beteiligt. Inhaltlich sollen dabei erforderliche Verbesserungen der Leistungsfähigkeit 
der Organisationseinheit, wie Verbesserung der Koordination, Erhöhung der Qualität der Kom-
munikations- bzw. Informationseben224.  
Einen wesentlichen Punkt bildete auch die Schaffung von zeitlich befristeten Funktionen. Die 
höchsten Verwendungen, im Bereich der allgemeinen Verwaltung betrifft dies Sektionsleiter, 
Leiter einer besonders wichtigen Gruppe in der Zentralstelle oder einer nachgeordneten Dienst-
stelle (Funktionsgruppe A1/7 bis A1/9) dürfen seither nur mehr für eine 5jährige Periode besetzt 
werden, der Betroffene hat auch keinen Rechtsanspruch auf einen Weiterverbleib. Auch dies 
sollte der Erstarrung bürokratischer Hierarchien entgegenwirken und die Mobilität im Öffentli-
chen Dienst fördern225. 
Im Zuge dieser Reform wurde auch eine Job-Börse des Bundes ins Leben gerufen, die die Mobi-
lität und Flexibilität der Beschäftigten im Bundesdienst durch Informationsbereitstellung verbes-
sern soll. Gleichzeitig werden Stellenausschreibungen aber auch externen Interessenten zugäng-
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lich gemacht. Neben einer Veröffentlichung in der Wiener Zeitung findet sich die Job-Börse 
auch auf der Homepage des Bundeskanzleramtes226. Im Rahmen der Job-Börse werden einer-
seits freie Arbeitsplätze ausgeschrieben, andererseits aber auch vertrauliche Interessentenlisten 
von veränderungswilligen Bundesbediensteten zentral geführt. Bei Anfrage erhält eine Dienst-
stelle mit einem zu besetzenden Arbeitsplatz eine Liste von potentiellen Interessenten aus dieser 
Datenbank227. 
 
3.9. Das Deregulierungsgesetz – Öffentlicher Dienst 2002: 
Das Deregulierungsgesetz – Öffentlicher Dienst 2002228 setzte sich zum Ziel, den Dienstrechts-
bestand zu vereinfachen und eine übersichtliche Rechtsordnung zu schaffen. Die Berufsausbil-
dung im Bundesdienst sollte stärker am konkreten Bedarf der Ressorts ausgerichtet werden. Zu 
diesem Zweck wurde die Grundausbildung dezentralisiert und den jeweiligen Ressorts überant-
wortet, die die Grundausbildung nunmehr per Verordnung zu regeln und hausintern abzuwickeln 
hatten. Die Verwaltungsakademie als zentrale Aus- und Fortbildungsanstalt des Bundes wurde 
mit der Begründung aufgelöst, dass diese die an sie gestellten Anforderungen nicht erfüllt habe. 
Weder sei sie zu einer „Kaderschmiede“ geworden, noch habe sie sich als verwaltungswissen-
schaftliche Fakultät etabliert229. Die dienstliche Ausbildung wurde ausdrücklich als Instrument 
der Personal- und Verwaltungsentwicklung postuliert. Die Ausbildung sollte nunmehr auch in 
Form von e-learning Lehrgängen erfolgen sowie regelmäßig einer Evaluierung unterworfen und 
auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen. Der bislang gesetzlich vorgesehen Terminus „Führungs-
kräfteschulung“ wurde durch die Bezeichnung „Management-Training“ ersetzt und wurden die 
Ausbildungskategorien gesetzlich verankert.  
Einen weiteren Punkt bildete die Abschaffung von dienstrechtlichen „Doppelgleisigkeiten“. In 
zahlreichen Bereichen waren für bestimmte Verfügungen die Mitwirkung des Finanzministers 
bzw. des Ministers für Öffentliche Leistung und Sport vorgesehen. So wurde in ca. 30 zumeist 
belanglosen Fällen die Verpflichtung der Herstellung des Einvernehmens des zuständigen Res-
sortleiters (Ministers) mit dem Bundesministerium für Öffentliche Leistung und Sport bzw. dem 
Bundesministerium für Finanzen ersatzlos gestrichen. Sachlich ging es dabei um die Anrech-
nung von gewissen Vordienstzeiten, die nunmehr allein vom zuständigen Ressort unter Einhal-
tung einer gesetzlich vorgegebenen Höchstgrenze vorgenommen werden sollte oder um die Be-
messung gewisser (Leitungs-)Zulagen, die in ihrer finanziellen Bedeutung gänzlich vernachläs-
                                                          
226
 http://www.bka.gv.at/site/3428/default.aspx. 
227
 Salamon, Eva: Neuer Job durch die Job-Börse in GÖD-Der Öffentliche Dienst Aktuell, Nr. 3/1998, S. 12. 
228
 BGBl. 119/2002. 
229
 EB RV 1182 d.B. GP 21, S. 46. 
 ~ 106 ~ 
sigbar waren. In den Bereichen, in denen die verpflichtende Einbindung der beiden Bundesmini-
sterien entfiel, wurde oft ein gesetzlicher Rahmen abgesteckt, so beispielsweise bei der Frage 
der Anrechnung gewisser Vordienstzeiten, die nunmehr in der Verwendungsgruppen A1 und A2 
mit 5 Jahre, A3 mit 3 Jahre, A4 und A5 mit 2 Jahren der Höhe nach begrenzt wurden230. Der 
Grundgedanke dahinter lag im Abbau von Verwaltungsabläufen, die ihrer Bedeutung nach in 
einem deutlichen Ungleichverhältnis zum ökonomischen Aufwand standen und letztlich aber der 
Kontrollverlust durch andere Mittel, wie die Einführung gesetzlicher Schranken, weitgehend 
kompensiert werden konnte. 
 
3.10. Die Ausgliederungen: 
Unter einer Ausgliederung versteht man die Herauslösung einer Organisationseinheit aus dem 
Struktur- und insbesondere aus dem Rechtsgefüge der öffentlichen Verwaltung und deren selb-
ständige und eigenverantwortliche Positionierung im privaten Sektor. Wesentliches Merkmal 
einer ausgegliederten Einrichtung ist die Innehabung einer eigenen Rechtspersönlichkeit, d.h. 
dass sie durch die österreichische Rechtsordnung berechtigt ist in eigenem Namen Rechte zu 
erwerben und Verpflichtungen einzugehen. Den grundsätzlichen Rahmen steckt hier das Allge-
meine Bürgerliche Gesetzbuch ab, das grds. natürlichen als auch juristischen Personen Rechts-
persönlichkeit zuspricht. Juristische Personen können solche des privaten oder des öffentlichen 
Rechtes sein. Rechtspersönlichkeit besitzen auch sämtliche Gebietskörperschaften, also auch der 
Bund. Im Zustand Ante-Ausgliederung ist die Organisationseinheit in die Bundesverwaltung 
und deren Hierarchiekaskaden strukturell eingebunden und bildet einen unselbständigen Teil der 
Gesamtorganisation als sozio-strukturelles Gefüge. Die Leiter dieser OrgE sind einerseits an die 
Weisungen der vorgesetzten Behörden bzw. der Zentralstelle gebunden, andererseits für ihr 
Handeln aber grds. nur intern verantwortlich. Interaktionen mit der Außenwelt jeglicher Art, 
insbesondere auch rechtsgeschäftliche Verfügungen nehmen sie ausschließlich im Namen der 
Gebietskörperschaft vor, der sie angehören. Eine Ausgliederung aus dem Bundesbereich bedeu-
tet folglich, dass die OrgE aus diesem Gefüge rechtlich herausgeschält und mit eigener Rechts-
persönlichkeit ausgestattet wird. Sie agiert dann mehr oder weniger selbständig, auch wenn ihr 
vormaliger Aufgabenbereich unverändert geblieben ist231. 
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Die chronologische Entwicklung von Ausgliederungen auf Bundesebene verlief folgenderma-
ßen: 
1970 – 1979:  
Österreichische Postsparkasse             1970 
1980 – 1989:  
0 
1990 – 1999: 
Schönbrunner Tiergärten GmbH            1991 
Österreichische Donau-Betriebs-Aktiengesellschaft (ÖDOBAG)     1992 
Schloss Schönbrunn Kultur- und BetriebsGmbH         1992 
Arbeitsmarktservice               1995 
Bundesrechenzentrum              1997 
Österreichische Bundesforste             1997 
Österreichische Forschungs- und Prüfzentrum Arsenal GmbH      1997 
Umweltbundesamt GmbH (UBA-GmbH)          1999 
Kunsthistorisches Museum             1999 
 
2000 – 2009: 
Statistik Österreich               2000 
Technisches Museum Wien mit Österreichischer Mediathek      2000 
Österreichische Galerie Belvedere             2000 
MAK – Österreichisches Museum für angewandte Kunst       2000 
Österreichisches Theatermuseum (eingegliedert in das KHM)      2001 
Museum für Völkerkunde (eingegliedert in das KHM)       2001 
Spanische Hofreitschule und Bundesgestüt Pieber        2001 
Immobilienmanagementgesellschaft des Bundes mbH (IMB)      2001 
IAF-Service GmbH               2001 
Museum moderner Kunst Stiftung Ludwig Wien (MUMOK)      2002 
Österreichischer Bibliothekenverbund und Service Gesellschaft m.b.H.    2002 
Österreichische Nationalbibliothek            2002 
Finanzmarktaufsicht               2002 
Albertina                 2002 
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Österreichische Agentur für Gesundheit- und Ernährungssicherheit GmbH  2002 
Naturhistorisches Museum             2003 
Austrian Development Agency            2004 
Universitäten               2004 
Buchhaltungsagentur              2004 
Via Donau Österr. Wasserstraßen-GmbH          2005 
Bundesforschungs- und Ausbildungsz. für Wald, Naturgef. und Landschaft  2005 
Bundesimmobiliengesellschaft mbH – BIG (Verschmelzung mit IMB)   2006 
Bundespensionsamtsübertragung           2007232 
Justizbetreuungsagentur             2008 
 
Von seit 1970 an insgesamt vorgenommenen 34 Ausgliederungen fallen exakt 1 in das erste, 0 
in das zweite, 9 in das dritte und 24 in das vierte und jüngste Dezennium, also nahezu 70%! 
 
Aus dienstrechtlicher Sicht brachten diese Ausgliederungen zahlreiche Probleme, sollten doch 
Bedienstete des Bundes doch über Nacht nicht mehr an Dienststellen des Bundes verwendet 
werden, sondern im Betrieb eines rechtlich Dritten. Relativ einfach zu lösen war noch das Prob-
lem der Vertragsbediensteten. Hier wählte der Gesetzgeber aber auch nicht immer ein eine ein-
heitliche Vorgehensweise. Zumindest bei der Ausgliederung der Postsparkasse blieben die Ver-
tragsbedienstete Bedienstete des Bundes nach dem Vertragsbedienstetengesetz und wurden der 
PSK zur Dienstleistung auf Dauer zugewiesen. Bei einer weit größeren Anzahl der Ausgliede-
rungen, beispielsweise der Universitäten, ordnete der Gesetzgeber im Ausgliederungsgesetz an, 
dass die Vertragsbediensteten nunmehr in einem Dienstverhältnis zur Universität stehen. Dies 
allein hat aber die weitreichende Auswirkung, dass nunmehr das Angestelltengesetz, gefürchtet 
ob einiger ungünstigerer Regelungen im Vergleich mit dem Vertragsbedienstetengesetz des 
Bundes, insbesondere der leichteren Lösbarkeit, auf sie zur Anwendung gekommen wäre, hätte 
der Gesetzgeber nicht auch geregelt, dass der gesamte Inhalt des Vertragsbedienstetengesetzes 
nunmehr Inhalt des zwischen der Universität und dem nunmehrigen Angestellten ex-lege ge-
schlossenen Arbeitsvertrages ist. Damit wurde die Rechtsstellung des Bediensteten voll gewahrt. 
Für Neuaufnahmen gilt allerdings in sämtlichen ausgegliederten Betrieben ausschließlich das 
Angestelltengesetz bzw. ein allfälliger Kollektivvertrag. 
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Für zugewiesene233 Beamte allerdings stellt sich die rechtliche Umsetzung noch deutlich diffizi-
ler dar: Gemäß Artikel 21 Abs. 3 B-VG wird die Diensthoheit gegenüber Bediensteten des Bun-
des von den obersten Organen des Bundes ausgeübt. Beamte stehen in einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis, dass durch einen Hoheitsakt in Form eines Bescheides begründet 
wird und muss jegliche maßgebliche Änderungen wiederum durch Hoheitsakt verfügt werden. 
Die Ausübung der Personalhoheit über Beamte ist daher der Hoheitsverwaltung zuzurechnen. 
Die Ausübung von Hoheitsrechten ist aber einem Privaten grds. schon verfassungsrechtlich 
nicht gestattet. Für Beamte wurde daher im jeweiligen Ausgliederungsgesetz regelmäßig ein 
Amt eingerichtet, dem die Ausübung der Personalhoheit durch hoheitliches Handeln über die 
zugewiesenen Beamten zukommt. Von diesem Amt muss aber auch ein uneingeschränkter 
Rechtszug an das zuständige oberste Organ der Bundesverfassung gewahrt bleiben, d.h. dass die 
Personalhoheit nicht gänzlich, insbesondere nicht abschließend, an die ausgegliederte Einrich-
tung übertragen werden kann234. Im Gegensatz zu Vertragsbediensteten muss die Letztverant-
wortung für diejenigen Personalmaßnahmen, die mit Bescheid zu verfügen sind, stets beim 
obersten Organ verbleiben235. 
Durch die Ausgliederungen wurden, Beamte ausgenommen, für die (ehemaligen) Vertragsbe-
diensteten) auch „neue“ Rechtsnormen wie Angestelltengesetz, Arbeitszeitgesetz und Arbeits-
verfassungsgesetz anwendbar. Die Personalvertretungsorgane nach dem Bundes-
Personalvertretergesetz wurden von Betriebsräten nach dem ArbVG abgelöst. Eine wesentliche 
Wirkung der Ausgliederungen liegt auch darin, dass die vertraglich Bediensteten nicht mehr den 
vom Gesetzgeber für den Bundesdienst jährlich beschlossenen Gehaltserhöhungen unterliegen, 
sondern diese selbst bzw. im Rahmen ihrer Belegschaftsvertretung verhandeln müssen. Dort wo 
bereits Kollektivverträge zwischen den ausgegliederten Rechtsträgern und dem Kollektivver-
tragspartner GÖD abgeschlossen wurden, werden diese Verhandlungen im Rahmen der alljährli-
chen Kollektivvertragsverhandlungen von diesem abgewickelt. 
3.10.1. Das Bundesbediensteten-Sozialplangesetz: 
Da die ausgegliederten Rechtsträger nunmehr nach privatwirtschaftlichen Gesichtspunkten or-
ganisiert und ihre Tätigkeit entfalten sollten, wurde auch versucht ältere Bedienstete, die noch 
im Bereich der Bundesverwaltung sozialisiert wurden, auszuscheiden. Für ehemalige Vertrags-
bedienstete, die nunmehr bis auf die Bediensteten der PSK Dienstnehmer der ausgegliederten 
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Rechtsträger waren, war die Diensthoheit und damit neben der Möglichkeit Kündigungen und 
Entlassungen auszusprechen und einvernehmliche Auflösungen zu vereinbaren, auch die Mög-
lichkeit Sozialpläne zu erstellen, schon im Zuge der Ausgliederung übergegangen. Für Beam-
te236 allerdings, die immer noch in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zur Gebietskör-
perschaft Bund stehen, bedurfte es der Schaffung gesetzlicher Grundlagen. Solche dienstrechtli-
chen Sonderregelungen für zugewiesene Beamte traten 1998 in Kraft. Das Karenzierungsmodell 
bestand darin, dass zugewiesene Beamte innerhalb von 5 Jahren nach der Ausgliederung nach 
Vollendung ihres 55. Lebensjahres mit ihrer Zustimmung von Amts wegen unter Entfall ihrer 
Bezüge bis zum frühestmöglichen Pensionsantritt karenziert werden konnten, sich gleichzeitig 
aber auch verpflichteten keine über der Geringfügigkeitsgrenze liegende Nebenbeschäftigung 
auszuüben. Ein Rechtsanspruch für den Beamten auf Karenzierung war daraus nicht abzuleiten; 
vielmehr sollte dem Rechtsträger die Möglichkeit gegeben werden, nach Organisationsänderun-
gen überzähliges Personal auch im Bereich der Beamtenschaft zu reduzieren. Da die Zeiträume 
der Karenzierung aber für sog. zeitabhängige Rechte weiterhin wirksam blieben, wurden sie für 
die Ruhegenussbemessung so behandelt als hätte der Beamte aktiv gearbeitet. Weiters wurden 
die Rechtsträger ermächtigt, Leistungszuschläge an Beamte zu zahlen, wobei diese aber bei der 
Pensionsbemessung unberücksichtigt blieben237. 
Im Jahre 2001 erfolgte eine weitere Ausgestaltung dieser dienstrechtlichen Sonderbestimmun-
gen238: Da das ursprüngliche Karenzierungsmodell offenbar zu wenig Interessenten fand, wurde 
diese es in ein sog. Vorruhestandsmodell umgewandelt mit der maßgeblichen Änderung, dass 
die Karenzierung nunmehr mit der Leistung eines Vorruhestandsgeldes in der Höhe von 80% (!) 
des ursprünglich gebührenden Monatsbezuges begleitet wurde239. Der persönliche und organisa-
torische Geltungsbereich des Gesetzes wurde deutlich ausgeweitet: Das Vorruhestandsmodell 
war nun nicht mehr nur Beamten, die ausgegliederten Rechtsträgern zugewiesen wurden, son-
dern auch zugewiesenen240 Vertragsbediensteten sowie Bundesbeamten und Vertragsbedienste-
ten, die weder rechtlich noch organisatorisch in den neuen Rechtsträger eingegliedert wurden 
und an den Bundesdienststellen in einem Bundesdienstverhältnis verblieben, deren Arbeitsplätze 
                                                          
236
Eine ressourcenschonende Verwendung der Beamten lag auch schon deswegen im Interesse des Bun-
des, da Beamte nach ihrer Ruhestandsversetzung wiederum direkt aus dem Bundesbudget zu alimen-
tieren waren, wenn auch die Rechtsträger verpflichtet sind einen Beitrag zum Pensionsaufwand an 
den Bund zu leisten. 
237
 1. Budgetbegleitgesetz 1997, BGBl. 138/1997. 
238
 BGBl. 6/2001. 
239
 Nicht zufällig änderte sich zu diesem Zeitpunkt die Stoßrichtung der in der Rechtsabteilung der GÖD 
zu dieser Thematik einlangenden Anfragen massiv. Standen bis dahin Fragen, ob man zur Karenzie-
rung gezwungen werden könne im Mittelpunkt, so wurde nunmehr gefragt, wie man denn am besten 
dieses Modell in Anspruch nehmen könnte. Einerseits konnte man aber nicht gezwungen werden, an-
dererseits bestand aber zu keinem Zeitpunkt ein Rechtsanspruch des Beamten. 
240
 Hier muss aber daran erinnert werden, dass zugewiesene VBs die Minderheit darstellen, da bei den 
meisten Ausgliederungen der neue Rechtsträger als Dienstgeber in das Dienstverhältnis eintrat. 
 ~ 111 ~ 
aber dennoch durch die von der Ausgliederung bewirkte Leistungsreduktion, aufgelöst wurden. 
Um Anreize zu schaffen, dass Bundesbedienstete in den privaten Sektor wechseln, wurde die 
Möglichkeit geschaffen, dass Zeiträume zu diesem Zwecke eingegangener Karenzierungen für 
zeitabhängige Rechte wie die Vorrückung in höhere Bezüge anrechenbar wurden. Für Beamte 
der gesamten Bundesverwaltung brachte § 22g BB-SozPG befristet vom 1.1.2002 bis 
31.12.2003 die Möglichkeit nach Erreichung ihres 55. Lebensjahres in den Ruhestand zu treten, 
wobei dies allerdings mit massiven Abschlägen von 4%241 der Bemessungsgrundlage pro Jahr 
verknüpft wurde242. 
 
3.11. Die Europäische Union: 
Um den Rahmen dieser Arbeit nicht zu sprengen, werden die Einflüsse die von gemeinschafts-
rechtlicher Ebene auf das nationale Dienstrecht einwirkten, schlaglichtartig gestreift und bilden 
keine vollständige Auflistung der erforderlichen Anpassungen bzw. derer Rechtsgrundlagen. 
Der Beitritt Österreichs zur Europäischen Union mit 1.1.1995 brachte einige erforderliche An-
passungen an das Gemeinschaftsrecht, hatte sich doch der Stufenbau der nationalen Rechtslage 
durch das Hinzutreten der Rechtsebenen des Gemeinschaftsrechts ausgeweitet. Einerseits hat 
Österreich mit dem Beitrittsvertrag zahlreiche innerhalb der EU bestehende Rechtssetzungsakte 
übernommen, andererseits wurden zukünftig erlassene Verordnungen oder Richtlinien, wobei 
letztere nach Verstreichens einer Umsetzungsfrist für den Mitgliedsstaat ebenso verbindlich 
werden wie Verträge oder Verordnungen243. Die Veränderungen, die durch den EU-Beitritts 
Österreichs bewirkt wurden waren mannigfaltig: Zahlreiche Veränderungen standen unter dem 
Postulat der Freizügigkeit des Personenverkehrs als eine der 4 Grundfreiheiten. Der Besitz der 
österreichischen Staatsbürgerschaft als Aufnahmekriterium in den Bundesdienst musste daher 
auf den Besitz einer Staatsbürgerschaft eines EU-Mitgliedslandes ausgeweitet werden, ausge-
nommen blieben lediglich Kernbereiche der hoheitlichen Verwendung. Es mussten sämtliche 
dienstrechtliche Bestimmungen beseitigt werden, die einen Bediensteten aus dem EU-Raum 
schlechter stellten als einen Bediensteten, dessen maßgebliche Anknüpfungspunkte stets dem 
nationalen Recht unterworfen waren. So wurden beispielsweise Vordienstzeiten in denen der 
Bedienstete im Dienste einer Gebietskörperschaft stand oder im Lehrberuf an einer Schule tätig 
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war, unterschiedlich behandelt, je nachdem, ob es sich um eine österreichische oder eine auslän-
dische Gebietskörperschaft oder Schule gehandelt hat. Diesbezüglich wurden nationale Vor-
dienstzeiten zur Gänze, „ausländische“ Vordienstzeiten aber lediglich zur Hälfte für die Berech-
nung des Vorrückungsstichtages herangezogen, auch wenn es sich um ein „EU-Ausland“ han-
delte. Diese Ungleichbehandlung musste nach einem Urteil des Europäischen Gerichtshofes244 
beseitigt werden. Ebenso auf einer Entscheidung des EuGH fußt die nunmehrige dienstrechtli-
che Gleichbehandlung sog. „unterhälftiger Zeiten“: Vormals wurden Zeiten im aktiven Dienst-
verhältnis, in denen das Beschäftigungsausmaß unter dem für eine Vollbeschäftigung festgeleg-
ten Ausmaß lag, nur zur Hälfte für die Vorrückung in höhere Bezüge veranschlagt245. Hier stütz-
te sich der EuGH allerdings auf das in der Antidiskriminierungsrichtlinie verankerte Verbot 
auch der mittelbaren Diskriminierung und befand, dass diese Regelung Frauen diskriminierend 
benachteilige, da diese in einem überproportionalen Ausmaß in Teilzeitarbeitsverhältnissen ste-
hen. In Umsetzung von gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften des Arbeitnehmerschutzes muss-
ten verbindliche Höchstgrenzen der Dienstzeit gesetzlich verankert werden. Bis dahin war einzig 
die regelmäßige Wochendienstzeit der Beamten und Vertragsbediensteten mit 40 Stunden ge-
setzlich festgelegt, eine Überschreitung durch Anordnung von Überstunden war aber unbegrenzt 
möglich. Mit der Umsetzung der Arbeitszeitrichtlinie wurden verbindliche Höchstgrenzen der 
Tages- und Wochenarbeitszeit (13 Stunden bzw. 48 Stunden in einem Durchrechnungszeitraum 
von 17 Wochen), verpflichtende Mindestgrenzen einer strikt einzuhaltenden Ruhezeit zwischen 
zwei Arbeitseinsätzen (11 Stunden) und überhaupt das Recht auf eine Arbeitspause von einer 
halben Stunde nach 6 stündiger Dienstzeit festgelegt246. Im Jahre 1999 trat das Bundes-
Bedienstetenschutzgesetz247 auf Grundlage zahlreicher Arbeitnehmerschutzvorschriften, die auf 
EU-Ebene wirksam waren, in Kraft, das umfassende Regelungen über den Schutz Bediensteter 
des Öffentlichen Dienstes in technischer und arbeitshygienischer Hinsicht enthält. Insbesondere 
die präventive Gefahrenevaluierung, die verpflichtende Bestellung von Sicherheitsvertrauens-
personen und Sicherheitsfachkräften sowie umfassende Regelungen über Arbeitsstätte, Arbeits-
mittel, Arbeitsstoffe, etc. verdienen hervorgehoben zu werden248.  Den größten heimischen 
Schock hat, weil dieser judikative Einschlag ein dienst- bzw. besoldungsrechtliches wesentliches 
Strukturmerkmal des Öffentlichen Dienstrechts betraf, die Entscheidung des EuGH ausgelöst, in 
der dieser den Ausschluss von Vordienstzeiten, die vor dem 18. Geburtstag gelegen sind, bei der 
Anrechnung für den Vorrückung in höhere Bezüge als Diskriminierung aufgrund des Alters und 
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damit als gemeinschaftsrechtswidrig erachtete249. Für eine kurze Zeit war nicht klar, ob das Be-
soldungssystem nicht gänzlich reformiert werden müsste; der Gesetzgeber hat aber letztlich 
einen Weg gefunden eine europarechtskonforme und dennoch kostenneutrale Lösung zu etablie-
ren. 
Die wesentlichen Einflüsse des Gemeinschaftsrechts gründeten sich auf dem Postulat der Frei-
zügigkeit des Personenverkehrs und der Niederlassungsfreiheit, die eine Gleichbehandlung von 
Bürgern eines sonstigen EU-Mitgliedsstaates mit österreichischen Bediensteten forderten. We-
sentliche Faktoren bildeten auch verschiedene Richtlinien wie die Antidiskriminierungsrichtli-
nie, die in ihrer Urform lediglich die geschlechtsspezifische Diskriminierung, nunmehr aber 
auch die Diskriminierung aus rassischen, religiösen, sexuellen oder weltanschaulichen Gründen 
verbietet, die Altersdiskriminierungsrichtlinie oder die Arbeitszeitrichtlinie, um nur zwei als 
pars pro toto zu nennen. Grundsätzlich ist anzumerken, dass durch das Gemeinschaftsrecht das 
grundlegende System des nationalen Dienstrechts nicht aufgebrochen wurde. 
 
3.12. Die Bundeshaushaltsreform: 
Einen weiteren wesentlich von der EU inspirierten und den Ideen des NPM verhafteten Ansatz 
bildet die Reform des österreichischen Haushaltsrechts, die in zwei Teilschritten (1.1.2009 u. 
1.1.2013) umgesetzt wird und letztlich eine Dezentralisierung der Budgetverantwortung bei 
gleichzeitiger Zusammenführung der Entscheidungs- und Budgetverantwortung durch Global 
Budgeting, eine verstärkte Wirkungsorientierung verwendeter Ressourcen sowie einer Verlänge-
rung des Planungshorizonts durch Finanzrahmengesetze mit einer Laufzeit von 4 Jahren250. Be-
reits im Jahre 1999 wurde eine punktuell wirkende Reform des Bundeshaushaltsrechts durch 
Schaffung der Rahmenbedingungen der sog. Flexibilisierungsklausel251 umgesetzt, die in einer 
Erprobungsphase Pilotprojekte ermöglichen sollte: Erstmals wurde es ermöglicht, dass ausge-
wählte Organisationseinheiten in eigenverantwortlichem Wirtschaften über das Budgetjahr hin-
aus Reserven und Rücklagen bilden oder sich in eng begrenztem Rahmen „verschulden“ indem 
auf zukünftige Budgetmittel vorgegriffen wird. Damit sollte eine stärkere Flexibilität und Er-
gebnisverantwortung erreicht werden. Begleitend wurde ein Beirat als Controllinginstanz einge-
richtet und zu Controllingzwecken auch ein Berichtswesen etabliert. Kern der Regelung bestand 
darin, dass ein erwirtschafteter Überschuss, d.h. die Menge Geldes, die am Ende des Budgetjah-
res überblieb, nicht wiederum gänzlich an den Gesamthaushalt zurückfällt, sondern zumindest 
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ein Teil davon der Organisationseinheit als Rücklage verbleibt und von dieser im nächsten 
Budgetierungszeitraum für ihre Aufgabenerfüllung im Rahmen der ihr gegenüber definierten 
Ziele verwendet werden kann. Im Rahmen dieser gesetzlich eröffneten Freiräume können auch 
Prämien an Bedienstete der OrgE nach einem zu bestimmenden Verfahren, das Verteilungs-
schlüssel und Verteilungskriterien beinhaltet, vom Leiter der OrgE vergeben werden252. 
 
 
15. Conclusio: 
 
Die Entwicklung des Berufsbeamtentums und insbesondere die Entwicklung der für diese gel-
tenden dienstrechtlichen Regeln in der II. Republik kann nicht ohne weitgreifenden historischen 
Rückblick auf die Anfänge des Berufsbeamtentums am Beginn der Neuzeit systematisch erfasst 
werden. Es hat sich im Verlaufe dieser Arbeit gezeigt, dass die Kernelemente des Dienstrechts 
sich evolutionär herausgebildet und verfestigt haben und diese Entwicklung parallel mit organi-
sationssoziologischen Entwicklungen und Vertiefungen verlief, die einerseits in der Herausbil-
dung von Behörden und Ämtern mit feststehendem, klar umrissenen Aufgabenbereich anderer-
seits mit der Verschachtelung bzw. Zuordnung dieser Institutionen in ein System der Ober- und 
Unterordnung mit klar umrissenen Verantwortlichkeiten und Anordnungs- sowie Kontrollbe-
fugnissen. Dieses organisatorische System entwickelte sich unter dem feudalistischen Gesell-
schaftssystem, in dem der Feudalherr an der Spitze stand und dessen vordringlichstes Interesse 
auf die Durchsetzung seiner Verwaltungsanordnungen gerichtet war. Die organisatorische Ver-
dichtung war verbunden mit einer stetigen Ausweitung des Machtbereiches und damit der Zu-
ständigkeiten der Landesfürsten. Gegenpol dieser Entwicklung bildeten über lange Zeit die Feu-
dalstände, die dieser Ausweitung aus Eigeninteresse und Sorge um eigenen Machterhalt so lange 
als möglich Widerstand leisteten. 
Mit dem Niedergang der Stände, nicht zuletzt durch das Aufkommen und die Ausweitung der 
Geldwirtschaft, der industriellen Revolution und des Kapitalismus, schwand auch deren Einfluss 
und beseitigte Reibungsverluste im System. Der Amtmann war fürderhin nicht mehr zwingend 
adelig, sondern stand diese Funktion nunmehr auch der aufkommenden Bürgerschaft offen. Die-
sen kamen die zunehmenden Anforderungen an das Fachwissen, das die zunehmende Auswei-
tung und Vertiefung der Komplexität staatlicher Verwaltungshandlungen mit sich brachte, einen 
unschätzbaren Vorteil gegenüber dem konkurrierenden Adel. Der maßgebliche Unterschied 
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zwischen dem Adel und dem neu hinzutretenden Bürgertum lag aber in der a priori nicht gege-
benen existenziellen Absicherung des Bürgers, während der Adelige seine Existenz aus den 
Einkünften eigenen Vermögens bestritt und den Erlös aus der Amtsführung zur Vermehrung 
seines Vermögens und seines Einflusses nutzte. Die ursprünglichen „Dienstverhältnisse“ be-
standen daher in Anlehnung an das Lehenssystem in der Form von Teilpachtverhältnissen. Da-
bei übernahm der Amtsinhaber gewisse Aufgaben wie Steuereintreibung oder den Bau von Stra-
ßen verbunden mit dem Recht diese zu bemauten auf eigene Rechnung und lieferte entweder 
einen vereinbarten Fixbetrag oder einen nach seinem Abzug seines Anteil verbleibenden Über-
schuss an den Landesfürsten ab. Für den bürgerlichen Beamten allerdings war die Frage der 
Existenzsicherung elementar mit der auszuübenden Tätigkeit verknüpft, die regelmäßige Lohn-
zahlung wurde mehr und mehr üblich. Für den Herrschenden lag der Vorteil in der deutlich en-
geren Bindung und Beherrschbarkeit des Verwaltungsstabes an seine Person, die nicht mehr in 
den alten Strukturen der Lehenspyramide verhaftet war, sondern durch die Angewiesenheit auf 
regelmäßige Lohnzahlung leichter zu kontrollieren und den Herrscherinteressen unterzuordnen 
waren. Gleichwohl anfangs „unterprivilegiert“ bekleideten die Beamten neuen Typs bzw. neuer 
sozio-ökonomischer Herkunft aber doch einerseits elementare und für den reibungslosen Ablauf 
staatlicher Verwaltung unbedingt erforderliche Funktionen, andererseits war für eine ordnungs-
gemäße Erfüllung dieser Funktionen ein vertieftes Fach- und letztlich Dienstwissen erforderlich, 
dass nur durch langdauernden Vorbildung für die Funktion und Ausbildung sowie Erfahrung in 
der Funktion bzw. innerhalb des sozialen Systems der Staatsverwaltung angeeignet werden 
konnte. Dies behinderte aber die Austauschbarkeit der Amtsinhaber wesentlich und brachte die-
se wiederum in eine immer günstigere Machtposition gegenüber ihrem Dienstherrn um ihre 
Interessen zu verfolgen. 
Langsam aber doch verbesserten sich die Löhne und wurde schließlich auch eine Alterssiche-
rung durch Alimentationszahlungen im Falle der Dienstunfähigkeit die Regel. Erst als die Ideen 
der Aufklärung ihren gesellschaftlichen Niederschlag fanden, begann der Prozess der Verschrift-
lichung dienstrechtlicher Rahmenbedingungen und Normen, von Rechten und Pflichten und 
somit die langsame Zähmung herrschaftlicher Willkür. 
Kurz nach der Zulassung der Gründung von Vereinen als freie Zusammenschlüsse Gleichinte-
ressierter, wurde diese neue institutionelle Organisationsform auch von Beamten aufgegriffen. 
Anfangs nur als reine Solidargemeinschaft zur – kollektiv organisierten – gegenseitigen Unter-
stützung konzipiert, richtete sich der Fokus gebündelten kollektiven Wirkens auf den Dienstge-
ber. Versammlungen wurden abgehalten, anfangs Petitionen, später Forderungen an den Kaiser 
bzw. spätere demokratische Regierungen gerichtet. Krönung dieser Bestrebungen war die Erlas-
sung der Dienstpragmatik in Gesetzesrang im Jahre 1914, der ersten umfassenden Regelung der 
Rechte und Pflichten der Beamten der allgemeinen Verwaltung. Die streng hierarchische Struk-
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tur des Verwaltungsaufbaus schlug sich auch im Rangklassensystem des Dienst- und Besol-
dungsrechts nieder, das nach den Kriterien der Vorbildung und des Dienstalters dem Bedienste-
ten einen Dienstrang zuwies, der für die Eingliederung ins System und die Verteilung von Res-
sourcen und Benefizien wie Urlaub, Gehalt, etc. bestimmend war. Organisationssoziologisch 
betrachtet prägte das System Autonomie und Abgrenzung nach außen. Zur Selbstreinigung wur-
de das Institut des Disziplinarrechts entwickelt, das mit festgelegen Verfahrensabläufen und 
Verteidigungsrechten des Beschuldigten ausgestattet wurde. Zur Entscheidung über dienst- und 
disziplinarrechtliche Angelegenheiten und Streitigkeiten wurden Kommissionen eingerichtet, 
effektiver Zugang zu Gerichten wurde den Beamten aber nicht eingeräumt! Die integrative und 
egalisierende Entwicklungstendenz zeigte sich daran, dass nicht nur sämtliche Beamte sondern 
auch die Amtsdiener in die Dienstpragmatik aufgenommen wurden und ihr Dienstverhältnis 
nach den gleichen Grundprinzipien wie lebenslange Anstellung, Disziplinarrecht und hierarchi-
sche Abstufung geformt und ausgestaltet wurde. Es dauerte keine 10 Jahre – allerdings lag da-
zwischen ein Weltkrieg, der Untergang der Monarchie und die Ausrufung der Republik – und 
die Amtsdienerschaft wurde in den Beamtentopos integriert. 
Die Grundstruktur des bürokratischen Systems überdauerte die revolutionären Umbrüche nahezu 
unbeschadet. Der Übergang zur pluralistischen Parlamentsdemokratie brachte den Beamten auf-
grund ihrer großen Anzahl als Wählergruppe das Interesse der Parteien und eine weitere Ver-
rechtlichung ihrer Positionen. Trotzdem kam die (Weiter-)Entwicklung in der I. Republik etwas 
ins Stocken. Die Gründe lagen im chronischen Geldmangel der jungen Republik aufgrund der 
Kosten des Wiederaufbaues in Verbindung mit der daniederliegenden Wirtschaft, der in den 
30er Jahren einsetzenden Weltwirtschaftskrise, der stetig extrem hohen Inflation und der alsbal-
digen Radikalisierung gesellschaftlicher Strömungen, die in der Ausschaltung der Demokratie 
1933 und letztlich dem Anschluss Österreichs in das 3. Reich 1938 mündete. Die rechtlichen 
Veränderungen in der Zeit der bis 1933 währenden demokratischen Phase waren geprägt durch 
eine weitere Angleichung und Nivellierung von Standesunterschieden in den dienst- und besol-
dungsrechtlichen Bereichen, aber auch von drastischen Personalabbaubestrebungen, wobei die 
Auswahl der Abzubauenden einer Kommission vorbehalten war an der die Interessensverbände 
der Beamten maßgeblich beteiligt waren. 
Der autoritäre Ständestaat brachte einen drastischen Rückfall im Bereich der Rechtsstaatlichkeit, 
auch wenn interessanterweise rechtsstaatliche Verfahrensstrukturen dem Anschein nach auf-
rechterhalten oder neu geschaffen wurden. Beispielsweise wurde das Bundeskanzleramt ermäch-
tigt Beamte „aus Gründen der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicher-
heit“ ihres Amtes zu entheben, wobei den Betroffenen allerdings ein „Rechtszug“ an eine beim 
Bundeskanzleramt eingerichtete Kommission eingeräumt wurde. In der Zeit von 1938 bis 1945 
ruhte das eigenständige österreichische Berufsbeamtentum infolge der Eingliederung Öster-
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reichs in die das 3. Reich und die Übernahme des deutschen Beamtendienstrechts, das aber in 
seinen wesentlichen Eckpunkten aufgrund der jahrhundertelangen, gleichlaufenden Entwicklung 
unter sehr ähnlichen Rahmenbedingungen sehr ähnlich gestaltet war, von spezifisch national-
sozialistischen Einsprengungen wie der Aussonderung bestimmter Bevölkerungsgruppen aus 
„rassischen“ Gründen abgesehen. Die rechtlichen Rahmenbedingungen des Dienstverhältnisses 
mussten aber inhaltlich nicht gravierend verändert werden.  
Die Wiederherstellung eines unabhängigen, rechtsstaatlichen Österreichs im Jahre 1945 brachte 
ein umfassendes Bekenntnis zur demokratischen Staatsform und das Bewusstsein, dass demo-
kratisches Denken und Wirken die Gesellschaft als Ganzes durchdringen muss, um Bestand zu 
haben und Greul wie den Holocaust oder die beiden Weltkriege zu verhindern. Gleichzeitig 
wurde der Ausbau des Wohlfahrtstaates als Mittel erkannt, um durch die materielle und soziale 
Absicherung der Bürger und damit einhergehenden sozialen Frieden als Unterbau die demokra-
tische Staatsform dauerhaft abzusichern. Mit dem Ausbau des Wohlfahrtsstaates war eine Aus-
weitung der Aufgaben staatlicher Verwaltung direkt verknüpft. Der Ausweitung staatlicher Auf-
gaben folgte auch ein gesteigerter Personal- und Budgetaufwand. Die nicht zuletzt aufgrund der 
aus dem ERP-Programm lukrierten Wiederaufbauhilfen und der relativ rasch anspringenden 
Wirtschaft eintretende Phase hochkonjunktureller Entwicklung brachte im privaten Sektor nahe-
zu Vollbeschäftigung und damit verbunden stark steigende Löhne und Inflation. Dies allerdings 
führte wiederum zu verstärkten Budgeteinnahmen des Staates. Gleichzeitig waren die gesetzlich 
geregelten und deutlich unflexibleren Gehälter der Beamten gegenüber denjenigen des privaten 
Sektors aber bereits deutlich ins Hintertreffen geraten. Beginnend in den 60er Jahren wurden 
langfristige Gehaltsabkommen zwischen Gewerkschaft und Regierung mit dem Ziel der Ein-
kommensangleichung abgeschlossen. Einerseits war die Budgetlage aufgrund sprudelnder Ein-
nahmen günstig, zweitens bildet der private Konsum eine wesentliche ökonomische Stütze des 
Wohlfahrtsstaates, der dadurch nachhaltig gestützt werden sollte und drittens war es eine Mög-
lichkeit die Beamtenschaft als Wählergruppe zu umwerben. Unter Kreisky wurde noch eine 
Reform der Einstiegsgehälter durchgeführt, die simpel darin bestand die ersten zwei Gehaltsstu-
fen zu streichen, sodass im 1. Dienstjahr bereits mit einem Gehalt begonnen wurde, welches 
vormals erst im 5. Dienstjahr erreicht wurde. Eine der Stützen des Wohlfahrtsstaates bildet in 
volkswirtschaftlicher Hinsicht der private Konsum und dieser Logik folgend wurden erstmals 
die Öffentlich Bediensteten, denen in ihrer historischen Entwicklung ihr Sozialprestige infolge 
ihrer Machtstellung, nicht aber aufgrund ihrer ökonomischen Potenz zukam, finanziell besser 
gestellt und an den florierenden privaten Sektor angeglichen, um die Kaufkraft und Inlandsnach-
frage zu stärken. 
Ein wesentlicher Schritt der Demokratisierung der Berufswelt der Beamten wurde schließlich 
durch das Bundes-Personalvertretungsgesetz im Jahre 1967erreicht. Dieses regelt die kollektive 
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Partizipation von der Kollegenschaft frei gewählter Vertrauensleute (Personalvertreter) an den 
Dienststellen und ermöglicht unterschiedliche Intensitäten der Teilhabe, die von einem Anhö-
rungsrecht bis zu einem (letztlich aber suspensiven) Vetorecht reichen. Für den privaten Sektor 
wurden aber bereits Anfang der 20er Jahre des 20. Jahrhunderts entsprechende Rechte der kol-
lektiven Mitgestaltung durch das Betriebsrätegesetz erreicht. Die abgrundtiefe Skepsis politi-
scher Entscheidungsträger in einem demokratisch verfassten Gemeinwesen betreffend die Ein-
räumung entsprechender Möglichkeiten der Partizipation an ihren Mitarbeiterstab, erklärt sich 
aus der (scheinbaren) Inkompatibilität des immer noch streng hierarchisch strukturierten Sozial-
systems der Verwaltungsbürokratie mit einer Differenzierung und Aufteilung von Funktionen 
der Machtausübung und damit der Herrschaft, auf verschiedene Akteure dieses Systems. Grund-
sätzlich ist die Einschätzung natürlich zutreffend, dass autoritäre und demokratische Strukturen 
sich ausschließen und autoritäre und partizipatorische Elemente innerhalb eines Systems in ei-
nem Widerspruch stehen, der sich erst durch eine ausgewogene Zuteilung dieser Elemente in-
nerhalb des Systems und einen Gewöhnungs- und Erfahrungseffekt der innerhalb dieses Systems 
Interagierenden zwar nicht gänzlich auflöst, aber letztlich die Kohärenz und Funktionalität des 
Gesamtsystems nicht beeinträchtigt. Im diachronen Verlauf betrachtet setzt die rechtliche Ent-
wicklung im Rahmen der Partizipation sowie der Rechtsverfolgung an sich deutlich vermehrt 
auf die Einräumung der Möglichkeit der Partizipation in prozessualen Abläufen als der Einräu-
mung klarer Rechtsansprüche. So waren bereits im 19 Jahrhundert Beschwerdemöglichkeiten 
gegen Entscheidungen eines Vorgesetzten vorgesehen. Zur Entscheidung über dienstliche Ange-
legenheiten wurden Kommissionen wie Disziplinarkommissionen, Qualifikationskommissionen 
eingerichtet. Die tatsächliche rechtliche Stellung der Betroffenen war aber bescheiden. Insbe-
sondere war lange charakteristisch, dass diese prozessualen Abläufe innerhalb des bürokrati-
schen Systems verblieben und mit Ebenen und Institutionen des gesellschaftlichen Gesamtsys-
tems keine Schnittstellen aufwiesen: Im Bereich des Disziplinarrechts, ein paradigmatisches 
Charakteristikum des Berufsbeamtentums, bildete von jeher die Entlassung und damit der Ver-
lust sämtlicher Versorgungsansprüche die schwerste Form der Bestrafung. Zur Entscheidung 
wurden bereits im 19. Jahrhundert Disziplinarkommissionen und Disziplinaroberkommissionen 
in einem mehrschichtigen, hierarchischen Subsystem des bürokratischen Systems berufen. Erst 
im Jahre 1975 allerdings wurde durch eine Verfassungsnovelle die Zuständigkeit des Verwal-
tungsgerichtshofes auf Disziplinarangelegenheiten von Beamten des Bundes, der Länder und 
Gemeinden erweitert. Erst zu diesem Zeitpunkt wurden Entscheidungen der Disziplinarbehörden 
unter die vollinhaltlich nachprüfende Kontrolle eines unabhängigen (Höchst-)Gerichtes gestellt 
und ein eklatantes Missverhältnis an Rechtsstaatlichkeit im Dienstrecht der pragmatisch Be-
diensteten im Vergleich zum Arbeitsrecht der im privaten Sektor, aber auch zu den bei Gebiets-
körperschaften vertraglich Beschäftigten beseitigt. Auch hier zeigt sich eine Annäherung des 
Bürokratiesystems an das dieses umgebende Gesamtsystem durch ein Aufbrechen autonomer, in 
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sich geschlossener Kreisläufe durch institutionelle Verklammerung mit judikativen Institutionen 
des Gesamtsystems zumindest auf oberster, und damit aufgrund legal-autoritativer Wirksamkeit 
höchsten Stufe.  
Eine systemische Verdichtung erfuhr der Bereich des Wissensmanagements ebenfalls 1975. 
Durch die Begründung der Verwaltungsakademie wurde eine Institution geschaffen, die das 
wesentliche Element des bürokratischen Fachwissens nunmehr zentral verwalten, vermitteln und 
durch Verwaltungsforschung vertiefen sollte. Bis dahin wurde der Bereich der Wissensvermitt-
lung und Ausbildung selbständig und unkoordiniert von den einzelnen Ressorts organisiert bzw. 
partizipierten Bundesbedienstete auch an Ausbildungseinrichtungen anderer Gebietskörper-
schaften. An diesem Schritt wiederum zeigt sich eine Tendenz zur Integration und Selbsterfül-
lung für den Systemerhalt wesentlicher Grundvoraussetzungen durch Zentralisierung und Kom-
petenzverdichtung. Insbesondere die Gründungsintention der Schaffung einer Kaderschmiede 
durch die Verknüpfung von Forschung und Lehre wurde aber letztlich nicht verwirklicht. Inner-
organisatorisch brachte diese Zeit eine Aufweichung der bislang starren Grenzen dienst- und 
besoldungsrechtlicher Hierarchie, die durch die strikte systemische Verankerung des Vorbil-
dungsprinzips bedingt waren. Entschied bislang der vor Diensteintritt erworbene Bildungsgrad 
über die rang- oder dienstklassenmäßige Einstufung und damit über den weiteren Karrierever-
lauf, so wurde nunmehr durch die Bereitstellung von Aufstiegskursen im Dienstverhältnis die 
Möglichkeit eingeräumt Hierarchieebenen zu überwinden. Die intrasystemische Betrachtung 
zeigt hier eine weitere Entwicklung der Egalisierung beruflicher Möglichkeiten und Chancen 
Machtpositionen und bessere Besoldung zu erlangen. 
Die 1990er Jahre brachten den Wohlfahrtstaat europäischen Zuschnitts zunehmend in Bedräng-
nis. Das in vorangegangenen Zeiten aufgrund satter Budgeteinnahmen angewachsene staatliche 
Leistungsspektrum erschien nicht mehr finanzierbar und richtete sich der Fokus im Rahmen der 
Verwaltungsreformdiskussion zunehmend auch auf den Bereich des Dienstrechts des Öffentli-
chen Dienstes unter dem Schlagwort Leistungsorientierung. Die Besoldungsreform 1995 brachte 
eine Abkehr vom althergebrachten System der Dienstklassen durch eine, zumindest in der Inten-
tion, arbeitsplatz- und damit tätigkeitsbezogene Bewertung und Entlohnung der Arbeitsleistung 
des Bediensteten, wobei aber nicht die tatsächliche Arbeitsleistung des Bediensteten, sondern 
das gewichtete Anforderungsprofil des Arbeitsplatzes als Ankerpunkt der Bewertung gesetzt 
und die besoldungsrechtlichen Auswirkungen auf den Bediensteten nunmehr als unmittelbare 
Reflexwirkung des von ihm innegehabten Arbeitsplatzes ausgestaltet wurde. 
Ende der 1990er und am Beginn der 2000er Jahre setze eine komplexe Entwicklung ein, die im 
Rahmen des Reformkonzepts des New Public Managements verortet werden kann und unter der 
strategischen Ausrichtung einer Deregulierung des Öffentlichen Dienstes verfolgt wurde. Durch 
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Ausgliederungen wurden ganze Organisationseinheiten samt dazugehöriger Bediensteter aus 
dem Systemkomplex der Bundesverwaltung herausgelöst und großteils in Rechtsformen des 
Privatrechts im privaten Sektor platziert, um in einem wettbewerbsorientierten Umfeld mit be-
triebswirtschaftlichen Instrumentarien zu reüssieren. Unter einem wurden aber auch Maßnah-
men im Kernbereich der Hoheitsverwaltung gesetzt, die diesem strategischen Konzept folgten. 
Zahlreiche Kompetenzen wurden auf die einzelnen Ressorts bzw. deren nachgeordnete Dienst-
stellen übertragen; so wurde die Ausbildung der Bediensteten wiederum den einzelnen Zentral-
stellen überantwortet, Entscheidungskompetenzen in Dienstrechtsangelegenheiten wurden an 
nachgeordnete Dienststellen übertragen. Flexi-klauseln wurden Möglichkeiten des eigenverant-
wortlichen „Wirtschaftens“ von Systemeinheiten mit Belohnungseffekt bei sparsamen Ressour-
ceneinsatz geschaffen. Die Einführung von verpflichtenden Mitarbeiter- und Teamarbeitsge-
sprächen auf der Ebene des Personalmanagements, in denen zwischen Vorgesetzten und Be-
diensteten Leistungsanalysen und Zielvereinbarungen getroffen werden, bildet, zumindest an-
hand der Vorgaben, einen markanten systemischen Einbruch in die hierarchische Verwaltungs-
kultur, der allerdings seine demokratisierende Kraft erst entfalten muss. 
 
Die anfangs getroffenen Hypothesen und Grundannahmen können nach methodischer Bearbei-
tung des Themengebietes folgendermaßen verifiziert bzw. falsifiziert werden: 
Die Veränderungen im Bereich des Dienstrechts bzw. der sozialen Regeln, die das dienstliche 
Verhalten der Bediensteten bestimmen, verliefen weitgehend fließend und erfolgten keine revo-
lutionären Umbrüche im Sinne eines abrupten Systemwechsels. Die Veränderungen bahnten 
sich längerfristig an, oft wurden aus einer zunehmenden Anzahl von Einzelfällen schließlich 
generelle Regelungen. Institutionelle Reformen, wie die Schaffung neuer Behörden, zeigen vor 
allem am Beginn des Untersuchungszeitraums deutlich größere Umbrüche. Auch wenn im Un-
tersuchungszeitraum durchaus Veränderungen mit gravierenden Auswirkungen zu konstatieren 
sind, so habe sich diese stets in das bestehende System eingefügt und dieses modifiziert. Revolu-
tionäre Umbrüche, im Sinne eines Systemwechsels zeigen sich im Dienstrecht im Untersu-
chungszeitraum nicht. Die unter dem Einfluss der Verwaltungsreformideen des NPM erfolgten 
Veränderungen weisen zwar in ihrer Stoßrichtung in die Richtung eines gänzlichen Systemb-
ruchs, haben einen solchen aber nicht bewirkt.  
Im historischen Ablauf zeigt sich deutlich eine zunehmende Vervielfachung und Verdichtung 
dienstrechtlicher Normen. Dies zeigt sich einerseits an der quantitativen Zunahme der Vorschrif-
ten, die die Rechtsstellung, den Aufgabeninhalt sowie den Modus der Aufgabenerfüllung regeln 
als auch in qualitativer Hinsicht betreffend die Regelungstiefe dieser Vorschriften. Im Laufe der 
Zeit haben sich komplexe prozessuale Abläufe, insbesondere zur intrasystemischen Konfliktlö-
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sung und Interessensausgleichs durch Partizipation und partizipatorische Koordination entwi-
ckelt, die, einmal eingeführt, sich allerdings kaum weiter verdichtet haben. 
Die Entwicklung des Dienstrechts zeigt deutliche Tendenzen einer Demokratisierung. Dies zeigt 
sich schon in einer sukzessiven Verbesserung der subjektiven Rechtsstellung des Bediensteten. 
Dies kann bereits an einer zunehmenden Verrechtlichung der Regeln, die Rechte und Pflichten 
der Bediensteten definieren, festgestellt werden. Waren die Bediensteten anfangs der Willkür 
des Fürsten unterworfen, so gelang es ihnen diesen Zustand Schritt für Schritt zu ihrem Gunsten 
zu verändern. Dies erfolgte anfangs durch schlichte schriftliche Erfassung dieser Regeln, die für 
die Behandlung von Bediensteten üblich geworden waren, später durch Erlassung eines genau 
definierten Kataloges von Rechten und Pflichten in einem allgemeingültigen, parlamentarischen 
Normsetzungsverfahren. Die Erlassung der Dienstpragmatik im Jahre 1914 war ein solcher Er-
folg, weil erstmals diese Rechte und Pflichten, sowie das Verfahren bei Pflichtverletzungen 
(Disziplinarverfahren) im Gesetzesrang festgehalten wurden. Im Gegensatz zu Verordnungen, 
die vom Kaiser allein erlassen werden konnten, bedurfte es der Zustimmung beider Häuser des 
Reichsrates um ein Gesetz zu erlassen. Dies war daher ein bedeutender Schritt in Richtung einer 
Verfestigung der Rechtsposition der Bediensteten, da auch eine Abänderung dieser Bestimmun-
gen nur auf demselben Wege erfolgen konnte. Mit der Zulassung von Vereinsgründungen wurde 
dieses Instrument auch von den Beamten genutzt, um ihre Interessen zu definieren und anfangs 
Petitionen, später Forderungen an die Entscheidungsträger heranzutragen. Zunehmend wurden 
den Bediensteten auch Möglichkeiten der effektiven Verfolgung ihrer rechtlichen Interessen in 
prozessualen (Verfahrens-)Abläufen eingeräumt und sukzessive auch der Kontrolle der Ge-
richtsbarkeit unterworfen. Die Einrichtung eines geregelten Disziplinarverfahrens, das dem Be-
schuldigten weit reichende Verteidigungsmöglichkeiten zugestand, war ein großer Fortschritt. 
Ein Bediensteter konnte nicht mehr sang- und klanglos aus dem Dienstverhältnis entfernt wer-
den, sondern durfte sich gesetzlich verbriefter Rechte bedienen, um seine Unschuld zu beweisen. 
Der Bedienstete wurde durch den Ausbau und die Verfestigung seiner Rechte zu einem immer 
selbstbewussteren Teilnehmer in der sozialen Interaktion. Nach Anfangserfolgen gerieten die 
Demokratisierungstendenzen in der Zeit der ersten Republik etwas ins Stocken: Zwar erfolgten 
anfangs wichtige Schritte der Egalisierung, so wurde die Bedienstetengruppe der Dienerschaft 
aufgelassen und in die Gruppe der Beamten übergeführt und hatte dies nicht nur eine Erhöhung 
des Sozialprestiges der betroffenen Diener zur Folge, sondern auch eine rechtliche Aufwertung 
ihrer Position, da somit auch gravierende Schlechterstellungen beseitigt wurden. So war ur-
sprünglich bei einer Entlassung eines Dieners keine Berufung an die Disziplinaroberkommission 
möglich. Auch durch die Erlassung des Allgemeinen Verfahrensgesetzes wurden erstmals Best-
immungen über prozessuale Abläufe in Angelegenheiten der staatlichen Verwaltung, in denen 
der Staat den Bürgern gegenübertritt und diese als Berechtigte oder Betroffene Partei in einem 
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Verfahren sind, festgelegt und den Bürgern unter gewissen Voraussetzungen Rechte und Pflich-
ten als Partei eingeräumt. Davon profitierten auch die Beamten bei der Geltendmachung ihrer 
Rechte, da nunmehr auch für diese Geltendmachung durch das AVG Verfahrensrechte für die 
Beamten als Partei und Verfahrenspflichten für die entscheidende Behörde eingeräumt wurden. 
Zusätzlich wurden diese Erledigungen, die in Form von Bescheiden ergehen, der Kontrolle des 
Verwaltungsgerichtshofes unterworfen, sodass auch hier eine Bindung der (Selbst-)Verwaltung 
des Staates an die Gerichtsbarkeit als dritte Gewalt institutionalisiert wurde. Vor dem Hinter-
grund des sich aufschaukelnden politischen Klimas und der gesamtgesellschaftlichen Polarisie-
rung erfolgte aber kein weiterer Ausbau demokratischer Rechte, ja kam es in der Zeit des autori-
tären Ständestaates zu einem Rückbau rechtstaatlicher Institutionen. Aber die Zeit von 1934 bis 
1945 und insbesondere die Zeit von 1938 bis 1945 birgt vor dem Hintergrund des Forschungsin-
teresses ohnehin wenig heuristischen Wert, da es sich bei den beiden diese Zeit prägenden poli-
tischen Systemen um dezidiert antidemokratische Systeme bzw. diktatorische Staatsformen han-
delte. 
Die Wiedererrichtung der II. Republik brachte ein umfassendes Bekenntnis zu einer demokrati-
schen Staatsform und einer demokratischen Gesellschaftsordnung. Diese Demokratisierung soll-
te alle Lebensbereiche erfassen, ein wichtiger Aspekt war auch derjenige des Öffentlichen 
Dienstes. Ein wesentlicher Aspekt dabei war die gesetzliche Verbriefung kollektiver, „innerbe-
trieblicher“ Mitwirkungsrechte von frei gewählten Personalvertretungsorganen in zahlreichen 
das Dienstverhältnis und das Arbeitsumfeld berührenden Bereichen. Von der Dienstplanerstel-
lung, für die sogar die Zustimmung der Personalvertretung erforderlich wurde, bis hin zur Ein-
leitung eines Disziplinarverfahrens oder der Einführung neuer Arbeitsmethoden wurde die Mit-
wirkung vorgesehen. Die einzelnen Bediensteten erhalten auf diesem Wege die Möglichkeit, 
ihre dienstlichen Anliegen einem Personalvertreter vorzutragen und kann die Angelegenheit 
letztlich auf diesem Wege bis zum Minister bzw. zur Ministerin gebracht werden. Neben dem 
allgemeinen, die Amtshierarchie prägenden Dienstweg wurde hier ein zweiter prozessualer Zu-
gang geschaffen, der den Bediensteten die Möglichkeit bietet, Gehör zu finden und ihr, oft recht-
lich nicht durchsetzbares Anliegen vorzubringen. Eine Beschwerdemöglichkeit der Bediensteten 
an eine aus 3 Berufsrichtern, je einem Dienstgeber- und einem Dienstnehmervertreter bestehen-
den Kommission, ermöglicht sogar hier eine nachprüfende Kontrolle der Tätigkeit der Personal-
vertretung. Diese Kommission kann aber auch nach Anrufung durch ein PV-Organ verbindlich 
feststellen, dass ein Dienstgeberorgan, die Regeln des PVG nicht eingehalten hat. Die Wahl 
dieser Organe erfolgt auf Basis des allgemeinen, geheimen, gleichen Wahlrechts sämtlicher 
Bediensteter, ursprünglich alle 4, nunmehr alle 5 Jahre. Dies bedingt auch eine umfassende 
Wahlwerbung der kandidierenden Wählergruppen, die nach der Wahl bestrebt sind, ihre Wahl-
versprechen umzusetzen. Die ursprünglich signifikante Spiegelung der beiden gesellschaftlich 
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relevanten Großparteien in den Wahlergebnissen und Zusammensetzungen der PV-Organe, 
wandelte sich ab Beginn der 1990er Jahre wiederum in Relation zum Aufstieg neuer (Die Grü-
nen) bzw. in der II. Republik bislang dahindümpelnder (FPÖ) Parteien. Auch die Deklarations-
bereitschaft einer Wählergruppe zu einer Partei nahm stetig ab, vielmehr kam es zu einem deut-
lichen Anstieg sog. unabhängiger Namenslisten. Der Austausch und Informationsfluss zwischen 
den Wählergruppen und den korrelierenden Parteien funktioniert ausgezeichnet und erhalten 
diese immer wieder Unterstützung indem sie bestimmte Themen wie Personalentscheidungen, 
etc. im Rahmen von Pressekonferenzen oder parlamentarischen Anfragen öffentlich machen. 
Weitere Merkmale einer Demokratisierung finden sich in der Einräumung eines Instanzenzuges 
an den Verwaltungsgerichtshof auch in Disziplinarangelegenheiten. Damit wurden auch in die-
sem Bereich getroffene Maßnahmen der nachprüfenden Kontrolle eines unabhängigen Höchst-
gerichtes unterstellt. Auch hier zeigt sich eine Selbstbeschränkung staatlicher Verwaltungsmacht 
durch Stärkung des demokratischen, rechtsstaatlichen Prinzips. 
Weitere Partizipationsmöglichkeiten brachten die unter dem Einfluss des NPM stehenden Ver-
änderungen Ende der 1990er, die dem Bediensteten das Recht aber auch die Pflicht einräumen, 
sich mit seinem Vorgesetzten einmal jährlich über die eigene Leistung, berufliche Fortbil-
dungswünsche, etc. auszutauschen und Vereinbarungen zu treffen. Der Prozess der dadurch in 
Gang gesetzt werden soll, betrifft einen wesentlichen Demokratisierungsaspekt im Rahmen der 
Betriebskultur: Der Bedienstete soll vom hoheitlichen Vollzugsorgan in streng hierarchischer 
Weisungspyramide zu einem aktiven und verantwortlichen Mitglied im Verwaltungskörper wer-
den, der sich insbesondere in die Planung des organisatorischen Ablaufs einbringt, Verbesse-
rungsvorschläge bringt und sich als Teil der Organisation mitdenkt.  
Der Beitritt zur Europäischen Union brachte zahlreiche Anpassungen des nationalen Dienst-
rechts, die aber keine wesentlichen Umbrüche in der Systematik bedeuteten. Die Anpassungen, 
die Aufgrund der Verordnungen, Richtlinien oder der diesbezüglichen Rechtsprechung des Eu-
ropäischen Gerichtshofs erforderlich waren, wirkten sich durchwegs zum Vorteil der Bedienste-
ten aus. Diese Einflüsse bewirkten aber auch eine Angleichung der Dienstrechte der einzelnen 
Mitgliedstaaten in den betroffenen Punkten auf europäischer Ebene und stehen daher vermutlich 
am Beginn einer Vereinheitlichung dieser nationalen Systeme. Für den Forschungsfokus der 
Demokratisierung brachte die Europäische Union im Bereich des passiven Wahlrechts zu Orga-
nen der Personalvertretung bzw. bei Betriebsratswahlen durch den Ersatz des Erfordernisses der 
österreichischen Staatsbürgerschaft durch das Erfordernis der Staatsbürgerschaft zu einem Mit-
gliedsstaat der Europäischen Union, eine Vermehrung der Partizipationsmöglichkeit an innerbe-
trieblichen Entscheidungsprozessen. 
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Bis Mitte bzw. Ende der 1990er Jahre können die dienstrechtlichen Entwicklungen in Einklang 
mit dem Staatskonzept des Sozialstaates gebracht werden. Die Ausweitung der Staatsaufgaben 
hatte auch eine Ausweitung und Spezifizierung dienstrechtlicher Komponenten zur Folge, die 
konsumorientierte Wirtschaftspolitik bewirkte eine deutliche Verbesserung der besoldungsrecht-
lichen Situation der Bediensteten. Durch die Erschließung neuer Aufgabenfelder wie Telegra-
fen-, Telefon und Eisenbahnverwaltung, der behördlichen Aufsichtsführung über die Implemen-
tierung der, im Anschluss an die Industrielle Revolution rasant anwachsende Zahl technischer 
Geräte, Maschinen und Technologien, der Kontrolle von Arbeitnehmerschutzvorschriften, kam 
es nicht nur zu einer zahlenmäßigen Zunahme an Beschäftigten, sondern auch zu einem Anstieg  
der Zahl der Fachnormen sowie differenzierender dienstrechtlicher Regelungen, die den Rahmen 
für die Aufgabenerfüllung hinsichtlich Ausbildung, Besoldung, etc. bildeten. Das Berufsbeam-
tentum mit seinen wesentlichen Charakteristika wurde die tragende Säule dieser Entwicklung.  
Beginnend mit der Spätphase der 1990er Jahre allerdings, zeigen sich deutlich fassbare Einflüsse 
des Verwaltungsreformkonzepts des New Public Management auch auf organisatorischer und 
dienstrechtlicher Ebene. Diese erfolgten durch Ausgliederungen von Aufgaben oder ganzen 
Organisationseinheiten verbunden mit deren Aufgaben, Deregulierung und Entflechtung sowie 
neue, vornehmlich dem Bereich der Betriebswirtschaft entlehnte Methoden der „Unternehmens-
führung“ wie Mitarbeiter- und Teamarbeitsgespräche, Flexibilisierungsklauseln sowie eine De-
zentralisierung und Verlagerung der Budgetverantwortlichkeit auf nachgeordnete Systemeinhei-
ten. Der noch nicht abgeschlossene Prozess geht dahin, dass nach- und untergeordnete Syste-
meinheiten ihre Aufgabenerfüllung zunehmend in eigenverantwortlicher Budget- und Ressour-
cenverwaltung wahrnehmen sollen. Eine tiefgreifende strukturelle Veränderung des dienstrecht-
lichen Systems an und für sich bzw. dessen charakteristischer Merkmale wurde damit aber 
(noch) nicht bewirkt, allerdings könnte ein weiterer Ausbau dieser Reformgedanken sehr wohl 
so weit reichende Veränderungen mit sich bringen, dass letztlich auch der Komplex des dienst-
rechtlichen Normensystems einen so gravierenden Systemwandel unterläuft, dass aufgrund we-
sentlich geänderter Systemparadigma ein Systemwechsel konstatiert werden wird können. 
Die schon in der Verfassung verankerten Leitgedanken der sparsamen und wirtschaftlichen 
Verwaltungsführung werden nunmehr die Postulate der Effektivität (Wirkungsorientierung: die 
eingesetzten Mittel sollen möglichst viel an gewünschter Leistung bringen) und Effizienz (die 
gewünschten Leistungen sollen mit möglichst geringem Mittelaufwand erbracht werden) näher 
spezifiziert. Die Umsetzung dieser Vorgaben bedarf aber auch der Implementierung von Metho-
den und Institutionen der Evaluierung, Kontrolle sowie Sanktionierung und darauf gerichteter 
prozessualer Abläufe. Der insbesondere seit dem Jahre 2000 mit dem Regierungsantritt der klei-
nen Koalition unter Beteiligung von ÖVP und FPÖ zunehmend öffentlich geführte Diskurs um 
die Notwendigkeit eines neuen Dienstrechts in Form eines Bundesmitarbeitergesetzes weist in 
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diese Richtung, ohne dass aber ein umfassender Entwurf ausgearbeitet bzw. vorgelegt worden 
ist. 
Die vorliegende Arbeit zeigt im diachronen Vergleich, dass die Entwicklungstendenz der öster-
reichischen Verwaltung zumindest seit dem Mittelalter in einer Zentralisierung der Verwal-
tungshandelns im Sinne einer Bündelung der Entscheidungskompetenz sowie des Fachwissens 
vor dem Hintergrund einer immer komplexer werdenden Welt und einer Zunahme der Staats-
aufgaben bestand. 
Das Ergebnis dieser Entwicklung war der die rationale Herrschaft stützende und symbolisieren-
de bürokratische Verwaltungsstab. Vergleicht man aber den mit den von den Ideen des NPM 
inspirierten Maßnahmen intendierten zukünftigen, faktischen Soll-Zustand mit dieser Entwick-
lungsgeschichte sowie den Ergebnissen dieser Entwicklung, so muss aber festgestellt werden, 
dass diese Maßnahmen durchaus geeignet sind, die österreichische Verwaltung wiederum in 
einen Zustand zu versetzen, der diese nicht nur in ihrer institutionellen und organisatorischen 
Verfasstheit, sondern auch in ihrer Leistungsfähigkeit, die sich mit dieser zunehmenden Fokus-
sierung von Kompetenzen auch steigend entwickelt hat, zurückzusetzen. Insbesondere die unter 
den Schlagworten „Flexibilisierung“ des Dienstrechts und „Mobilitätsförderung“ intendierten 
Veränderungen, die auf eine Anpassung dienstrechtlicher Normen an die arbeitsrechtlichen 
Normensysteme des privaten Sektors abstellen, müssen vor dem Hintergrund betrachtet werden, 
dass der private Sektor in einem Raum der marktwirtschaftlichen Konkurrenzsituation agiert, 
der als negativer Sanktionsmechanismus die Eliminierung des agierenden Wirtschaftssubjekts 
aus dem ökonomischen Interaktionsverhältnisses vorsieht. Diese Konkurrenzsituation bedingt 
Wettbewerb, der den handelnden Wirtschaftssubjekten Freiräume auch in arbeitsrechtlicher 
Sicht lassen muss. Konsequenz schlechten Wirtschaftens ist der Ausschluss aus dem ökonomi-
schen System, wobei aber grundsätzlich ein anderes Wirtschaftssubjekt in die Position des aus-
geschiedenen nachrückt, sofern die allgemeinen Rahmenbedingungen es ermöglichen und ratio-
nal erscheinen lassen. 
Der (Wohlfahrts-)Staat hingegen unterscheidet sich vor der Hintergrund dieser – stark verkürz-
ten – Darstellung schon dadurch, dass ein negative Qualitätskontrolle durch Ausscheiden aus 
dem Gesamtsystem nicht nur nicht vorgesehen ist, sondern auch nicht als wünschenswert ange-
sehen werden kann und zahlreiche seiner Leistungen  Schon diese kurze und vereinfachte Ge-
genüberstellung rudimentärer Eckpunkte zeigt aber, dass es sich bei der staatlichen Verwaltung 
und dem marktwirtschaftlich organisierten Wirtschaftssystem um 2 gänzlich verschiedene Sys-
teme handelt und somit die in diesen Systemen angewendeten Methoden im weitesten Sinne 
nicht unbeschränkt wechselseitig übertragbar sind. Bei einer zu weit gehenden Übertragung 
marktwirtschaftlich orientierter Reglungsansätze auf das System der staatlichen Verwaltung 
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besteht daher die Gefahr, dass ebendiese Leistungsdefizite und Funktionseinbußen der Verwal-
tung wiederkehren, die durch Regulierung, Bündelung von Kompetenzen und Vermeidung von 
kompetitiven Situationen überwunden wurden. 
Zusammenfassend kann daher vor dem Hintergrund eines diachronen Vergleichs festgestellt 
werden, dass die über die Jahrhunderte zu beobachtende stringente Entwicklungstendenz einer 
Verdichtung und Zentralisierung des institutioneller und dienstrechtlicher Komponenten des 
Öffentlichen Dienstes seit Ende der 1990er Jahre aufgebrochen scheint, Demokratisierung- und 
Egalisierungstendenzen aber weiterlaufen, da diese auch Teil des gegenwärtig verfolgten Re-
formkonzeptes sind. 
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16. Anhänge: 
 
1. Kurzfassung: 
Das Dienstrecht des Öffentlichen Dienstes hat eine lange Tradition und bildet einen speziellen 
Teil des Arbeitsrechts, der ausschließlich für den staatlichen Sektor Gültigkeit hat. Mit der Ent-
wicklung dieses Dienstrechts im weiteren Sinn beschäftigt sich die vorliegende Arbeit und legt 
den Untersuchungsfokus auf die Tendenzen, Ursachen und insbesondere Auswirkungen dieser 
Entwicklungen. Die Auswirkungen werden vor dem Hintergrund von partizipatorischen Demo-
kratietheorien, der Public Choice Theorie, der rechts- bzw. organisationssoziologischen Theorie 
nach Luhmann sowie unter Darstellung des klassischen Bürokratiemodells nach Max Weber 
untersucht. Des Weiteren werden die Entwicklungen unter den Aspekten des kriselnden Sozial-
staatsmodells bzw. Konzepten der Verwaltungsreform wie New Public Management beleuchtet. 
Methodisch wurde insbesondere auf hermeneutische Textanalyse und Interviews zurückgegrif-
fen. Die Arbeit enthält auch eine ausführliche Darstellung des historischen Werdegangs österrei-
chischer Staatsverwaltung in institutioneller und dienstrechtlicher Hinsicht vom Mittelalter bis 
dato.  
 
 
2. Abstract: 
The service regulations of the Public Service have a long tradition and form a special part of the 
labour law that has only valid for the state sector. Engaged in the development of this service in 
the broader sense, the present work and sets the investigation focus on the trends, causes and 
particular effects of these developments. The impact against the background of participation 
oriented theories of democracy, the theory of public choice, aspects of the model of sociology of 
law and organisations examined by Niklas Luhman and of sociological theory under representa-
tion of the classic bureaucratic model of Max Weber. Furthermore, the developments in the so-
cial aspects of the ailing state archetype of welfare state and concepts of public administration 
reform are highlighted, such as New Public Management. Methodically was particularly resorted 
to hermeneutic text analysis and interviews. The work also contains a detailed description of the 
historical development of Austrian public administration in terms of institutional and legal ser-
vices from the middle ages to date. 
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 Dr. Anita Pleyer, Leiterin der Abt. III/1 „Allgemeines Dienstrecht“ der Sektion III im Bun-
deskanzleramt, 21.12.2011, 16.00-17.30 Uhr. 
 Mag. Stefan Ritter, Mitarbeiter in der Abt. III/1 „Allgemeines Dienstrecht“ der Sektion III im 
Bundeskanzleramt, 21.12.2011, 16.00-17.30 Uhr. 
 Dr. Wilhelm Gloss, Stellvertretender Vorsitzender der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst und 
langjähriger Leiter des Bereichs Dienstrecht, 20.12.2011, 15.00-17.00 Uhr. 
Die transkribierten Interviewtexte befinden sich und verbleiben im Besitz des Verfassers. 
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5. Interviewfragebogen: 
Experteninterview 
I. Persönliches: 
1. Wann sind Sie in den Bundesdienst eingetreten und in welcher Position? 
2. Beschreiben Sie bitte kurz die wichtigsten Etappen Ihres beruflichen Werdeganges: 
3. Wann sind Sie erstmals in eine Führungsposition bestellt worden? 
II. Systemorganisation: 
1. Was ist der Aufgabenbereich Ihrer Abteilung bzw. der Sektion III? 
2. Wie erfolgen im Allgemeinen die prozessualen Abläufe bei Dienstrechts-Novellen? 
III. Thema Entwicklung: 
1. Was sind Ihrer Erinnerung nach die markantesten Veränderungen im Berufsfeld der Öf-
fentlich Bediensteten seit 1945 in den Bereichen 
a) Dienstrecht? 
b) Arbeitsumfeld? 
c) Öffentliche Wahrnehmung? 
2. Was waren die Ursachen, Hintergründe, Motive dieser Veränderungen? 
3. Wie bewerten Sie die a) Zielsetzungen 
  b) Umsetzung 
  c) Auswirkungen 
dieser Veränderungen: ablehnend, kritisch oder zustimmend? 
4. Verlief die Entwicklung in einer Gesamtbetrachtung eher harmonisch oder gab es „revo-
lutionäre Brüche“? Gibt es Fremdkörper im System? 
5. Ist das Dienstrecht „demokratischer“ im Sinne einer Zunahme kollektiver Mitbestim-
mung/Rechte bzw. individueller Rechte/Mitbestimmung geworden? 
6. Gibt es Egalisierungstendenzen? 
IV. Ideologie bzw. Modelle der Verwaltungsreform: 
1. Hat sich der ideologische Wiederstreit zwischen Wohlfahrtsstaat und Neoliberalismus 
auch im Bereich des Dienst- und Besoldungsrechts niedergeschlagen? Welche Reformen 
standen unter welchem Einfluss? 
2. Seit Mitte der 90er steht die Verwaltungsreform auch in Österreich unter der Leitidee 
des New Public Management. 
a) Wie ist Ihre grundsätzliche Einstellung dazu? 
b) Welche Reformen standen unter diesem Leitbild? 
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c) Welche Auswirkungen zeitigten diese Reformen? 
d) Wie war die Akzeptanz der Bediensteten? 
V. Sozialpartnerschaft: 
1. Wie sehen Sie die Rolle des Dienstgebers in der zeitlichen Abfolge hinsichtlich 
a) Veränderungen in dessen „Forderungen“ in Form der Ministerialentwürfe bzw. 
Regierungsvorlagen? 
b) Sehen Sie Änderungen im Verhandlungsstil? 
2. Wie sehen Sie die Rolle der Gewerkschaft in dieser Zeit hinsichtlich 
a) Mitgestaltungsmöglichkeit: mehr oder weniger eingeräumt? 
b) Konfrontation: Was waren Anlassfälle für Konfrontationen, die das „übliche 
Maß“ sozialpartnerschaftlichen Dialogs überschritten (Betriebsversammlungen, 
Streik)? Ziele erreicht, war nicht mehr zu gewinnen oder - rückblickend betrach-
tet – zu früh zurückgesteckt? 
Bedeutung für die Bediensteten 1945 bis heute? Ab- oder zugenommen? 
VI. Europäische Integration: 
1. Wie sehen Sie unter dem Schlagwort „dienstrechtliche Veränderungen“ den EU-Beitritt 
Österreichs in Richtung 
a) Verschiebung der Akteursebene: Gibt es noch genügend Spielraum für nationale 
Entscheidungen? 
b) Von welcher Relevanz ist die internationale Vernetzung bzw. Einbringung in den 
europäischen Gesetzwerdungsprozess für die Republik? 
c) Haben sich die bisher notwendig gewordenen Anpassungen eher zum Vorteil des 
Dienstgebers oder Dienstnehmer ausgewirkt? 
d) Haben diese Veränderungen die Systematik und Homogenität des Bundesdienst-
rechts eher negativ, neutral oder positiv beeinflusst? 
VII. Ausblick: 
1. Welche Wunschvorstellungen hegen bzw. welche Forderungen stellen Sie für den Be-
reich der Bediensteten des Öffentlichen Dienstes, die in den nächsten 20 Jahren eintre-
ten bzw. umgesetzt werden sollen: 
a) Was soll durch gesetzliche Regelung erreicht werden? 
b) Was soll sich auf bürokratischer Ebene verändern (Arbeitskultur, Führungsstil, 
neue Technologien)? 
c) Bereich Öffentlichkeit - Medien? 
2. Was davon ist realistisch? 
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VIII. Stichwort „Bundesmitarbeitergesetz“: 
a. Wie ist Ihre grundsätzliche Position bzw. die des Dienstgebers? 
b. Wie muss so ein BMG aussehen, dass es eine positive Veränderung bewirkt? 
c. Was muss aus Dienstgebersicht unbedingt enthalten sein? 
d. Was wäre aus der Position der Legistik wünschenswert? 
e. Wo liegen Gefahren einer so weitreichenden Neugestaltung? 
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6. Abkürzungsverzeichnis: 
Abs.    Absatz 
Aufl.    Auflage 
ASVG    Allgemeines Sozialversicherungsgesetz 
APG    Allgemeines Pensionsgesetz 
Bd.     Band 
BDG    Beamten-Dienstrechtsgesetz 1977 
BDG 1979   Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 
B-VG    Bundes-Verfassungsgesetz 
BGBl.    Bundesgesetzblatt 
BlgNR    Beilage zu den Stenografischen Protokollen des Nationalrats 
B-VG    Bundes-Verfassungsgesetz 
bzw.     beziehungsweise 
DK     Dienstklasse 
d.h.     das heißt 
d.s.     das sind 
etc.     et cetera 
EU     Europäische Union 
EuGH    Europäischer Gerichtshof 
f.     folgende 
ff.     fortfolgende 
GehÜG    Gehaltsüberleitungsgesetz 
grds.    grundsätzlich 
GP     Gesetzgebungsperiode 
i.d.F.    in der Fassung 
i.d.R.    in der Regel 
leg.cit.    legis citatae (siehe die zuletzt vollständig zitierte Rechtsvorschrift) 
Nr.      Nummer 
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o.ä.    oder ähnliches 
OrgE   Organisationseinheit(en) 
Prov. NV  Provisorische Nationalversammlung 
PV    Personalvertretung 
RGBl.   Reichsgesetzblatt 
RV    Regierungsvorlage 
Slg.Nr.  Sammlungsnummer (fortlaufende Nummerierung der amtlichen Sammlung 
der Erkenntnisse und Beschlüsse des Verfassungsgerichtshofes) 
StGB  Strafgesetzbuch 
StGBl.   Staatsgesetzblatt 
u.    und 
usw.   und so weiter 
VB    Vertragsbedienstete 
VfGH   Verfassungsgerichtshof 
VG    Verwendungsgruppe 
ZA    Zentralausschuss 
z.B.    zum Beispiel 
z.T.    zum Teil 
§    Paragraf 
§§    Paragrafen 
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